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220. Sitzung 

Bonn, den 6. Juni 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 

GRÜNEN hat fristgerecht eine Änderung der heuti-
gen Tagesordnung beantragt. Diesen Antrag wer-
den wir im Anschluß an die Behandlung des Zusatz-
tagesordnungspunktes 8 behandeln. 

Ich rufe Zusatzpunkt 6 der Tagesordnung auf: 
Aktuelle Stunde 
Gesundheitliche und ökonomische Folgen 
des Reaktorunfalls von Tschernobyl für die 
Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepu-
blik Deutschland 

Die Fraktion der SPD hat gemäß Nr. lc der Anla-
ge 5 unserer Geschäftsordnung diese Aktuelle 
Stunde verlangt. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver

-

ehrten Damen und Herren! Tschernobyl hat die 
Menschen und die Politik erschüttert. Ich möchte 
gerne beginnen, indem ich von mir rede und die 
Frage stelle, was dieser Vorgang bei mir bewirkt 
hat. 

Für mich hatte die Katastrophe von Tschernobyl 
die unmittelbare Auswirkung, daß mein Sohn schul-
frei bekam, weil auf dem Schulhof seiner Schule 
eine Radioaktivität gemessen wurde, die als ge-
sundheitsgefährlich angesehen wurde. Der 2 000 km 
entfernte Reaktorunfall hatte also die Auswirkun-
gen, daß meine Kinder nicht mehr zur Schule gin-
gen. Nach dem Unfall habe ich das Gras in meinem 
Garten selbst gemäht und meinen Kindern gesagt: 
Laßt das bitte. Ich habe es nicht auf den Kompost 
getan wie normalerweise, sondern in den Müll — 
mit einem schlechten Gewissen; denn ich habe mir 
die Frage gestellt: Wo wird das jetzt landen? 

Der Unfall hat auch dazu geführt, daß ich über 
das Thema Restrisiko und die Frage der Abschät-
zung, was eigentlich Reaktorsicherheit bedeutet, 
nicht mehr so reden kann wie vor Tschernobyl. Ich 
bin nicht mehr Beobachter und Betrachter, der Zah-
len zur Kenntnis nimmt, sondern ich bin unmittel-
bar Betroffener. Deswegen glaube ich, daß die Fra-
ge, die aufgeworfen ist, nicht die nach der  Wahr

-

scheinlichkeit eines solchen Unfalls ist, sondern die 
nach der Qualität des Risikos. 

Es hat keinen Sinn, bei dieser Frage in Technolo-
giechauvinismus zu machen. Jedes technische Sy-
stem hat sein Risiko. Auch bei uns ist das Restri-
siko von Null unterschiedlich. Das wirft die Frage 
nach der Qualität dieses Risikos auf; denn das, was 
als unwahrscheinlich galt, von dem auch ich hoffte, 
daß es niemals eintreten würde, ist für viele Men-
schen in der Ukraine zur tödlichen Wirklichkeit ge-
worden. Es ist zur Wirklichkeit geworden, die die 
kommende Generation in erheblichem Umfang be-
lastet. 

Die Bundesregierung reagiert auf diese Heraus-
forderung nach dem Motto: „Weiter wie bisher." In 
keinem einzigen politisch entscheidenden Punkt — 
weder bei Kalkar noch bei Wackersdorf, noch in der 
Frage, was man eigentlich tun kann, um jedenfalls 
mittelfristig eine Perspektive für ein sicheres Ener-
giesystem ohne Atomkraft zu eröffnen — ist die 
Bundesregierung bereit, Konsequenzen zu ziehen. 
Wir hören schöne Worte, aber es folgen keine Ta-
ten. 

Nachdem sich diese Regierung für die morali-
schen Fragen als taub erwiesen hat, wollen wir 
heute wenigstens wissen, ob sie einen Überblick 
über die gesundheitlichen und die ökologischen Fol-
gen hat. 

Welche Auswirkungen haben eigentlich die „nied-
rigen" Strahlenwerte? Welche Bedeutung haben die 
langlebigen Nukleide in der Nahrungskette? Welche 
Folgen hat das für die Landwirtschaft? Warum hat 
die Strahlenschutzkommission bei ihren Grenzwer-
ten das zugrunde gelegt, was EG-weit gilt, nämlich 
500 Millirem Ganzkörperbelastung pro Jahr und 
nicht die 30 Millirem, die in der Bundesrepublik gel-
ten? Warum sagt die Bundesregierung hierzu kein 
einziges Wort? Da muß Klarheit her. Entweder gel-
ten die 30 Millirem oder die 500 Millirem bei uns. 

Wir wollen auch Auskunft darüber, was es bedeu-
tet, daß das Gemüse untergepflügt werden soll. Was 
passiert mit dem radioaktiven Heu? Wie steht es 
um die vorhandenen langlebigen Nukleide? Es 
reicht doch nicht, nur zu behaupten, es gebe keine 
akute Gefahr. Was passiert in den anderen Berei-
chen unserer Wirtschaft? Sie wissen doch wie ich, 
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Dr. Hauff 
wie es um die Touristik steht. Da gibt es große Pro-
bleme. Das gilt für den Luftverkehr, aber auch für 
das Hotelwesen und den Fremdenverkehr. 

Wir erwarten von Ihnen, daß Sie nicht nur Hor-
rorzahlen in Umlauf bringen über die Fragen, was 
passieren würde, wenn man ernsthaft versuchte, 
ohne Kernkraft zu leben — Sie setzen Billionenzah-
len von Kosten in die Welt —, sondern wir erwarten 
von dieser Bundesregierung auch, daß sie mit der 
gleichen Ernsthaftigkeit endlich Daten und Fakten 
über die gesundheitlichen und ökonomischen Fol-
gen von Tschernobyl auf den Tisch legt. 

(Beifall bei der SPD) 
Was hat uns dieser Unfall gekostet? Wir haben 
diese Aktuelle Stunde beantragt, weil wir es nicht 
durchgehen lassen werden, wenn Sie versuchen, die 
Situation mit dem Horrorgemälde der Massenver-
elendung beim Verzicht auf die Kernkraft zu be-
streiten, sondern wir erwarten von Ihnen, daß Sie 
zu diesen Problemen, die die Bürgerinnen und Bür-
ger in unserem Lande beschäftigen, endlich klar 
und deutlich Stellung nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Tschernobyl war eine Kata-
strophe, die uns alle betrifft. Wer die grün-rote Kri-
tik der letzten Wochen gehört hat, mußte allerdings 
den Eindruck gewinnen, Tschernobyl liege nicht in 
der Ukraine, sondern in Niedersachsen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Hönes 
[GRÜNE]: Die Sowjets natürlich!) 

Die GRÜNEN haben auf ihrem Bundesparteitag 
beschlossen: Alle deutschen Kernkraftwerke sind 
sofort stillzulegen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist richtig!) 
Das sind die teuersten und sichersten der Welt! Sie 
haben es abgelehnt, eine entsprechende Forderung 
an die Sowjetunion zu richten, die doch den Kern-
kraftwerkunfall ausgelöst hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Quatsch, das ist 

doch nicht wahr!) 

Vizepräsident Stückten: Herr Abgeordneter Dreg-
ger, ich darf einen Moment unterbrechen. — Ich 
dulde diese permanenten Zwischenrufe nicht mehr. 
Ich bitte, § 38 unserer Geschäftsordnung zu lesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren, was sind Sie eigentlich für eine Gesellschaft? 
Sie haben sich mit diesen Beschlüssen verhalten 
wie Agenten der Sowjetunion. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das nehmen Sie 
zurück! — Anhaltende weitere Zurufe von 

den GRÜNEN und der SPD) 

Offenbar haben Sie nur einen Gegner: das eigene 
Land und den Westen. Selbst Moskau nehmen Sie 
von der Kritik aus. 

(Fortgesetzte Zurufe von den GRÜNEN 
und der SPD) 

Meine Damen und Herren, was ist zu tun, nach-
dem die miserablen Sicherheitsvorkehrungen der 
Sowjetunion dieses Unglück ausgelöst haben? 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Bei dem soll

-

ten Sie § 38 anwenden! — Anhaltende Zu

-

rufe von den GRÜNEN und der SPD  — 
Roth  [SPD]: Wo sind wir denn?) 

Wir können auch national die Hände nicht in den 
Schoß legen. Wir müssen erstens unsere Sicher-
heitsstandards weiter verbessern. Wir müssen zwei-
tens unser Energiesparprogramm, das bereits er-
hebliche Erfolge hatte, fortführen. Drittens müssen 
wir nach attraktiven Alternativen zur Kernenergie 
suchen. Wir sind keine Kernkraftfetischisten. 

(Zurufe von der SPD: Na, na!) 

Deshalb haben wir nach der Regierungsübernahme 
die Forschungsprogramme für die Solarenergie 
und andere Energiearten verstärkt. 

(Anhaltende Unruhe und Zurufe) 

Schließlich müssen wir eine bessere Vorsorge für 
einen Unglücksfall treffen, der uns j a auch von au-
ßen berühren kann. 

Durch die Zusammenfassung der Kompetenzen 
des Bundes in einem Ministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit und durch die Be-
rufung eines hervorragenden Politikers, des bishe-
rigen Frankfurter Oberbürgermeisters, in dieses 
Amt, hat der Bundeskanzler dafür die Vorausset-
zungen geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

Wichtiger noch ist bei unserer geographischen 
Lage der internationale Ansatz. Die Sowjetunion 
unterhält 60 Kernkraftwerke. In unmittelbarer 
Nähe von uns, in der DDR und in der Tschechoslo-
wakei, gibt es 10 Kernkraftwerke. 12 Kernkraft-
werke sind in der DDR und in der Tschechoslowa-
kei im Bau. Die Sowjetunion hat erklärt, daß sie 
weitere Kernkraftwerke bauen werde. Das ist auch 
die Haltung unserer westlichen Nachbarn, insbe-
sondere der Franzosen, die bereits 60 % ihres 
Stroms aus Kernenergie erzeugen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, was soll bei diesem 
Tatbestand die Krähwinkelei eines nationalen Aus-
stiegs aus der Kernenergie? Was würde denn das 
bewirken? 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Einige müs

-

sen doch anfangen!) 

Die Gefährdung, die uns vor allem von außen droht, 
würde nicht beseitigt. 

(Zuruf des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE]) 
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Dr. Dregger 
Das einzige, was wir erreichen würden, wäre, daß 
wir sichere und wertvolle Arbeitsplätze zerstören. 
Wir würden unsere Erfolge im Kampf gegen das 
Waldsterben zunichte machen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sie sind ein 
Panikmacher! — Zuruf von der SPD: Sie 

sind ein Sowjetagent!) 
Wir würden jeden Einfluß auf die weitere Entwick-
lung verlieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unsere Aufgabe kann 
nicht die des Aussteigers sein; diese liegt Ihnen 
natürlich besonders nahe. Unsere Aufgabe muß die 
des Vorreiters sein, des Vorreiters zu mehr Sicher-
heit bei uns und den anderen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Bundeskanzler hat schon von Tokio aus zu 
einer Sicherheitskonferenz eingeladen, zu der wir 
alle Staaten bitten, in denen Kernenergie erzeugt 
wird. Das Echo auf diesen Vorschlag ist außeror-
dentlich positiv. Wir rechnen damit und hoffen dar-
auf, daß in Kürze diese Sicherheitskonferenz statt-
findet. Ihre Aufgaben sind es, erstens Sicherheits-
standards verbindlich festzulegen und fortzuent-
wickeln, zweitens diese Standards international zu 
kontrollieren, 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 
drittens ein Frühwarnsystem zu schaffen, an dem 
alle Kernkraftwerke angeschlossen sind, 

(Ströbele [GRÜNE]: Und Bunker bauen!) 
viertens Schadensregelungen zu treffen für den 
Fall, daß Nachbarn verletzt werden. 

Meine Damen und Herren, Angst ist menschlich, 
aber Angst und Panik sind schlechte Ratgeber, 
wenn es zu handeln gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir brauchen Besonnenheit, Klugheit und Redlich-
keit. Das ist unsere Energiepolitik zu der es keine 
vernünftige Alternative gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Was lernen wir aus Tschernobyl, 
und welche Konsequenzen sind zu ziehen? Die 
heute millionenfach erhobene und goldrichtige For-
derung lautet: Raus aus der Atomenergie, und zwar 
so schnell wie möglich! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 	- 
Wer heute wie die Regierungsparteien und die SPD 
den ernsthaften Konflikt mit der Atomindustrie 
und den Stromkonzernen scheut und die atomare 
Energieversorgung bis in das nächste Jahrtausend 
verlängern will, hat Schwierigkeiten, wenn er dies 
mit Vorzügen der Atomenergie begründen will. 

Heute hält sich die Atomgemeinde über Wasser, 
indem sie die Nachteile, die der rasche Ausstieg aus 
der Atomenergie angeblich zur Folge hätte, aufli-
stet und beschwört. 

Vor zehn Jahren hieß es, ohne ein Atomkraftwerk 
in Wyhl gehen die Lichter aus. Heute sagen Sie, ein 
Verzicht auf Kernenergie würde jeden von uns 
schwer belasten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es auch!) 

Die größten Verharmloser der Atomenergie sind 
gleichzeitig die größten Panikmacher, Herr Dreg-
ger, wenn es um den Ausstieg geht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Paniklüge von den Nachteilen des Ausstiegs für 
jeden einzelnen ist etwa so glaubwürdig wie die 
Beteuerung, ein Super-GAU sei unmöglich. 

Denn, meine Damen und Herren, der kurzfristige 
Ausstieg aus der Atomenergie ist machbar und vor-
teilhaft für die große Mehrheit der Bevölkerung. 
Die Horrorszenarien und Abschreckungsvisionen 
von Bundesregierung und Atomindustrie sind halt-
los. Das Scheinargument Nummer eins behauptet, 
Atomenergieverzicht bedeute automatisch erhöh-
ten Schwefeldioxid- und Stickoxidausstoß aus Koh-
lekraftwerken. Hierzu eine grundsätzliche Bemer

-

kung: Wer heute der Bevölkerung die Alternative 
Pseudokrupp oder Strahlenkrebs auftischt und das 
eine gegen das andere auszuspielen sucht, stellt der 
Energiepolitik dieser und vergangener Regierun-
gen ein Zeugnis aus, wie es vernichtender nicht aus-
fallen kann. 

Verantwortlich für dieses ökologische Dilemma 
sind alleine die Energiemonopole und die staatstra-
genden Parteien, die dem RWE und anderen Um-
weltverschmutzern jahrelang als Taschenträger zur 
Seite standen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Spätestens seit Tschernobyl wissen wir zwar alle, 
daß die radioaktiven Emissionen die schlimmsten 
Emissionen sind; dennoch, wir wollen weder radio-
aktive Strahlenschleudern noch fossile Dreck-
schleudern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Unser Ausstiegskonzept, das wir Ihnen bereits 
vor zwei Jahren im Zusammenhang mit dem Atom-
sperrgesetz vorgelegt haben, sieht deshalb vor: er-
stens Soforteinstieg in die Politik einer radikalen 
ökologischen Optimierung des fossilen Kraftwerks-
parks, 

(Seiters [CDU/CSU]: In Rußland oder wo?) 

um zweitens zu erreichen, daß beim Abschalten der 
Atomkraftwerke innerhalb von zirka sechs Mona-
ten 

(Dr. Dregger: [CDU/CSU]: Gilt das auch für 
Rußland? — Seiters [CDU/CSU]: In Mos

-

kau oder wo?) 

eine Erhöhung der fossilen Emissionen unterbleibt. 
Dies ist unsere Antwort auf eine Politik, die weder 
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Frau Hönes 
den Dreckschleudern noch der Atommüllproduk-
tion ernsthaft Einhalt gebieten will. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wie ist es mit der 
DDR und der Tschechoslowakei?) 

Die Zeit drängt; je höher der Atomstromanteil, de-
sto schwieriger der Ausstieg, je länger die Atom-
energienutzung, um so wahrscheinlicher ein Super

-

GAU bei uns, der alles zunichte macht. 

Das zweite Scheinargument gegen den kurzfristi-
gen Ausstieg aus der Atomenergie lautet, dies sei 
ökonomisch nicht zu verkraften. Diesen Unsinn be-
haupten ausgerechnet diejenigen, die in der Ver-
gangenheit über 25 Milliarden DM Steuergelder in 
die Atomenergie gepumpt haben. Das behaupten 
diejenigen, die auch heute noch jährlich über eine 
Milliarde D-Mark aus dem Forschungsetat in Milli-
ardengräber wie Kalkar und Hamm versenken. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das war doch 
noch bei der SPD so! Bei uns zahlt die 

Industrie!) 

Meine Damen und Herren, die Katastrophe von 
Tschernobyl gibt uns eine Ahnung von den wahren 
ökologischen, aber auch ökonomischen Kosten der 
Atomenergie. Würden die volkswirtschaftlichen 
Verluste infolge des Super-Gaus eines einzigen 
AKW in der Bundesrepublik der Atomenergie ange-
rechnet, wäre diese Art der Energiegewinnung tot. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was sagt Herr Gorbat

-

schow?) 

Würden die nur annähernd bestimmbaren volks-
wirtschaftlichen Verluste auf Grund langfristiger 
Atommüllprobleme in die Atomenergiebilanz aufge-
nommen, wäre sie unbezahlbar. Nicht der AKW-
Ausstieg ist ökonomisch nicht zu verkraften, son-
dern das Festhalten an der Atomenergie bedeutet 
eine volkswirtschaftliche Katastrophe. Der Nicht-
ausstieg, meine Damen und Herren, verhindert die 
dringende Umstrukturierung zugunsten der ratio-
nellen Energieversorgung. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Was ist mit der 
Tschechoslowakei?) 

Wie Sie aus den Zeitungen wissen, hat sogar der 
Chef der Preußen-Elektra, Herr Krämer, die ökono-
mischen Berechnungen in dem in Hessen vorgeleg-
ten Ausstiegsszenario als korrekt bestätigt. Allein 
die Errichtung der WAA in Wackersdorf kommt den 
Haushalten demnach teurer zu stehen als der kurz-
fristige Ausstieg aus der Atomenergie. 

Meine Damen und Herren, daraus folgt nur eines. 
Die richtige Konsequenz aus Tschernobyl schafft 
am meisten Sicherheit: kurzfristige Abschaltung al-
ler Atomkraftwerke. 

(Seiters [CDU/CSU]: In der Sowjetunion?!) 

Und solange dies nicht passiert: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und in der 
DDR?!) 

Teilnahme an den bevorstehenden Demonstratio-
nen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor der sowjeti

-

schen Botschaft?) 

in Brokdorf — — 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Hönes, 
ich habe gestern hier aus gegebenem Anlaß mitge-
teilt, daß es ein Mißbrauch unserer Geschäftsord-
nung ist, wenn hier Aufrufe zu Demonstrationen 
ausgesprochen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich werde dementsprechend handeln. 

Darf ich Sie bitten, das — — 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident, es ist ein 
Mißbrauch des Parlaments, wenn — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, wir ha-
ben hier keine Diskussion. Wollen Sie sich des Aus-
schlusses — — 

(Frau Abg. Hönes [GRÜNE] wendet sich 
mit weiteren Worten an den Präsidenten — 
Dr.  Laufs [CDU/CSU]: Das ist ja unglaub-
lich! Wo sind wir denn! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU und von den GRÜNEN) 

Frau Abgeordnete Hönes, begeben Sie sich bitte 
auf Ihren Platz. 

(Anhaltende Zurufe) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Eimer. — Ich 

mache noch einmal darauf aufmerksam, daß trotz 
aller uns sehr stark berührender Thematik doch die 
Ordnung aufrechterhalten werden muß, damit es 
möglich ist, in diesem Parlament frei zu sprechen 
und die Meinung zu sagen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Die Meinung zu sa

-

gen, das gilt auch für uns! — Weitere Zu

-

rufe der Abg. Frau Hönes [GRÜNE] und 
weiterer Abgeordneter der GRÜNEN) 

Ich rufe Sie zur Ordnung, wenn Sie die Geschäfts-
ordnung mißbrauchen. Darum geht es, um nichts 
anderes. 

(Ströbele [GRÜNE]: Trotzdem fahren wir 
nach Wackersdorf und Brokdorf!) 

Herr Abgeordneter Eimer, bitte. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben ein Thema auf der 
Tagesordnung, an das sich aber kaum jemand hält. 

Meine Damen und Herren, das Unglück von 
Tschernobyl zeigt uns, daß unsere Sicherheit vor 
Kernkraftunfällen nicht allein von der Sicherheit 
unserer Kernkraftwerke, sondern in gleicher Weise 
von der unserer Nachbarn abhängt. Wenn wir fest-
stellen können, daß wir noch einmal davongekom-
men sind, was gesundheitliche Schäden betrifft, 
dann deswegen, weil Tschernobyl über 1000 Kilo-
meter von uns entfernt ist. Wer einigermaßen seriös 
argumentiert, muß zugeben, daß bei uns gesund-
heitliche Schäden nicht entstanden sind 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜ

-

NEN) 
und rechnerisch mögliche Langzeitschäden nach 
dem heutigen Wissensstand unterhalb der Nach- 
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Eimer (Fürth) 
weisgrenzen liegen. Hier sind aber noch langfri-
stige Untersuchungen notwendig, die auch bereits 
begonnen worden sind. 

Nicht davongekommen sind wir, was nötiges 
Handeln, nötige Konsequenzen betrifft, um unsere 
Bevölkerung langfristig zu schützen. So muß auf 
mehreren Ebenen Handeln folgen. Wir müssen 
Konsequenzen z. B. in der Innenpolitik ziehen. Es 
nützt nichts, wenn wir Katastrophenschutzpläne 
für unsere Kraftwerke haben, aber unkoordiniert 
handeln, wenn uns Unfälle von außen tangieren. 
Nur ein klares und entschiedenes Handeln schafft 
Sicherheit und Vertrauen. 

Festzuhalten ist, daß die unterschiedlichen Aus-
sagen verschiedener Landesministerien zu ver-
schiedenen Zeiten in nahezu allen Bereichen zu er-
heblicher Verunsicherung der Bevölkerung beige-
tragen haben. Dies ist zumindest ein administrati-
ver Fehler, den sich sowohl die Bundesregierung 
als auch die Länderregierungen zurechnen lassen 
müssen. Das Vertrauen in die politische Admini-
stration hat zweifellos gelitten. 

Die Einrichtung eines neuen Umweltministeri-
ums ist ein konsequenter Schritt, nicht nur wegen 
der Erfahrung von Tschernobyl, sondern auch we-
gen anderer Umweltbelastungen. Diesem Ministe-
rium ist jeder Erfolg zu wünschen. Es wird für die 
Zukunft innenpolitisch eines der bedeutendsten 
Ressorts sein, und es wird im Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit stehen wie kaum ein zweites Haus. Die-
ses Ministerium und seine Führungsspitze brau-
chen daher unsere Unterstützung 

(Bindig [SPD]: Unsere Kontrolle!) 

und entsprechende Kompetenzen. 

Besonders problematisch ist, daß aus Tscherno-
byl parteipolitisch Kapital geschlagen wird. Dies 
trägt wiederum nicht zur sachlichen Diskussion der 
Folgen des Reaktorunglücks für die Bundesrepu-
blik bei. Im Gegenteil, es führt zu einem zweiten 
Schub an Vertrauensverlust. Um so mehr begrüßen 
wir die Bemühungen von Frau Minister Süssmuth, 
zu einer einheitlichen Sprachregelung zwischen 
den Ländern und zwischen Bund und Ländern zu 
kommen, soweit es den Gesundheitsschutz betrifft. 

Wenn wir unsere Bevölkerung vor Schaden 
schützen wollen, so müssen wir zum anderen aber 
auch außenpolitisch aktiv werden. Auch dies ist be-
reits durch den Kanzler und den Außenminister ge-
schehen. Wir unterstützen deswegen, so wie Herr 
Dregger gesagt hat, alle Maßnahmen, die zu koordi-
niertem Handeln der Staaten, zu einheitlichen Si-
cherheitsstandards und allem, was dazugehört, füh-
ren; Sie haben dazu sehr ausführlich Stellung ge-
nommen. Wir unterstützen deshalb auch die vorge-
sehene Konferenz, zu der der Bundeskanzler einge-
laden hat. Dies wird unsere Sicherheit im Bereich 
der Gesundheit maßgeblich fördern. 

Schließlich gibt es — damit will ich auf die Rede 
von Frau Hönes kommen — eine dritte Forderung, 
die Forderung nach dem sofortigen Ausstieg aus 
der Kernenergie. 

(Beifall des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Dies würde allerdings bedeuten, daß wir mehr 
Strom aus dem Ausland, vor allem aus Frankreich, 
beziehen müßten. Das würde bedeuten, daß die 
Franzosen mehr Kernkraftwerke bauen müßten; 
unsere Sicherheit würde gefährdet. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Es gibt auch die Möglichkeit, mehr Kohlekraft-
werke zu bauen. Das bedeutet mehr CO2, mehr NO I, 
mehr S02; das bedeutet mehr Waldsterben, mehr 
Gefährdung für uns. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir haben auch 
Gaskraftwerke! — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Haben Sie schon einmal etwas von Umrü

-

stung gehört?) 
Meine Damen und Herren, was mich in diesem 

Zusammenhang am meisten wundert, ist, daß die 
Gefahr des CO2-Anstiegs, die Gefahr der Klimaver-
änderung, die Gefahr des Abschmelzens des Polei-
ses, die Gefahr, daß bei uns die Küstenlinien nicht 
mehr zu halten sind — Wissenschaftler sagen vor-
aus, daß unsere Küstenlinien in diesem Jahrhun-
dert nicht mehr zu halten sind — , überhaupt nicht 
gesehen werden. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Warum? Weil Sie 
alles verhindert haben!) 

Davon sind bei uns in der Bundesrepublik zwei Mil-
lionen Menschen betroffen. Ich verstehe daher 
diese Haltung nicht. Wer die Bevölkerung vor Ge-
fahren schützen will, kann nicht eine gefährliche 
Energie durch eine noch gefährlichere Energie er

-

setzen. 
(Frau Hönes [GRÜNE]: Rüsten Sie um!) 

Wer besonnen handeln will, darf nicht in Panik ge-
raten. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile der Frau Bun-
desminister für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit das Wort. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir fragen uns nach 
Tschernobyl, was wir gelernt haben. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Ja! — Das fra

-

gen wir uns!) 
Ich hoffe, daß alle gelernt haben; ich nehme das 
jedenfalls für mich in Anspruch. 

(Zuruf von der SPD: Da war es auch beson

-

ders nötig!) 
— Ich frage mich, ob das der Fall ist. 

Ich gehe davon aus, daß die Erfahrung mit 
Tschernobyl uns alle geprägt hat. Ich habe mir in 
diesen Tagen immer wieder die Frage gestellt, was 
ich selbst als Mutter einer Tochter vom Gesund-
heitsministerium an Informationen erwartet hätte. 

(Tatge [GRÜNE]: Da wären Sie arg ent

-

täuscht gewesen!) 
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Bundesminister Frau Dr. Süssmuth 
Deshalb war mir jederzeit folgendes wichtig: Was 
immer ich von dem Strahlenunfall gewußt habe, 
was ich über Dosierungen erfahren habe, was ich 
an wissenschaftlichen Einschätzungen durch die 
maßgeblichen Fachleute zur Kenntnis genommen 
und an Empfehlungen in der Frage, welche Konse-
quenzen zu ziehen waren, erhalten habe, ich habe 
alles unverzüglich und ungeschönt an die Öffent-
lichkeit weitergegeben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie haben 14 Tage ge

-

wartet!) 
Es ist leicht, zu tönen und der Regierung vorzu-

werfen, sie sei moralisch taub. Wir haben keine Zeit 
gehabt, zu tönen, sondern es war verantwortlich zu 
handeln, und das ist geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Nach zwei Wochen! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN und der 

SPD) 
Nach allen Informationen, die ich an die Öffent-

lichkeit gegeben habe, haben wir in dieser Woche 
einen weiteren Baustein ergänzend hinzugefügt, 
nämlich das gerade fertiggestellte Faltblatt „Nach 
Tschernobyl", das auf 21 immer wieder gestellte 
Fragen Antworten gibt. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr gut! — Dr. 
Hauff [SPD]: Ein Faltblatt!) 

Mit ihm wollen wir in kompakter, auch für Laien 
verständlicher Form der Bevölkerung jene Fragen 
beantworten, die auch nach dem Abklingen der 
akuten Gefühle der Bedrohung offengeblieben 
sind. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Akute Gefühle?) 
Ich glaube nicht, daß es der richtige Weg war, auf 
Angst noch mit Panikmache zu reagieren; vielmehr 
wäre es wichtig gewesen, sich in Ruhe mit dem, was 
wir wissen, vernünftig auseinanderzusetzen und 
dies der Bevölkerung mitzuteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wenn ich unsere heutige Debatte höre, sehe ich, 

daß bei uns selbst nach wie vor Sprachverwirrung 
herrscht, wenn wir auf unterschiedliche Weise von 
Ganzkörperbelastung und Schilddrüsenbelastung 
ausgehen und vertuschen, daß in der Bundesrepu-
blik von Werten ausgegangen wird, die um das 
Fünffache unter den EG-Werten liegen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist sachlich falsch!) 
— Das ist nicht falsch! Sie gehen von der Verord-
nung der Strahlenschutzkommission mit Werten 
am Kernkraftwerk aus, während in allen anderen 
EG-Staaten die Störfallverordnungen zugrunde ge-
legt worden sind. Bei uns ist ein fünffach niedrige-
rer Wert angenommen worden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist sachlich falsch!) 
— Sie hatten j a eben Gelegenheit, dies klarzustel-
len. 

(Dr. Hauff [SPD]: Es wird dadurch nicht 
wahrer!) 

Dazu sage ich noch einmal: Es hat besondere 
Mühe gekostet, in dem Faltblatt der Bevölkerung 

schwierige Sachverhalte verständlich darzustellen, 
Grenzwerte zu erklären und Aussagen über die Fol-
gen in der Nahrungskette und über die Langzeitfol-
gen zu machen, über all das, was an Fragen von der 
Bevölkerung gestellt wurde. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Es macht Mühe zu 
vertuschen, große Mühe, das glaube ich!) 

Wir haben unmittelbar am 1. Mai die erforderli-
chen Maßnahmen getroffen, um die Einfuhr von 
belasteten Lebensmitteln aus solchen Ländern zu 
verhindern, in denen eine hohe radioaktive Konta-
mination der Umwelt zu erwarten war. Ich lege be-
sonderen Wert auf die Feststellung, daß wir das 
erste Land in der EG waren, das Maßnahmen in 
dieser Richtung ergriffen hat. Wir haben schnell, 
gezielt und unter Zugrundelegung strengster Maß-
stäbe gehandelt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wir waren auch am 
nächsten dran!) 

— Entschuldigen Sie, die ersten Werte sind in 
Schweden und in Finnland gemessen worden, nicht 
bei uns. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das, was Sie sagen, stimmt einfach nicht. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist immer 
so!) 

Insofern ist alles geschehen, was an Vorsorgemaß-
nahmen zum Schutz des Verbrauchers vor gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen zu erfolgen hatte, 
und es ist aus unserer Sicht unmittelbar geschehen. 
Wir haben uns dabei auf die Strahlenschutzkom-
mission gestützt, und das hat sich bewährt; das 
zeigt die Situation, die wir gegenwärtig in der Bun-
desrepublik haben. 

Der Rat der EG hat schließlich am 12. Mai eine 
Verordnung erlassen, die regelt, daß die Einfuhr 
von bestimmten Agrarerzeugnissen aus Ländern, 
die in einem Umkreis von 1 000 km um den Unfall-
ort liegen, bis zum 31. Mai ausgesetzt wurde und 
wie jetzt mit ihnen zu verfahren ist. Als Anschluß-
maßnahme hat die EG eine Regelung getroffen, mit 
der die Grenzwerte für Cäsium 134 und 137 festge-
legt wurden. Um einen einheitlichen Vollzug dieser 
Verordnung sicherzustellen, sind die Länder über 
ihren Inhalt frühzeitig — noch vor ihrem Erlaß — 
unterrichtet worden; die zu treffenden Maßnahmen 
sind mit ihnen abgestimmt worden. 

Wenn Sie fragen, was wir gelernt haben, dann 
muß ich sagen: Nach dem ersten Durcheinander in 
den Ländern hat gerade -- — 

(Ströbele [GRÜNE]: Also doch Durcheinan

-

der! - Kuhlwein [SPD]: Aber Sie waren 
auch daran beteiligt!) 

— Der Grund für dieses Durcheinander lag nicht 
bei uns, sondern in der politischen Profilierungs-
sucht einzelner Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Warum mußte dann 

der Zimmermann gehen?) 
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Bundesminister Frau Dr. Süssmuth 
Im übrigen: Als ich die Bundesländer in dieser Wo-
che zur Festlegung des Grenzwertes für Cäsium 
eingeladen habe, drohte dasselbe Auseinanderge-
hen. Ich bin sehr froh, daß es uns am Dienstagnach-
mittag dieser Woche gelungen ist, ein solches Aus-
einandergehen zu verhindern. Offenbar ist es auch 
bei unterschiedlichen politischen Regierungen in 
unserem Lande möglich, daß wir einige Wochen 
nach dem Unfall vernünftiger reagieren, uns zu ein-
heitlichen Werten in allen Ländern bekennen 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist doch kein 
Vorteil an sich, Einheitlichkeit!) 

und damit für die Bevölkerung verantwortlich han-
deln. Dies ist in dieser Woche geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Inzwischen wird mehr und mehr Menschen in 
unserem Lande deutlich, was von seiten der Wis-
senschaftler schon sehr kurz nach dem Kernkraft-
unfall gesagt worden ist, daß bei uns — anders als 
in Tschernobyl — keine gesundheitliche Gefähr-
dung gegeben war. Mütter brauchen nicht zu be-
fürchten, daß sie auf Grund der Strahlenbelastung 
in der gegebenen Größenordnung geschädigte Kin-
der zur Welt bringen oder daß ihre Kleinst- und 
Kleinkinder geschädigt aufwachsen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Warten Sie ein-
mal ab! — Weiterer Zuruf von den GRÜ-

NEN: Woher wissen Sie denn das?) 

Ich weiß, daß gerade diese Fragen zahlreiche Frau-
en, Mütter und Väter mit Sorgen erfüllen. Deshalb 
habe ich mit aller mir zur Verfügung stehenden 
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit den Rat führender 
Mediziner und Strahlenschutzexperten zu diesem 
Thema eingeholt. Müttern, die ihre Kinder gestillt 
haben oder noch stillen, sei noch einmal gesagt, daß 
höchstens 10 % des von ihnen aufgenommenen ra-
dioaktiven Jod 131 in ihre Milch übergehen können. 
Das haben nuklearmedizinische Untersuchungen 
ergeben. Es bleibt aber für viele Bürger die Frage, 
ob wir mit Spätfolgen rechnen müssen. 

Zu all diesen Fragen ist in der Information an 
den Bürger Stellung genommen worden. Zusam-
men mit dem Bundesgesundheitsamt und der Welt-
gesundheitsorganisation in Kopenhagen und Genf 
haben wir medizinische Untersuchungen nicht nur 
im eigenen Land, sondern auch in den Nachbarlän-
dern, gerade auch in den besonders betroffenen 
Ländern angeregt. 

Ein entscheidender Punkt — lassen Sie mich das 
hier noch einmal sagen — bei all dem ist, daß wir in 
den ersten Tagen keine Informationen hatten, die 
uns ein Handeln noch am selben Tag ermöglicht 
hätten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die Sowjetunion 
hat geschwiegen! Sie schweigt heute 

noch!) 

Es geht hier völlig unter, daß die Informations

-

pflicht nicht eingehalten wurde und daß wir auf der 
Basis dieser geringen Information im besten Sinne 

das Notwendige getan haben. Sonst wäre vielleicht 
anderes vorgefallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich möchte die Bevölkerung hier dringend davor 
warnen, Horrorzahlen ernst zu nehmen, die von 
Wissenschaftlern in die Welt gesetzt werden, ohne 
daß diese Zahlen wissenschaftlich je bewiesen wor-
den wären. Dies ist nicht verantwortbar. Auch die 
Wissenschaft hat eine Verantwortung vor der Öf-
fentlichkeit, vor dem Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt haben wir alle Un-
tersuchungen in Auftrag gegeben, die zu planen 
sind. Wir werden die Bevölkerung weiter laufend 
darüber unterrichten, was an Werten vorliegt und 
wo kurz- oder mittelfristig Folgen zu beachten 
sind. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Was ist mit Grenz

-

werten? Nichts wird mehr gemacht!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Minister für Umwelt des Saarlandes. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wie schnell ist denn 
heute Ihr Auto gefahren? — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Es bleibt uns auch 

nichts erspart!) 

Minister Leinen (Saarland): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hätte erwartet, daß hier der 
Bundesinnenminister Zimmermann Rede und Ant-
wort steht, 

(Ströbele [GRÜNE]: Der traut sich nicht 
mehr!) 

weil dieser Bundesminister in den kritischen Tagen 
um den 1. Mai keinerlei Antworten auf die vielen 
besorgten Fragen aus der Bevölkerung gegeben 
hat 

(Beifall bei der SPD — Austermann [CDU/ 
CSU]: Was war 1981 in Brokdorf? — Dr. 

Bötsch [CDU/CSU]: Schwätzer!) 

Die radioaktiven Wolken aus Tschernobyl haben 
die vielen Schwachstellen aufgedeckt, die es in der 
Bundesrepublik bei der Bekämpfung der Gefahren 
durch radioaktive Strahlen gibt. Das Krisenmana-
gement dieser Bundesregierung war miserabel. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr! 
— Frau Hürland [CDU/CSU]: Schwachstel

-

len in Rußland!) 

Die Bundesregierung hat auf diese Reaktorkata-
strophe zu spät, zu schwach und zu unkoordiniert 
reagiert. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Man muß Ihnen die Kompetenzen 

nehmen!) 

Es war doch wohl ein Armutszeugnis, daß der 
Bundesinnenminister noch am 30. April im Fern- 
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Minister Leinen (Saarland) 
sehen verkündete, eine radioaktive Gefahr für die 
Bundesrepublik sei ausgeschlossen, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das war völlig rich

-

tig!) 
zu einem Zeitpunkt, als in Berlin und in Bayern 
Radioaktivitätsmessungen die ersten höheren 
Werte erbrachten. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Und keine Gefahr 
festgestellt worden ist! — Fellner [CDU/ 

CSU]: Was haben Sie denn gesagt?) 

Dieses Verhalten verwundert mich nicht. Wer die 
Probleme und die Risikopotentiale der Atomener-
gie nicht wahrnehmen will, der ist natürlich auch 
nicht in der Lage, rechtzeitig vor den Gefahren zu 
warnen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

Die Länder wurden von der Bundesregierung allein 
gelassen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist nicht zutref

-

fend!) 

Es gab keine rechtzeitige Information, es gab keine 
ausreichende Koordination, und, Frau Bundesmini-
sterin, es gab auch keine angemessenen Warnun-
gen, die den Gefährdungen entsprochen hätten. Die 
Verunsicherung der Bevölkerung ging nicht von 
den Ländern aus. Diese Verunsicherung der Bevöl-
kerung ging von der unfähigen und unehrlichen 
Handhabung der Reaktorkatastrophe durch die 
Bundesregierung aus. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist ein Verlust an Vertrauen in die Glaubwür-
digkeit der Politik entstanden, die wir mit Mark 
und Pfennig nicht entschädigen können. Die einzige 
Entschädigung, die wir der Bevölkerung für die 
Angst und die Unsicherheit vor der Strahlengefahr 
geben können, ist das ehrliche Bemühen aller Poli-
tiker, daß wir so schnell wie möglich aus der Atom-
energie aussteigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN — Dr. Laufs [CDU/CSU]: Welch 
ein Unsinn! Und das von einem Landesmi

-

nister! Unglaublich! — Fellner [CDU/CSU]: 
Mäßiger Beifall!) 

Meine Damen und Herren, die Reaktorkatastro-
phe in Tschernobyl hat nicht nur Kerne gespalten. 
Die Reaktorkatastrophe hat auch unsere Gesell-
schaft geteilt: in solche, die fähig sind, zu lernen 
und umzudenken, und solche, die nie lernen wollen 
und in ihrem Denken erstarrt sind. Ich bin froh, daß 
es Menschen gibt, die sich öffentlich zu ihrer Angst 
bekennen und an Demonstrationen teilnehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Austermann 
[CDU/CSU]: 1981!) 

Für sie wäre es gut, wenn Sie auch einmal an sol-
chen Demonstrationen teilnähmen. 

Ich habe den Eindruck, meine Damen und Her-
ren, daß die Halbwertszeit der Erkenntnisse bei der 
Bundesregierung langsamer und geringer ist als 

die Halbwertszeit der radioaktiven Isotope. Das ist 
schlimm genug. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wer jetzt immer noch den Ausbau der Atomener-
gie fordert, der gehört nicht in die Regierungsver-
antwortung, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wo sind Ihre 
konstruktiven Vorschläge?) 

der soll sich in der Opposition Zeit nehmen, über 
die wichtigen Fragen unseres Überlebens nachzu-
denken. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, radioaktive Strahlen 
gibt es nicht nur aus dem Osten. Radioaktive Strah-
len gibt es auch aus dem Westen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Tschernobyl ist 1500 Kilometer von der Bundesre-
publik entfernt. An der saarländisch-lothringischen 
Grenze entsteht die größte Nuklearzentrale der 
Welt. Sie ist nur 15 Kilometer von unserer Grenze 
entfernt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Deswegen wollen 
Sie national aussteigen!) 

Auch die Reaktorsicherheitsphilosophie und die 
Informationspolitik in Frankreich geben zu ernst-
haften Besorgnissen Anlaß. Noch am 9. Mai verbrei-
tete die französische Botschaft in Bonn einen Text 
mit dem Wortlaut: 

Auf Grund der weiten Entfernung von Tscher-
nobyl ist französisches Staatsterritorium nicht 
von den radioaktiven Strahlen betroffen wor-
den. 

Dies geschah anderthalb Wochen, nachdem wir im 
Saarland und in Rheinland-Pfalz den zweitausend-
fachen Wert von normal gemessen haben. Während 
wir gewarnt haben, Frischmilch und Frischgemüse 
nicht zu essen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Man kann alles 
national regeln!) 

herrschte in Frankreich eisiges Schweigen, Still-
schweigen, und die Bevölkerung wurde über nichts 
aufgeklärt. Dieser Nullpegel der Informationspoli-
tik in Frankreich ist genauso menschenfeindlich 
wie die Informationsblockade in der Sowjetunion. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerstein 
[CDU/CSU]: Unglaublicher Vergleich! — 
Dr.  Laufs [CDU/CSU]: So spricht ein Lan

-

desminister! Das ist unglaublich!) 

Wir wissen, daß in den französischen Atomkraft-
werken ein komplettes Sicherheitssystem fehlt. Wir 
wissen, daß die Beton- und Stahlqualitäten in fran-
zösischen Atomkraftwerken zu wünschen übriglas-
sen. Wir wissen, daß Frankreich die Bevölkerung 
über Atomunfälle im unklaren läßt. Meine Damen 
und Herren, diese größte Atomzentrale ist für das 
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Minister Leinen (Saarland) 
Dreiländereck in Luxemburg, in Rheinland-Pfalz 
und im Saarland ein unzumutbares Risiko. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Also internationale Regeln!) 

Es kann nicht hingenommen werden, daß in fran-
zösischen Atomkraftwerken fünfmal höhere radio-
aktive Emissionen zugelassen werden, als es dem 
Stand der Technik entspricht und als wir es in der 
Bundesrepub lik erlauben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Also internatio

-

nale Regeln!) 

Die Menschen in unserer Grenzregion haben den-
selben Anspruch auf Strahlenschutz wie Menschen 
in anderen Gebieten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Richtig! Also in

-

ternationale Regeln!) 

Die saarländische Landesregierung hat alles ver-
sucht, um Cattenom doch noch zu verhindern. Wir 
haben im Genehmigungsverfahren Einspruch ein-
gelegt. Wir haben vor dem Verwaltungsgericht 
Straßburg Klage gegen den Genehmigungsbescheid 
erhoben. Wir haben uns mehrmals mit Bitten um 
Unterstützung an die Bundesregierung gewandt. 
Diese Bundesregierung hat bisher nichts getan, um 
uns im Saarland, um den Menschen in Rheinland

-

Pfalz und in Luxemburg vor dieser größten Atom-
zentrale zu helfen. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Das geht nur international!) 

Was noch schlimmer ist: Diese Bundesregierung 
ist der saarländischen Landesregierung in den Rük-
ken gefallen. Es ist ein Skandal, daß die Bundesre-
gierung am 27. März dieses Jahres in der Mosel

-

Kommission den Bau und den Betrieb der Atom-
kraftwerke in Cattenom akzeptiert hat, 

(Austermann [CDU/CSU]: Das sind Regie

-

rungspöbeleien!) 

obwohl wir eindringlich vor einer solchen Abma-
chung und einer staatlichen Sanktionierung franzö-
sischer Fehlplanungen gewarnt haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat nicht die Interessen 
Frankreichs zu vertreten, sondern die Interessen 
und die Sorgen der Bevölkerung im Saarland und 
in Rheinland-Pfalz. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Dr. Dregger [CDU/CSU]: 
Das tut sie auch! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Dieser Atomvertrag darf so nicht bestehenblei-
ben. Dieser Freibrief für die radioaktive Belastung 
der Grenzregion im Saarland, in Rheinland-Pfalz 
und in Luxemburg muß zurückgenommen werden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: So einfach ist das!) 

Meine Damen und Herren, nach dieser Aktuellen 
Stunde soll der neue Bundesminister für Umwelt 
und — man höre! — für Reaktorsicherheit vereidigt 
werden. Ich fordere Herrn Wallmann eindringlich 

auf, als ersten Schritt diesen unverantwortlichen 
Atomvertrag mit Frankreich zurückzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Wenn Herr Wallmann Strahlenschutz ernst nimmt, 
dann kann er nie und nimmer hinnehmen, daß an 
unserer Grenze zu Frankreich Atomkraftwerke in 
Betrieb gehen, die fünfmal höhere radioaktive Ab-
leitungen haben, als wir sie in der Bundesrepublik 
unserer Bevölkerung zumuten. Cattenom ist eine 
Nagelprobe dafür, ob dieser Bundesminister für Re-
aktorsicherheit nur eine Augenwischerei für die 
niedersächsiche Landtagswahl ist, oder ob hier eine 
Änderung in Ihrer Politik eintritt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Ich fordere den Bundesaußenminister, Herrn 

Genscher, auf, Cattenom nicht nur am Rande von 
deutsch-französischen Gesprächen zu erwähnen, 
sondern Cattenom zu einem zentralen und ernst-
haften Tagesordnungspunkt der deutschfranzösi-
schen Konsultationen zu machen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Er . hat das 
Thema verfehlt!) 

Ich fordere  die  Bundesregierung auf, der Klage 
des Saarlandes beizutreten und ihrerseits vor dem 
Europäischen Gerichtshof in Luxemburg gegen 
Cattenom zu klagen, weil hier eindeutig Bestim-
mungen des EURATOM-Vertrages verletzt worden 
sind, was auch auf gerichtlichem Wege geprüft und 
geahndet werden muß. 

Meine Damen und Herren, das Thema Tscherno-
byl und seine Folgen zeigt eines ganz deutlich — 
schon Albert Schweitzer hat es gesagt —: Eine 
Technik, die nicht versagen darf, kann auch nicht 
verantwortet werden. — Der Ausstieg aus der 
Atomenergie ist national und international eine un-
abweisbare Notwendigkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Dr. Laufs [CDU/CSU]: Am 
saarländischen Aussteigerwesen soll die 
ganze Welt genesen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dolata. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Reaktorkatastrophe in Tscherno-
byl hat zu einer verständlichen Verunsicherung un-
serer Bevölkerung geführt. Warum? Weil Wissen-
schaftler und Verwaltungen — z. B. solche wie die 
des Herrn Ministers für sogenannten Umwelt-
schutz im Saarland — 

(Seiters [CDU/CSU]: Sogenannter Mini

-

ster!) 
unterschiedliche Analysen und Werte, Bewertungen 
und Beurteilungen von sich gaben und sich dann 
auch noch unterschiedlich und unverständlich aus-
drückten, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 
weil die Politiker in den verschiedenen Bundeslän

-

dern — wie z. B. der Herr Minister aus dem Saar- 
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Dolata 
land soeben noch einmal dokumentierte — unter-
schiedliche Grenzwerte, unterschiedliche Verlaut-
barungen und Verhaltensregeln herausgaben. 
Angstmacher hatten und haben Hochkonjunktur. 
Sozialdemokraten und GRÜNE, die sich daran be-
teiligen, mißbrauchen die Ängste unserer Bürger 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

für durchsichtige parteitaktische Zwecke. Was bis-
her an Warnungen und Grenzwerten amtlich ver-
kündet wurde, galt allein der Vorbeugung. Jedes 
noch so geringe Risiko für die Bevölkerung sollte 
dadurch ausgeschlossen werden. Damit es keine 
Mißverständnisse gibt: 

(Ströbele [GRÜNE]: Können Sie Spinat 
denn essen?) 

Für die CDU/CSU haben bei der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie der Schutz der Gesundheit 
und das Leben unserer Bürger einwandfrei Vor-
rang vor wirtschaftlichen Erwägungen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das glaube ich Ihnen 
nicht mehr!) 

Gesundheit und Sicherheit sind und bleiben ober-
ster Maßstab für uns. Man sollte also bitte, meine 
Damen und Herren von der Opposition, mit den 
Grenzwerten und ihren Beurteilungen die Realität 
und Wahrheit nicht verbiegen. Hier tragen nicht 
nur Wissenschaftler, sondern auch Politiker eine 
hohe Verantwortung, gerade auch Politiker in unse-
rer Gesellschaft und Verantwortliche in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen, die es leider eben auch 
oft genug nicht beachtet haben, sachlich und kor-
rekt zu informieren. 

(Ströbele [GRÜNE]: So wie Herr Zimmer

-

mann!) 

Daß das auch sachlich und korrekt geht, können 
Sie, wenn Sie wollen — auch Sie, mein lieber Herr 
Kollege —, nachlesen, z. B. im Berliner „Tagesspie-
gel" vom 1. Juni 1986. Da kam ein Berliner Physiker 
strahlenverseucht aus Danzig zurück. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Herr Dr. Bertschat, Professor und Physiker am 
Hahn-Meitner-Institut in Berlin, schreibt im „Ta-
gesspiegel" — hören Sie mit Ihren Horrormeldun-
gen genau zu, was dieser Fachmann schreibt —: 

Meine Ganzkörperwerte am 30. April betrugen 
3 000 Becquerel Jod-131 und 2 000 Becquerel 
Caesium-137 — das ist etwa das 10- bis 20fache 
der Werte, die die Bürger hier 

- in Berlin — 

aufwiesen, nachdem die radioaktiven Wolken 
über Berlin gezogen waren 

Ein weiterer Vergleich: 

— so schreibt er weiter —

3 000 Becquerel Jod-131 ist der Grenzwert der 
Aktivitätszufuhr für ein ganzes Jahr; 2 000 Bec-
querel Caesium-137 entsprechen rund einem 
Viertel des Jahreswertes nach der Strahlen-
schutzverordnung. Offenbar habe ich mir diese 
radioaktiven Spaltprodukte binnen zwei Tagen 

geholt, nämlich am 28. und 29. April ... Bis zum 
21. Mai waren meine Werte auf 320 Becquerel 
Jod-131 und 330 Becquerel Caesium-137 gefal-
len. 

Vor diesem Teil schrieb er in demselben Artikel: 

Selbst die Erkenntnis, daß eine Reise für mich 
unversehens zu einer ungewöhnlich hohen 
Strahlenbelastung führte, ließ mich nicht in 
Sorge geraten, nachdem ich die tatsächlichen 
Belastungswerte erfahren hatte. 

Wie sieht die natürliche Strahlenbelastung bei 
uns in Deutschland aus? Herr Kollege Hauff, ich 
hoffe, Sie haben noch nie Urlaub an der Nordsee 
oder im Hochschwarzwald gemacht. Behauptet 
etwa jemand, es sei gefährlich, im Hochschwarz-
wald zu leben? — Dort beträgt die natürliche Radio-
aktivität pro Jahr 400 Millirem. Ähnliches gilt für 
den Strand und Sand von Sylt. Die Kernphysiker 
von Jülich gehen von einer Erhöhung der Jahresdo-
sis nach Tschernobyl um 25 Millirem aus. Bitte, ein 
solcher Vergleich der realen Werte spricht für sich. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir sollten nicht streiten; wir sollten gemeinsam 
überlegen, um dann das zu tun, was zu tun ist. Es 
muß etwas geschehen, damit die Vertrauenskrise 
zwischen Bevölkerung, Fachleuten, Politikern und 
Verwaltung überwunden wird. 

(Tatge [GRÜNE]: Was denn? — Weitere Zu

-

rufe von den GRÜNEN) 

Fachleute und Wissenschaftler haben die Aufgabe, 
das Wissen um diese Dinge breiter zu streuen und 
allgemeinverständlicher zu machen; Politiker und 
Behörden haben die Aufgabe, die unübersichtliche 
Kompetenzverteilung auf Bundes- und Landes-
ebene zu straffen. 

Es ist daher zu begrüßen, daß nunmehr ein erster 
Schritt in diese Richtung dadurch getan wurde, daß 
die bislang auf mehrere Bundesländer und Bundes-
minister verteilten Kompetenzen in einem Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zusammengefaßt werden. Wir sind si-
cher: Dann ist dort die Vorsorge für die Gesundheit 
unserer Bevölkerung noch sicherer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Dregger, Sie nehmen mir die Luft 
zum Atmen, 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 
wenn Sie unsere Hilflosigkeit und unsere Angst da-
mit abtun, uns in die Ecke von Agenten der UdSSR 
zu stellen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Fell

-

ner [CDU/CSU]: Sollen wir Sie hinaustra

-

gen? — Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ich habe 
eine Aussage über die GRÜNEN getroffen! 

Sind Sie eine GRÜNE?) 
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Frau Blunck 
Inzwischen weiß jeder Bürger und jede Bürgerin: 

Gegen radioaktive Strahlung gibt es keinen 
Schutz. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Selbst bei noch so geringer Belastung — sei es 
durch Luft oder Regen, sei es bei der Aufnahme 
über die Nahrungskette — ist niemand in der Lage, 
die akuten oder Langzeitfolgen abzuschätzen. Kein 
sogenannter Experte, kein Strahlenschutzfach

-

mann schließt die Zunahme von Leukämie bei Kin-
dern, bösartige Tumore oder Schädigungen von Un-
geborenen aus. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Gerade dieses 
stimmt nicht!) 

Und all dies trifft uns ja nicht in einer gesunden, 
intakten Natur: Nein, wir dürfen eben auch den 
sterbenden Wald, die ohnehin schon überlasteten 
Böden und das gefährdete Grundwasser nicht ver-
gessen. 

(Zuruf des Abg. Fellner [CDU/CSU]) 

Besonders Frauen werden an all dies tagtäglich 
aufs neue erinnert. Sie müssen morgens entschei-
den, ob sie ihre Vierjährige im Regen zum Kinder-
garten 

(Dolata [CDU/CSU]: Sie übertreiben doch  

schon wieder!) 

oder ihren Sechsjährigen zur Schule schicken. Sie 
müssen einkaufen, kochen und täglich neu abwä-
gen: 

(Dolata [CDU/CSU]: Waschen, stricken, hä

-

keln! — Austermann [CDU/CSU]: Einma

-

chen!) 

Kann ich Frischmilch verwenden; wie steht es mit 
dem Fleisch; welches Gemüse nehme ich? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Keine Ahnung!) 

Wie sind die Strahlenbelastungen im Verhältnis zu 
all den anderen ja ebenfalls noch vorhandenen Um-
weltbelastungen zu bewerten? 

(Zuruf des Abg. Gerstein [CDU/CSU]) 

Ich frage mich: Wie ernst nehmen Sie, Frau Mini-
sterin Süssmuth, die Ängste und Sorgen dieser 
Frauen und Mütter vor dem Krebs; 

(Gerstein [CDU/CSU]: Wieder der typische 
Beitrag, daß Angst gemacht wird!) 

die Angst vor dem elendiglichen Zugrundegehen ih-
rer Kinder, wenn in Ihrer Broschüre „Nach Tscher-
nobyl — Antworten auf 21 Fragen" zur Krebsverhü-
tung u. a. frische, ballastreiche Kost und sportliche 
Betätigung empfohlen werden? 

(Beifall bei der SPD — Frau Hürland 
[CDU/CSU]: Na und?) 

Sie haben sich über die Entschädigungen im Blick 
auf Kohl- und Salatköpfe gewichtig beraten, das 
Geld bereitgestellt und das Umpflügen des belaste-
ten Blattgemüses empfohlen. 

(Austermann [CDU/CSU]: War das 
falsch?) 

Keinen Gedanken haben Sie aber auf die Frage der 
Bauern nach der Gesundheit ihrer Böden für die 
nächste Ernte verschwendet. 

Sie, Herr Bundeslandwirtschaftsminister, haben 
empfohlen, besonders belastete Milch zu Trocken-
milch zu verarbeiten. Was, Frau Ministerin Süss-
muth, haben Sie dazu gesagt? Wo war Ihr Ein-
spruch? Was sollen die Mütter ihren Säuglingen ge-
ben, wenn es — was Gott verhüten möge — zu einer 
weiteren Atomkatastophe oder zu einem radioakti-
ven Störfall größeren Ausmaßes in unserem Lande 
kommen sollte? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Empfehlen Sie dann den Müttern, die verseuchte 
Trockenmilch zu verwenden? Woher wollen Sie für 
die Neugeborenen, die Kranken noch unbelastete 
Nahrungsmittel nehmen? Oder handeln Sie ganz 
einfach dadurch, daß Sie die Grenzwerte heraufset-
zen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Pfeffermann [CDU/CSU]: Angstmache!) 

Grenzwerte — das habe ich in den letzten sechs 
Wochen gelernt — sind etwas Willkürliches. Sie 
sind Manövriermasse. Sie werden offenbar mehr 
nach ökonomischen denn unter gesundheitlichen 
Gesichtspunkten festgesetzt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wie sonst ist es zu erklären, daß die Grenzwerte 
nicht Eingang in Ihre Broschüre gefunden haben? 
Wie sonst ist es zu erklären, daß Messungen in Bec-
querel und nicht in rem stattfinden? 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir Menschen können nur dann mit unseren be-
rechtigten Ängsten leben, wenn wir das Gefühl ha-
ben: Uns wird die Wahrheit gesagt, nichts verharm-
lost, nichts verschwiegen. 

Deshalb fordere ich Sie, Frau Ministerin Süss-
muth auf: 

Erstens. Legen Sie für alle Lebensmittel Grenz-
werte fest. Beteiligen Sie hierbei auch kritische 
Fachwissenschaftler, beispielsweise die  „Ante  ge-
gen Atomtod". Bei Ihrer Broschüre hat nicht ein 
einziger Mediziner mitgewirkt. 

Zweitens. Führen Sie flächendeckende Messun-
gen durch. 

(Zuruf des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

Drittens. Sorgen Sie dafür, daß die Meßergeb-
nisse regelmäßig, regional und verständlich veröf-
fentlicht werden. Dabei müssen Sie die Meßwerte 
bezüglich des Gefährdungsrisikos bewerten. Daran 
sind ebenfalls kritische Fachwissenschaftler zu be-
teiligen. 

Wir brauchen keine Fachministerin, die sich 
wahltaktisch mißbrauchen läßt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Diese Bróschüre war gestern offenbar nur in Nie-
dersachsen erhältlich, in keinem anderen Bundes-
land. 
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Frau Blunck 
Wenn das Sterben der Menschen in Tschernobyl 

und Umgebung überhaupt einen Sinn gehabt hat, 
dann doch nur den, daß wir endlich aus der Kern-
energie aussteigen. Das ist beste Gesundheitsvor-
sorge. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Jonas, der Ih-
nen allen sicherlich bekannt ist, hat gesagt: Wir 
müssen unser Handeln so einstellen, daß es ver-
träglich ist mit der Dauerhaftigkeit unseres Seins. 
— Ich stimme dem zu, und dies ist auch unsere Auf-
gabe als Politiker hier. Es ist nämlich die zentrale 
Frage an die Politik, welche Verantwortung wir für 
die Zukunft, und zwar nicht nur für morgen, son-
dern auch noch für über- und übermorgen, hier 
übernehmen. Die Frage ist allerdings, ob wir diese 
sehr wichtige Aufgabe ganz kurz in einer Aktuellen 
Stunde abhandeln können, wo es nicht einmal mög-
lich ist, den Kern der Problematik darzustellen und 
darüber zu diskutieren. Ich halte dies für unseriös, 
um das offen zu sagen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und ich halte es auch für unseriös — da habe ich 
einen gewissen Verdacht —, aus diesen Ereignis-
sen, über die wir hier diskutieren, parteipolitisches 
Kapital schlagen zu wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich möchte hier an dieser Stelle zur Vertiefung 
der Diskussion einmal daran erinnern, daß sich 
eine Enquete-Kommission sieben Jahre lang exakt 
mit diesen Fragen beschäftigt und intensiv gearbei-
tet hat. Lesen Sie das bitte alle einmal nach; dort 
finden Sie die Antworten auf diese Fragen, die 
heute gestellt werden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Die wollen ja gar 
nicht lesen!) 

Lesen Sie nach, was die Enquete-Kommission ge-
macht hat, und machen Sie eine Bilanz dessen, was 
aus diesem Bereich alles umgesetzt worden ist, auf 
welchem Wege wir uns befinden. 

Ich verstehe die Emotionalität der Diskussion 
und die Besorgnisse und Ängste der Menschen; sie 
sind mir nur allzu verständlich. Wem sind diese 
Ergebnisse eigentlich nicht unter die Haut gegan-
gen? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber jetzt wäre es in der Hektik unverantwortlich, 
kurzfristig Maßnahmen durchsetzen zu wollen, de-
ren Realisierbarkeit nicht getestet ist. Dies gilt be-
sonders im Blick auf Folgen und Risiken auch der 
jetzt hier von vielen vorgeschlagenen Maßnahmen, 
vor allen Dingen im Blick auf langfristige Folgen 
und Risiken, die nicht global berücksichtigt oder 
nicht durchdacht worden sind. Dies halte ich aller-
dings für ebenso unverantwortlich. 

Genauso unverantwortlich ist es, Frau Kollegin 
Blunck, wenn Sie hier Horrorszenarien an die 
Wand malen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Hornung  [CDU/CSU]: Das ist unverant

-

wortlich!) 

Der Kollege Hauff hat vorhin gesagt, die Bundesre-
gierung arbeite hier mit Horrorzahlen. Ich finde, 
dies ist genau der Vorwurf, den man an die SPD-
Fraktion, zumindest an die Frau Kollegin Blunck 
zurückgeben muß. Sie hat gesagt: Jede radioaktive 
Belastung ist gefährlich, sei sie noch so gering. Darf 
ich darauf hinweisen, wie hoch eigentlich die kos-
mische Strahlenbelastung ist, der wir dauernd aus-
gesetzt sind. Darf ich darauf hinweisen, wie hoch 
die terrestrische Strahlung ist, der wir naturgemäß 
ausgesetzt sind. Sie schwankt im Bundesgebiet um 
den Faktor 10; sie erreicht in einigen Gebieten des 
Bundesgebietes bis zu 400 Millirem im Jahr. Darf 
ich daran erinnern, daß wir damit rechnen müssen, 
daß wir bei einer Stunde Flugzeit in über 10 000 
Meter Höhe 12 Millirem im Durchschnitt an Strah-
lenbelastung mitbekommen. Darf ich daran erin-
nern, daß der Unterschied von Meereshöhe und 
1 500 Meter Höhe ein Mehr von 50 bis 60 Millirem 
ausmacht. Darf ich daran erinnern, welcher Strah-
lenbelastung zur Zeit die deutsche Fußballnational-
mannschaft in Mexiko ausgesetzt ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sofort zurückholen!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, 
auch darauf Rücksicht zu nehmen. Herr Leinen, 
denken Sie daran, daß die Belastung in Wohnge-
bäuden in Bremen im Durchschnitt bei 8 Millirem, 
und im Saargebiet bei 37 Millirem liegt; sie 
schwankt bis zum Faktor 3, d. h. bis zu 100 Millirem. 
Wir wissen, daß die vielfach im Saargebiet verwen-
deten Schlackensteine ein hohes Maß an Radon-
Ausstrahlung in die Häuser mitbringen, bis zu 100 
Millirem. Oder überprüfen Sie in Ihren Wohnhäu-
sern einmal, wie es eigentlich mit der Glasur von 
italienischen Fliesen ist; prüfen Sie einmal nach, 
wie hoch die Dauerbelastung daraus ist. Darf ich 
daran erinnern, wie hoch eigentlich die Strahlenbe-
lastung in der Medizin ist. Ein einziger Radio-Jod-
Test für die radiologische Schilddrüsendiagnose 
bringt das 10- bis 100fache dessen, was wir an maxi-
malen Grenzwerten zulassen. Auch darauf möchte 
ich in diesem Zusammenhang einmal hinweisen. 
Worüber reden wir eigentlich, wenn hier so gespro-
chen wird, wie es die Frau Kollegin Blunck getan 
hat? Es hieß: Warum reden wir nicht von Rem, 
warum wir reden wir von Becquerel? Wir können ja 
von Curie reden. Dann wäre die Welt vielleicht ganz 
anders; denn dann hätten wir viel kleinere Werte. 
1960 bis 1964 lagen wir beim radioaktiven Fallout 
von oberirdischen Kernwaffenversuchen bei we-
sentlich höheren Becquerel-Werten, wenn wir sie 
umrechnen, als wir sie heute nach der Wolke aus 
Tschernobyl registrieren. 

Ich verniedliche das nicht. Ich sage nicht, daß ist 
in Ordnung. Ich sage auch nicht, wir müssen, sollen 
und dürfen daraus keine Konsequenzen ziehen. 
Das wollen wir, das müssen wir tun. 
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Dr.-Ing. Laermann 
Ich betone noch einmal, da ß für uns nach wie vor 

— ich spreche für die FDP — die wichtigste Auf-
gabe darin besteht, mit dem Energiesparen fortzu-
fahren, damit wir unseren Energiebedarf verrin-
gern. Das liegt nicht nur im nationalen, sondern ins-
besondere auch im internationalen Interesse. Die 
Industriestaaten sind den Ländern der Dritten Welt 
gegenüber verpflichtet, die nicht erneuerbaren 
Energien nicht alleine auszubeuten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Diese Länder haben auch ' noch ihre Existenzbe-
rechtigung, sie brauchen auch Energie. Wir müssen 
dafür sorgen, daß auch das gewährleistet ist, .. . 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Laer-
mann, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): ... und zwar zu günsti-
gen Preisen. 

Herr Präsident, ich komme gleich zum Schluß. 

Vizepräsident Stücklen: Nicht gleich, schneller. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Ich sage auch nicht, daß 
wir uns nicht weiter um alternative Energien und 
ihre Nutzung bemühen müssen. Aber das geht auch 
nicht von heute auf morgen. Ich bitte, mit Augen-
maß an die Dinge heranzugehen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist letztlich kein 
Wunder, daß die Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland nach Bekanntwerden des Reaktorun-
falls in Tschernobyl in größter Sorge um ihre Ge-
sundheit war, in besonderem Maße um die Gesund-
heit ihrer Kinder. Auch die möglichen Spätschäden 
haben so manchen beunruhigt. Aber ich meine, 
man kann die Beruhigung der Bevölkerung nicht 
dadurch herbeiführen, daß man Horrormeldungen 
verkündet, daß man hier auftritt, wie Frau Hönes 
oder Frau Blunck es getan haben. Gerade von 
Frauen erwartet man etwas Beruhigendes und psy-
chologisch Einwandfreies. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Auch wilde Proteste und die Drohung, aussteigen 
zu wollen, bringen bestimmt keine Beruhigung. Das 
zu erreichen gibt es andere Möglichkeiten. Ich 
möchte eine Möglichkeit anführen. Das ist das, was 
Frau Minister Süssmuth gemacht hat, nämlich ein 
Faltblatt für die gesamte Bevölkerung herauszuge-
ben, in dem wirklich all das verständlich erklärt 
wird, was die Bevölkerung bisher noch nicht ver-
standen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch nicht so, daß wir irgendwo nur so aus 
einem Vakuum schöpfen, so als ob noch nie irgend-
welche Forschung darüber angestellt worden wäre. 

(Zurufe von der SPD: Was ist denn auf der 
Regierungsbank los?) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Neu-
meister, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbre-
che. 

Darf ich bitten, daß auch auf der Regierungsbank 
Platz genommen wird? — Bitte, Frau Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Seit Jahren ha-
ben sich bereits Strahlenschutzkommissionen vie-
ler Länder mit dieser Frage beschäftigt. Sie sind 
sich einig darin, daß bei der geringen Strahlenbela-
stung, der wir hier ausgesetzt waren, z. B. schwan-
gere Frauen ihr Kind ohne Angst austragen kön-
nen. So ist z. B. im Jahre 1979 auch in Harrisburg 
keine Zunahme von Anomalien bei Neugeborenen 
zu verzeichnen gewesen, obwohl das fälschlicher-
weise immer wieder behauptet wurde. 

Es gibt auch noch keine gesicherten Befunde 
über Erbschäden bei Nachkommen bestrahlter El-
tern, also bei jenen Kindern, die vor der Geburt 
bestrahlt werden, ja sogar wo vor der Empfängnis 
eine Bestrahlung der Eltern stattgefunden hat. Mit 
statistischer Sicherheit sind Erbschäden auf den 
Einfluß der Bestrahlung nicht zurückzuführen. Die-
ses negative Ergebnis ergeben auch die Untersu-
chungen der etwa 20 000 Kinder, deren Eltern bei 
den Atombombenexplosionen in Hiroshima und Na-
gasaki relativ hohen Dosen ausgesetzt waren. Da-
mals hat es wenig Schäden jedenfalls bei den Kin-
dern gegeben, die später geboren wurden. 

Ebenso ist die radioaktive Strahlung des Jod-131, 
das in die Muttermilch gelangen kann, so gering, 
daß eine Schädigung z. B. der Schilddrüse des Säug-
lings nicht erfolgt. 

Auf der Jahrestagung der deutschen Strahlen-
schutzärzte wurde betont, daß der Reaktorunfall für 
die deutsche Bevölkerung keine spontan meßbaren 
Folgen haben werde. Dabei konnte man sich auf 
genaue Berechnungen der Strahlendosen aus den 
50er Jahren beziehen, als es bei den oberirdischen 
Kernwaffenversuchen vergleichbare Fälle gegeben 
hat. 

Außerdem reparieren unsere menschlichen Im-
munmechanismen durch niedrige, über längere Zeit 
verteilte Strahlendosen verursachte Schäden sehr 
gut. Gott sei Dank wird der Körper mit solchen Ein-
wirkungen, die von außen kommen, noch fertig. 

Vergleichen wir doch darüber hinaus einmal die 
etwa 20 bis 30 Millirem Mehrbelastung durch die 
vom Osten gekommene Strahlenwolke mit den 
Strahlenbelastungen, denen wir im täglichen Leben 
ständig ausgesetzt sind. Es wurde eben schon von 
Herrn Professor Laermann ausgeführt, daß z. B. 
eine Thorax-Röntgenuntersuchung beim Mensch, 
die j a öfters durchgeführt wird, zu einer Strahlen-
belastung von 50 bis 120 Millirem führt. Bei einer 
Mammographie sind es sogar 500 Millirem. Zehn 
Flugstunden — so etwas macht man leicht im Ur-
laub — in etwa 10 000 m Höhe bringen eine Steige- 
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Frau Dr. Neumeister 
rung der Strahlenbelastung von 5 Millirem auf das 
ganze Jahr gerechnet. Und wenn Sie beispielsweise 
die Belüftung Ihrer Wohnung um 10 % verringern, 
weil Sie Heizkosten einsparen wollen, kommt es zu 
einer zusätzlichen mittleren Strahlenbelastung von 
50 bis 100 Millirem pro Jahr. Das muß man sich 
auch einmal überlegen. 

Eine Restrisiko wird man allerdings niemals aus-
schließen können. Da die Wissenschaft heute aber 
noch keine wissenschaftlichen Studien über diese 
geringen Belastungen hat, denen wir ausgesetzt 
sind, muß man sich auf rechnerische Schätzungen 
abstützen. Schweizer Wissenschaftler haben bei-
spielsweise bei einer zusätzlichen Belastung von 
500 Millirem — also erheblich mehr als unsere 20 
Millirem Zusatzbelastung — eine Zunahme der 
Krebsfälle in der gesamten Schweiz in den näch-
sten 70 Jahren um 0,025 % errechnet. Das sind etwa 
300 Fälle mehr als die ohnehin zu erwartenden 1,2 
Millionen Krebstoten. Sie heben darüber hinaus 
hervor, daß die Strahlung keine neuartigen Effekte 
produziert, sondern lediglich die große Zahl gesund-
heitlicher Risiken vergrößert. 

Zum Vergleich mit anderen Risiken wird von der 
Schweiz errechnet, daß eine einmalige Dosis von 
500 Millirem bei pessimistischer Risikoschätzung 
eine Zunahme der Krebstodesfälle um 0,025% er-
gibt. Aber der Konsum von 2,5 Zigaretten pro Tag 
steigert das Risiko, an Lungenkrebs zu sterben, ge-
genüber dem Nichtraucher um 100 %. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 
Darüber sollten wir einmal nachdenken. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Neu-
meister, bitte kommen Sie zum Schluß. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Herr Präsident, 
nein, — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Neu-
meister, ich habe das dazugerechnet. Der Bonus ist 
gegeben. 

 
Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Dann darf ich 

noch einen letzten Satz sagen. Wir Politiker müssen 
die Herausforderung erkennen und auf dem Sektor 
Gesundheitsforschung einiges tun, um letztendlich 
zu klareren Aussagen zu kommen und präventiv 
wirken zu können. Vor allem aber sollten wir 
alle — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Neumeister, Frau 
Abgeordnete Neumeister, ich bitte Sie! 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Nun gut! 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Roth. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 
— Meine Damen und Herren, wir können doch 
nicht drei aus der gleichen politischen Richtung 
hintereinander sprechen lassen. Die Geschäftsord

- nung sieht bei mehreren Wortmeldungen ein Pro 
und Kontra vor. 

(Zuruf von der SPD: Das war kein Pro!) 
Ich bitte, das zu akzeptieren. 

Herr Abgeordneter Roth, Sie haben das Wort. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Unser Vorschlag rührte daher, daß wir ver-
muteten, zwei Redner der CDU/CSU würden an-
schließend zu den wirtschaftlichen Folgen spre-
chen, und wir glaubten, es sei vernünftig, da ein 
Wechselspiel zu haben. 

Lassen Sie mich nun mit diesem Thema begin-
nen. Die SPD hat vor zwei Jahren in Essen ihre 
Position zu unserem heutigen Thema bestimmt, die 
Kernenergie sei nur für eine Übergangszeit zu ver-
antworten. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Im Entwurf des wirtschaftspolitischen Programmes 
vom November 1985, haben wir ausgeführt, „daß wir 
eine Strategie befürworten, die auf ein Auslaufpro-
gramm in der Kernenergienutzung abzielt." Dies war 
unsere Meinung vor Tschernobyl, und dies ist erst 
recht unsere Meinung nach Tschernobyl. Ich verstehe 
die Stimmen nicht, die vorschnell und übereifrig aus-
rechnen, daß eine Energieversorgung ohne Kernkraft-
werke nicht zu finanzieren sei und sogar ins Massen-
elend führe. Diese Meinung ist absurd. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil, die finanziellen Risiken der heutigen 
Technik sind viel zu groß. 

Meine Damen und Herren, in allen Perioden der 
wirtschaftlichen Entwicklung waren hochgerühmte 
Investitionen von gestern durch bestimmte neue 
Techniken später überholt. Man ist aus ihnen aus-
gestiegen. Das ist nichts Neues. 

Die zivile Nutzung der Kernenergie hat sich 
schon jetzt als eine derartig überholte Technik her-
ausgestellt, weil ihre Risiken unerträglich gewor-
den sind und vor allem auch unerträglich teuer ge-
worden ist. 

Es ist unbestritten — auch international —, daß 
die Kerntechnik heute nicht mehr zu den volkswirt-
schaftlich notwendigen Schlüsseltechnologien der 
Zukunft gehört. Die Zukunft gehört den Energie-
spartechniken, umweltfreundlicher Kohlenutzung, 
der Erschließung der Wasserstofftechnologie in 
Verbindung mit der Nutzung der Solarenergie und 
übrigen regenerativen Energien. 

Die SPD weiß nun, daß diese Dinge nur nach 
einer gewissen Entwicklungszeit voll anwendbar 
sind. Wir wissen auch, daß wir erhebliche volkswirt-
schaftliche Kosten für mehr Sicherheit zu tragen 
haben. Aber wir wollen die Alternative Schritt für 
Schritt erreichen. Jetzt schon können wir beim 
Energiesparen sehr viel mehr tun und bei der Wär

-

me-Kraft-Koppelung sehr viel mehr nutzen. 

Meine Damen und Herren, wie war das denn mit 
der Kernenergie? Es ist ja nicht so, daß sie natur-
wüchsig entstanden ist, sondern man hat Milliarden 
und aber Milliarden auch vom Staate her dafür auf- 
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Roth 
gewandt. Ich meine, eine derartige Orientierung, ab 
jetzt in Alternativen, bietet uns mehr Versorgungs-
sicherheit und mehr Sicherheit in der Gesellschaft 
als das Weiterfahren auf dem jetzigen Weg. 

(Beifall bei der SPD) 
Es kann ernsthaft gar keine Frage sein, daß eine 
Energieversorgung ohne Kernenergie finanzierbar 
ist. Staatliche Anreize wie früher bei der Kernener-
gie und mutige und vorausschauende Investitions-
entscheidungen für die neuen Techniken, vor allem 
die, die Energie einsparen, werden auch starke Im-
pulse für qualitatives Wachstum und für neue Be-
schäftigung geben. 

Angesichts der Gefährdung durch Kernenergie, 
die jetzt deutlich geworden ist, sehe ich persönlich 
keine Alternative zu einer Politik der Alternative. 
Wir haben die technischen und wissenschaftlichen 
Mittel zu dieser Alternative. 

Meine Damen und Herren, wir sind ein reiches, 
wir sind ein leistungsfähiges Land. Wir können und 
müssen uns eine Energiezukunft ohne Massenbe-
drohung und unkalkulierbare Risiken leisten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn wir uns heute über die 
Folgen von Tschernobyl unterhalten, dann gibt es 
einen Indikator, an dem man die Positionen deut-
lich machen kann. Das ist das Kernkraftwerk Brok-
dorf. Es ist seit zehn Jahren in der Diskussion und 
steht jetzt kurz vor der Inbetriebnahme. Als Abge-
ordneter aus dem Wahlkreis, in dem Brokdorf liegt 
und in dem das Kernkraftwerk Brunsbüttel arbei-
tet, vertrete ich eine große Zahl von Bürgern, die in 
Sorge sind, zur Zeit aber weniger wegen der bevor-
stehenden Inbetriebnahme als vielmehr wegen der 
bevorstehenden Demonstration am Samstag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Sie sind in Sorge, daß auf Einladung der gewalt-
wünschenden GRÜNEN und mit Wohlwollen der 
SPD, mit Förderung linker Redakteure im NDR als 
Frontberichterstatter und 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

mit einigen Scharlatanen im Pastorenrock und ge-
prägt durch einige hundert Chaoten, Opfer eines 
Spektakels werden können, das die Unglaubwürdig-
keit im Gesicht trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Meine Damen und Herren, ich werde auch etwas 

zu einem Herrn, der hier vorher geredet hat, sagen. 
1981 bei der letzten großen Brokdorf-Demonstra-
tion hat dieser Jo Leinen vor dem Fernsehen ver-
sprochen, er werde die Republik unregierbar ma-
chen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Das versucht er jetzt vom Saarland aus. 

Meine Damen und Herren, Brokdorf ist nach den 
Kriterien des Atomgesetzes unter den höchsten Si

- cherheitsstandards geplant und gebaut worden. Da 
muß ich fragen: Gibt es für unsere Bürger, wenn 
Brokdorf nicht ans Netz geht, mehr Sicherheit? 
Man könnte es auch anders formulieren: Werden 
die Straßen sicherer, wenn ich mein TÜV-geprüftes 
Auto in der Garage lasse und mit dem Pferdewagen 
fahre, weil mein Nachbar einen Rennwagen ohne 
Bremsen fährt? Nein, ich muß die Nachbarn dazu 
bringen, gleiche Sicherheitsmaßstäbe anzulegen 
wie wir. 

(Bindig [SPD]: Einfältiger geht's wohl 
nicht!) 

Deshalb begrüße ich es, daß die schleswig-holstei-
nische Landesregierung eine erneute Sicherheits-
überprüfung angeordnet hat, die gleichzeitig die 
Tschernobyl-Erfahrung auswerten soll. Dabei steht 
fest, Brokdorf ist nicht Tschernobyl, weil unsere 
Kraftwerke ein vierfaches sicheres Notkühlsystem 
haben, einen doppelten Sicherheitsbehälter, ein Me-
ter Stahl und Beton an der Stelle, wo die Sowjets 
Dachpappe verwenden. Das gilt für alle deutschen 
Kraftwerke. Damit sagen wir nicht, daß es keine 
Störfälle bei uns geben kann; wir sagen aber, sie 
bleiben beherrschbar. 

Ich meine, daß in diesem Zusammenhang gerade 
auch die GRÜNEN die Toten interessieren sollten, 
die z. B. im Kohlebergbau allein in der Bundesrepu-
blik nach 1945 zu verzeichnen sind — 4 935 —, oder 
die 2 000 Toten beim Staudammbruch eines Wasser-
kraftwerks in Oberitalien. 

Meine Damen und Herren, wir sollten sehen, wie 
es mit der Haltung der SPD in dieser Frage aus-
sieht. Ich meine, daß man zu Recht sagen muß, die 
SPD ist die Partei der Sicherheitsversager. Sie ver-
sagt den Bürgern sichere Energieversorgung, sie 
versagt den Bürgern sichere Entsorgung, und sie 
versagt den Bürgern sichere Kraftwerke auch im 
Ausland. Sie versagt ihnen zusätzliche Sicherheits-
anstrengungen. 

(Zurufe von der SPD) 

Jansen und die schleswig-holsteinische SPD sind 
mal für, mal gegen Brokdorf. Der künftige Opposi-
tionsführer in Niedersachsen, Herr Schröder, sagt 
erst Ausstieg, dann Umstieg, 

(Zurufe von der SPD) 

und in der „TAZ" sagt er, wie zu lesen ist: Natürlich 
muß man Lingen und Brokdorf ans Netz gehen las-
sen. 

Meine Damen und Herren, dann kommt schließ-
lich das ethische Argument. Ärzte sagen, sie könn-
ten im GAU nicht helfen. Sagen Sie uns auch, daß 
man, um die Strahlendosis einer Schilddrüsenun-
tersuchung zu erreichen, rund drei Tonnen ver-
seuchten Salates hätte essen müssen? Wir sagen, 
wir können den nächsten GAU in der Sowjetunion, 
in der DDR, in der Tschechoslowakei nur verhin-
dern, wenn wir dort die gleiche Sicherheit erreichen 
wie bei uns und unsere weiter verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und im übrigen verlasse ich mich in puncto Sicher

-

heit mehr auf den Physiker als auf den Arzt. 
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Austermann 
Schließlich lasse ich mir den Blinddarm auch nicht 
von einem Reaktorforscher herausnehmen. 

Meine Damen und Herren, bemerkenswert ist 
auch, daß gerade viele ethische Ausgefranste, die 
nichts gegen die Beseitigung werdenden Lebens ha-
ben, jetzt das Thema Ethik großschreiben. Wir las-
sen uns in der Frage der Sicherheit der Versorgung 
unserer Bürger mit sicherer Energie von nieman-
dem übertreffen und lassen nicht zu, daß andere 
aus wahltaktischen Gründen mit der Sicherheit 
Schindluder treiben. 

(Zurufe von der SPD) 

1979 nach Harrisburg fanden in Schleswig-Holstein 
Wahlen statt. Die CDU hat sie gewonnen, besonders 
in Brokdorf und Brunsbüttel, weil dort die Bürger 
auf die Verantwortung der Fachleute vertraut ha-
ben, die unter ihnen wohnen und nicht unter sowje-
tischem Planerfüllungsdruck arbeiten mußten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diejenigen Bürger in Norddeutschland, die mor-
gen mehrheitlich gutwillig demonstrieren, möchte 
ich bitten: Lassen Sie nicht zu, daß Ihr Demonstra-
tionsrecht, das meines Erachtens ein falsches Ziel 
hat, von den GRÜNEN, von Chaoten mißbraucht 
wird. Gegen den Rechtsstaat gibt es kein Wider-
standsrecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Penner [SPD]: Das war auch ein Auf

-

ruf! — Ströbele [GRÜNE]: Das war ein in

-

direkter Aufruf! — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich frage den parlamenta-
rischen Geschäftsführer. Wir haben eben telefo-
niert. Noch ein SPD-Redner kann sprechen; aber 
jetzt kämen zwei Redner von der CDU/CSU. Ist es 
in Ordnung? — Gut. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Sorge, Unruhe 
und Angst bewegen viele Menschen in der Bundes-
republik. Wir wollen deshalb keine Beschwichti-
gung und keine Bagatellisierung, aber wir müssen 
eins klar sagen: Tschernobyl ist eine Katastrophe; 
es ist, wie Professor Häfele von der Kernfor-
schungsanlage in Jülich sagte, eine lokale Kata-
strophe; in der Bundesrepublik hatten wir nur Si-
gnale dieser Katastrophe, nicht mehr. Es hat hier 
keine akute Gefährdung gegeben. Wenn wir hier 
aktiv geworden sind, entschlossen aktiv geworden 
sind, dann war dies aus Gründen der Vorsorge, um 
allen möglichen und erkennbaren Risiken vorzu-
beugen. Es soll jetzt versucht werden, diese Vor-
sorge umzuformulieren und zu verkehren in Ge-
fährdung. Das ist falsch. Was ich daran besonders 
bedenklich finde, ist, Herr Hauff, daß Sie wissen, 
daß die zusätzliche Strahlenbelastung bei einem 
Umzug von Bremen nach Saarbrücken größer ist 
als durch diese Katastrophe. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber obgleich Sie es wissen, Herr Hauff, betreiben 
Sie hier Angst, betreiben Sie hier Panikmache, 
spielen Sie mit den Ängsten der Menschen. Das ist 
das, war wir verurteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf auch ein Wort zu Herrn Leinen sagen. 
Herr Leinen, Sie sprechen hier über die Gefähr-
dung durch die französischen Kraftwerke und for-
dern die Abschaltung der deutschen, die sicherer 
sind. Wo bleibt denn da die Logik, Herr Leinen? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der hat keine!) 

Sie sagen, daß diese Bundesregierung intervenie-
ren solle. Seinerzeit, 1976, hätte Bundeskanzler 
Schmidt die Möglichkeit gehabt, hier entschieden 
und entschlossen vorzugehen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Herr Röder hat ihn damals aufgefordert, zu interve-
nieren. Dann dürfen Sie also jetzt nicht nur von die-
ser Regierung reden, sondern dann müssen Sie 
auch daran denken, wer zum entscheidenden Zeit-
punkt die Verantwortung getragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einige weitere Anmerkungen zur Diskussion! 
Frau Blunck hat mit einem Halbsatz abgetan, daß 
diese Bundesregierung sofort gezielt, schnell und 
unbürokratisch Hilfen für die wirtschaftlich Betrof-
fenen für Bauern, für Einzelhändler und andere, 
hat. Ich bin der Meinung, daß man nicht wie Frau 
Blunck mit einem Nebensatz darüber hinweggehen 
kann. Auch die Schäden, die sicherlich nur wirt-
schaftliche sind, sollten hier sofort und konkret an-
gegangen werden. Wir dürfen auch das nicht baga-
tellisieren; auch das ist notwendig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt 
kein Land, das nach der Katastrophe von Tscherno-
byl so schnell wie die Bundesrepublik Deutschland 
reagiert hat. Das sollten wir hier anerkennend se-
hen. 

GRÜNE wie SPD fordern den Ausstieg aus der 
Kernenergie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was bedeutet denn der sofortige Ausstieg aus der 
Kernenergie? Herr Roth, da müssen Ihre wirt-
schaftlichen Aussagen einmal kurz auf den Prüf-
stand gestellt werden. Wir können nicht bagatelli-
sieren, daß das Strompreisniveau um 20 bis 25% 
stiege, daß wir ungeheure Entschädigungsleistun-
gen an die Betreiber von laufenden Anlagen zu tra-
gen hätten, daß wir zusätzliche laufende Kosten 
beim Rohstoffeinsatz hätten. Das alles beeinträch-
tigte die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft. Ich will gesundheitliche Gefahren weiß Gott 
nicht geringschätzen; aber wir können den direkten 
Verlust von 150 000 Arbeitsplätzen 

(Oh-Rufe von den GRÜNEN) 

und den indirekten Verlust von weiteren 150 000 
Arbeitsplätzen nicht einfach akzeptieren — wir 
nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Lippold 
Ich weiß, daß das Ihrem möglichen Bündnispartner, 
den GRÜNEN, mißfällt, denn sie haben schon den 
Ausstieg aus der Braunkohle gefordert, weil die 
Schadstoffe, die bei der Verbrennung anfallen, un-
sere Wälder sterben lassen. Damals hieß es plaka-
tiv: „Nach den Wäldern stirbt der Mensch". 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Hier haben die GRÜNEN gesagt, wer Kohle oder Öl 
verfeuere, sorge dafür, daß Kinder an Pseudo

-

Krupp stürben. Heute aber besteht ihre alternative 
Problemlösung darin, 1,4 Millionen Tonnen Schad-
stoffe an die Luft zu geben. Diese Stoffe töten die 
Wälder. Stirbt dann auch der Mensch, muß man fra-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU -- Frau Hönes 
[GRÜNE]: Lüge, Lüge!) 

Wer damals gesagt hat, die Kinder würden an Pseu-
do-Krupp sterben, und heute das Rezept hat, an 
Stelle der Kernenergie mehr Schadstoffe an die 
Luft abzugeben, muß sich fragen lassen: Schämen 
Sie sich denn nicht einer solchen kalten, zynischen 
und herzlosen Argumentation? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Wir können einen solchen Schritt nicht mitmachen. 
Ich sage Ihnen: Wir werden dafür sorgen, daß Kern-
energie bei uns sicherer ist, daß die internationalen 
Standards verbessert werden. Das ist der richtige 
Weg, den diese Regierung eingeschlagen hat. 

Ich bedanke mich. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schäfer (Offenburg). 

(Zurufe) 
— Meine Damen und Herren, ich bitte darum, daß 
in den letzten fünf Minuten der Aktuellen Stunde 
noch große Disziplin gewahrt wird. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die einzige poli-
tische Konsequenz, die nicht bloß formaler Natur 
ist, die der Bundeskanzler aus dem Unfall in 
Tschernobyl gezogen hat, ist, einen neuen Umwelt-
minister zu berufen. Ohne Tschernobyl hätte es das 
Umweltministerium und den Umweltminister Wall-
mann nicht gegeben. Herr Wallmann hat sich bis-
lang zu umweltpolitischen Fragen nicht geäußert. 
Er hat in vielen Interviews darauf hingewiesen, daß 
er um Verständnis dafür bittet, daß er sich nicht zu 
Themen äußern möchte, in die er sich noch nicht 
eingearbeitet hat. Wir haben Verständnis dafür, 
Herr Wallmann. 

Eines fällt freilich auf, meine Damen und Herren. 
Auf eine Frage weiß Herr Wallmann eine sofortige 
und präzise Antwort; dazu brauchte er keine Einar-
beitungszeit. Für ihn ist nämlich der Ausstieg aus 
der Kernenergie undenkbar und unverantwortlich 
zugleich. Angeblich, Herr Bundeskanzler, soll doch 
Herr Wallmann als Umweltminister berufen wer-
den, um eine andere Politik zu machen. Für die 
Kernenergie scheint dies jedoch nicht zuzutreffen. 

Auch Herr Wallmann befürwortet sie wie sein Vor-
gänger Zimmermann ohne Wenn und Aber. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht 
wahr!) 

Meine Damen und Herren, worin liegt dann der 
Unterschied? Vielleicht nur darin, daß Herr Wall-
mann dem Produkt Kernenergie, weil es unattrak-
tiv ist und sich nicht mehr verkaufen läßt, aus 
markt- und wahlstrategischen Überlegungen ein 
neues Image verpassen soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch nennt 
man so etwas!) 

Nach den jüngsten Äußerungen von Ihnen, Herr 
Wallmann, sind jedenfalls die Zweifel berechtigt, ob 
Sie der richtige Mann sind, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

um die Ängste und Nöte der Bürger aufzugreifen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir erleben hier heute morgen eine Debatte, die 
vor allem von seiten der CDU/CSU jenen Hauch 
von Nachdenklichkeit vermissen läßt, der einigen 
von Ihnen nach Tschernobyl durchaus zu eigen ist 
Man muß Sie — auch Sie, Herr Bundeskanzler — 
fragen: Warum greifen Sie die nachdenklichen und 
kritischen Stimmen in Ihrer Partei nicht auf? Als 
Beispiele will ich Herrn Biedenkopf, Herrn Teufel 
und  Herrn Kies, nennen. Warum stellen nicht auch 
Sie von der CDU/CSU sich nach der Katastrophe 
von Tschernobyl die Frage, ob wir nicht anders 
leben können als bislang, ob wir wirklich alles brau-
chen, was wir verbrauchen, ob wir unsere Lebens-
bedürfnisse wirklich nicht anders organisieren kön-
nen? 

Sie werfen der SPD in diesem Zusammenhang 
Panikmache vor, weil sie die Ängste in der Bevöl-
kerung aufgreift. Sie zeichnen aber zugleich ein 
Bild von Massenarbeitslosigkeit und von Verelen-
dung für den Fall, daß wir die Kernenergie nicht 
weiter nutzen. Ist das wirklich verantwortungsbe-
wußt? Wir wären ja bereit, mit Ihnen darüber zu 
streiten, wie und wie schnell man am besten aus 
der Kernenergie aussteigen kann. Wir wären bereit, 
mit Ihnen konkrete Maßnahmen für eine Über-
gangszeit zu besprechen. Wir wären bereit, wir sind 
bereit, Sie auch dabei zu unterstützen, sich auf in-
ternationaler Ebene dafür einzusetzen, daß auch 
dort langfristig der Verzicht auf Kernenergie orga-
nisiert wird. Aber dazu ist Nachdenken erforderlich, 
und genau dieses Nachdenken, diese Nachdenklich-
keit verweigern Sie. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihr Parteifreund Kurt Biedenkopf hat — damit 
komme ich zum Schluß — am Mittwoch dieser Wo-
che im nordrhein-westfälischen Landtag davon ge-
sprochen, daß, Herr Bundeskanzler, das „theoreti-
sche Restrisiko zur tödlichen Realität" geworden ist 
und daß dies -- so Biedenkopf — einen „Schock der 
neuen Wirlichkeit" bedeutet habe. Ich hätte mir von 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, und von Ihnen von der 
CDU/CSU auch nur einen Hauch der Nachdenklich-
keit des Herrn Biedenkopf gewünscht. Bei Ihrer 
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Schäfer (Offenburg) 
Art, Herr Bundeskanzler, diesen Schock zu bewälti-
gen, muß man nun leider befürchten, daß aus dem 
neugeschaffenen Umweltministerium unter Lei-
tung des Herrn Wallmann nur eine amtliche Propa-
gandastelle zur Pflege und Förderung der Kern-
energie wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die ver-
bundene Tagesordnung um die aus der Ihnen vor-
liegenden Liste ersichtlichen Zusatzpunkte 8 bis 10 
zu erweitern: 

8. Eidesleistung des Bundesministers für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit 

9. a) Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜNEN 

Einrichtung eines Ausschusses für Umweltvorsorge 
und Raumordnung im Deutschen Bundestag 

— Drucksache 10/5595 (neu) — 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Einsetzung eines Umweltausschusses 

— Drucksache 10/5598 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 

Einsetzung eines Umweltausschusses 

— Drucksache 10/5611 —

10. Zweite und dritte Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Entlastung landwirtschaftlicher Unternehmer 
von Beiträgen zur landwirtschaftlichen Sozialversiche-
rung (Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetz — 
SVBEG) 

— Drucksache 10/5463 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Aus-
schuß) 

— Drucksachen 10/5594, 10/5605 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Wimmer (Neuötting) 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 10/5616 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Zutt, 
Suhr, Schmitz (Baesweiler) 

(Erste Beratung 217. Sitzung) 

Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 8 der Tagesordnung auf: 

Eidesleistung des Bundesministers für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

(Einige Abgeordnete der Fraktion DIE 
GRÜNEN verlassen den Saal — Seiters 
[CDU/CSU]: Eure Partner! — Tatge [GRÜ-
NE]: Wir machen doch keinen CDU-Wahl-

kampf! — Seiters [CDU/CSU]: Das sind die 
Partner der SPD! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Ich wiederhole: Der Herr Bundespräsident hat mit 
Schreiben vom 6. Juni 1986 mitgeteilt, daß er auf 
Vorschlag des Herrn Bundeskanzlers Herrn Dr. 
Walter Wallmann zum Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit ernannt hat. 

Nach Art. 64 des Grundgesetzes leisten die Bun-
desminister bei der Amtsübernahme den in Art. 56 
des Grundgesetzes vorgeschriebenen Eid. 

Ich bitte Herrn Bundesminister Dr. Wallmann, 
zur Eidesleistung zu mir zu kommen. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Herr Bundesminister Dr. Wallmann, ich bitte Sie, 
die Eidesleistung gemäß dem Grundgesetz vorzu-
nehmen. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Ich schwöre, daß ich 
meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes wid-
men, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wen-
den, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes 
wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissen-
haft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. So wahr mir Gott helfe. 

Vizepräsident Stücklen: Ich danke Ihnen, Herr 
Bundesminister. Sie haben gemäß dem Grundge-
setz die Eidesleistung vollzogen. Ich beglückwün-
sche Sie im Namen des Hauses und wünsche Ihnen 
viel Erfolg und alles Gute. Gottes Segen auf Ihrem 
Weg! 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Vielen Dank, Herr 
Präsident. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, der heute morgen angekündigte Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/5618 
wurde inzwischen zurückgezogen; er hat sich damit 
erledigt. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 9 der Tagesordnung 
auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Einrichtung eines Ausschusses für Umwelt-
vorsorge und Raumordnung im Deutschen 
Bundestag 
— Drucksache 10/5595 (neu) — 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Einsetzung eines Umweltausschusses 
— Drucksache 10/5598 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Einsetzung eines Umweltausschusses 
— Drucksache 10/5611 — 
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Vizepräsident Stücklen 
Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 

die Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist also so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Wer wünscht das 
Wort? — Herr Abgeordneter Schäfer (Offenburg). 

(Austermann [CDU/CSU]: Aber nicht noch 
einmal das gleiche!) 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir Sozialdemo-
kraten haben mit unserem Antrag heute einmal 
mehr eine alte parlamentarische Forderung von 
uns in den Deutschen Bundestag eingebracht. Wir 
sind froh, meine Damen und Herren, daß auch die 
CDU/CSU-Fraktion einen entsprechenden Antrag 
vorlegt. Es entspricht einer guten Tradition in die-
sem Hause, daß sich auf Seiten des Parlaments ent-
sprechend den Ressorts gleichsam spiegelgleich 
entsprechende Ausschüsse bilden. 

Vor einem freilich, meine Damen und Herren, 
will ich jetzt schon warnen: Wenn dieser Ausschuß 
seiner Verantwortung für die Umwelt, seiner Vor-
sorge und Verantwortung für die nach uns folgen-
den Generationen gerecht werden soll, dann darf 
dies kein bloßer Alibi-Ausschuß sein, dann muß die-
ser Ausschuß Kompetenzen haben, die deutlich ma-
chen, daß das Parlament diesen Ausschuß als einen 
der wichtigsten Ausschüsse unter seinen parlamen-
tarischen Gremien betrachtet. 

Deswegen, meine Damen und Herren, schlagen 
wir vor, daß dieser Ausschuß die Kompetenz erhal-
ten muß, zu allen Gesetzesvorhaben, die umweltpo-
litische Bedeutung und Auswirkungen haben, eine 
Verträglichkeitsprüfung vorzunehmen. So wie der 
Haushaltsausschuß die Verträglichkeit von Geset-
zesvorhaben mit dem Bundeshaushalt bescheinigen 
muß, so muß der künftige und neue Umweltaus-
schuß die Verträglichkeit der Gesetzesvorhaben mit 
dem Naturhaushalt bescheinigen. Erhält er diese 
Kompetenz nicht, meine Damen und Herren, läuft 
dieser Ausschuß Gefahr, eine reine Alibieinrich-
tung zu werden. 

Unter diesem Aspekt, meine Damen und Herren, 
sind wir mehr als verwundert, wenn wir in der 
Begründung des Antrags der CDU/CSU lesen: 

Ob und inwieweit der neue Ausschuß noch an 
laufenden Gesetzesvorhaben zu beteiligen ist, 
wird durch besonderen Bundestagsbeschluß 
festzulegen sein. 

Wir Sozialdemokraten jedenfalls werden darauf 
drängen und darauf achten, daß, wenn wir heute die 
Einsetzung dieses Ausschusses beschließen, er die 
Zuständigkeiten bekommt, die er der Bedeutung 
der Umwelt wegen erhalten muß. Er muß mehr wer-
den als eine bloße Alibieinrichtung zur Beruhigung 
besorgter Bürger. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Entscheidung des 
Bundeskanzlers, Herrn Dr. Wallmann zum Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit zu berufen, ist eine wichtige und weitrei-
chende Entscheidung. Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit sind Bereiche, die für unser Volk 
von großer, existentieller Bedeutung sind und daher 
eine Bündelung der Kompetenzen auf nationaler 
Ebene erforderlich machen. 

Mit Dr. Wallmann übernimmt ein angesehener, 
erfolgreicher und erfahrener Politiker die Leitung 
dieses wichtigen Ministeriums. Die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion begrüßt dies ausdrücklich und freut 
sich sehr über die breite Zustimmung, die diese 
Entscheidung des Bundeskanzlers in der Öffent-
lichkeit gefunden hat. 

Mit dem Dank an Bundesinnenminister Dr. Zim-
mermann verbinden wir die Versicherung an den 
neuen Bundesumweltminister, ihm hilfreich zur 
Seite zu stehen. Wir wünschen ihm für seine sicher 
nicht ganz leichte Aufgabe alles Gute, viel Erfolg 
und eine glückliche Hand. 

Nach der Bestellung eines Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bedarf 
es nun der Einsetzung eines entsprechenden Bun-
destagsausschusses. Damit wird der parlamentari-
schen Praxis des Deutschen Bundestages gefolgt, 
nach der jedem Bundesministerium auf Regie-
rungsebene ein entsprechender Bundestagsaus-
schuß auf Parlamentsebene gegenübersteht. Dies 
hat sich im Parlamentsalltag aus einer Vielzahl von 
Gründen als sinnvoll dargestellt, so daß wir auch im 
vorliegenden Fall an dieser Übung festhalten wol-
len. 

Die Einsetzung des neuen Ausschusses ist aber 
nicht nur aus diesem formalen Grund gerechtfer-
tigt. Ziel der künftigen Ausschußarbeit muß es näm-
lich sein, die Umweltpolitik weiter zu verstärken. 
Die Aufgabe dieses Ausschusses wird es daher sein, 
gesetzgeberische Maßnahmen und Vorkehrungen 
zu treffen, die den großen Herausforderungen der 
Umweltschutzproblematik gerecht werden. Um-
weltschutz war für die Koalition der Mitte vom er-
sten Tag der Regierungsübernahme an ein zentra-
les Thema der Innen- und auch Außenpolitik. Nach 
der Sicherung des Friedens ist die Umweltschutzpo-
litik eine der wichtigsten, nur gemeinsam mit Wirt-
schaftsentwicklung und Arbeitsplatzsicherung zu 
bewältigenden politischen Aufgaben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das haben Sie erst 
spät entdeckt! Eine späte Erkenntnis!) 

Unsere Verantwortung für die Umwelt hat zu un-
serer Entschließung vom 9. Februar 1984 geführt. 
Mit ihr wurden Grundsätze, Ziele und Schwer-
punkte für die Umweltschutzpolitik der nächsten 
Jahre sowie konkrete Maßnahmen für Einzelberei-
che festgelegt. Wir wollen diese verstärken und 
auch weiter verbessern. Hierfür ist die Einsetzung 
des Umweltausschusses der richtige Weg. Mit die-
sem parlamentarischen Instrument können auch 
die berechtigten Ängste und Sorgen unserer Bürger 
wirkungsvoll in der parlamentarischen Gesetzge-
bung berücksichtigt werden. Dabei wird es auch 
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eine sehr wichtige Aufgabe dieses Ausschusses 
sein, das Vertrauen der Bürger in die Fähigkeit der 
Politik zu festigen und den Herausforderungen der 
modernen Technik sachgerecht zu begegnen. 

Lassen Sie mich auf ein parlamentsinternes, also 
mehr geschäftsmäßiges, aber dennoch politisches 
Einzelproblem hinweisen. Naturgemäß befinden 
sich eine Reihe von laufenden Gesetzesvorhaben in 
den Ausschußberatungen. Diese sollen - zumin-
dest wenn der Beratungsstand fortgeschritten ist — 
in  dem entsprechenden Ausschuß zu Ende beraten 
werden. Wir werden daher in der nächsten Sit-
zungswoche in einem besonderen Bundestags-
beschluß festzulegen haben, ob und inwieweit der 
neue Ausschuß noch an laufenden Gesetzesvorha-
ben zu beteiligen ist. Danach wird auch die Konsti-
tuierung des Ausschusses erst möglich sein. Die 
Fachausschüsse selbst sollten ihre entsprechenden 
Beratungen daher unabhängig vom heutigen Ein-
setzungsbeschluß zügig fortsetzen. 

Namens der CDU/CSU-Fraktion bitte ich Sie um 
Zustimmung zu unserem Einsetzungsantrag. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schulte (Menden). 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der wahre Grund für 
die heutige Debatte über die Schaffung eines Um-
weltausschusses liegt in Niedersachsen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau! - Baum 
[FDP]: Sie haben ihn doch immer gefor

-

dert!) 
Selten zuvor waren CDU und FDP vor einer so 
wichtigen Schlüsselwahl in einer derart desolaten 
Verfassung. Eine kläglich gescheiterte Agrarpolitik, 
Arbeitslosenheere und Einschnitte in das soziale 
Netz, fortschreitende Natur- und Umweltzerstörung 
und nicht zuletzt eine starrsinnige Atompolitik des 
Ministerpräsidenten Albrecht treiben die Wähler 
scharenweise weg von den Regierungsparteien. 

Wenn in dieser Situation kurz vor der Nieder-
sachsen-Wahl die Parteistrategen der Union einen 
neuen Umweltminister aus dem Hut zaubern und 
nun ein Umweltausschuß eingerichtet wird, so muß 
uns allen klar sein: Dies hat überhaupt nichts mit 
einer Änderung der miserablen Umweltpolitik die-
ser Regierung zu tun, sondern dies ist einzig und 
allein ein billiges Wahlkampfmanöver aus reinem 
Machterhaltungstrieb. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Immerhin hat die Bundesregierung mit ihren 

wahltaktischen Veränderungen in dieser Woche zur 
Erfüllung grüner Forderungen beigetragen: 

Erstens. Die mehrmaligen Rücktrittsforderungen 
der GRÜNEN an den Umweltminister werden ein-
gelöst. 

Zweitens. Das von uns zu Beginn der Legislatur-
periode geforderte Umweltministerium wird end-
lich geschaffen. 

Drittens. Unser Antrag zur Einrichtung eines 
Umweltausschusses wird umgesetzt. 

Dies ist ein dreifacher Erfolg der GRÜNEN im 
Bundestag. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Zu spät! - Dolata [CDU/CSU]: 
Erst dagegen meckern und dann beantra-
gen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, es kommt darauf an, was für ein Umweltmini-
ster hier erscheint. Mit der Ablösung des umweltpo-
litischen Dauerversagers Herrn Zimmermann ge-
steht die Regierung gleichzeitig das absolute Schei-
tern ihrer Umweltschutzpolitik ein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo ist er denn, der 
Herr Zimmermann? Nicht mal seinem 

Nachfolger gratulieren!) 
Es waren ja nicht nur die schwerwiegenden Ver-
säumnisse nach der Katastrophe von Tschernobyl, 
nein, alle Umweltbeschlüsse des Ministers Zimmer-
mann waren in der Regel Entscheidungen zugun-
sten der Industrie und zu Lasten unserer Natur. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein 
Quatsch!) 

Meine Damen und Herren, ob die miserable Groß-
feuerungsanlagen-Verordnung, die Buschhaus und 
Ibbenbüren erst möglich machte, ob die Pleite beim 
Katalysator oder beim Tempolimit, die den Nieder-
gang der Wälder besiegeln, ob Rhein-Main-Donau

-

Kanal, Straßenbau, Kalkar oder Wackersdorf: Die 
Liste der Negativbilanz ist lang, und überall steht 
der Name Zimmermann als Synonym für eine le-
bensbedrohende, umweltfeindliche Politik. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dolata [CDU/ 
CSU]: Und was für ein Auto fahren Sie?) 

Man braucht kein Prophet zu sein, um vorherzu-
sehen, daß sich durch den neuen Umweltminister 
Wallmann nichts ändern wird. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo ist er denn?) 
Ein Minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit, der sich sofort als strammer Befürwor-
ter der Atomenergie vorstellt, beweist seine Unfä-
higkeit und Willenlosigkeit, eine Kurskorrektur in 
der Umwelt- und Energiepolitik durchzusetzen. 
Überhaupt kommen einem starke Zweifel an der 
Kompetenz des Herrn Wallmann für dieses Amt, 
wenn man sich allein die umweltfeindliche Beton-
wüste in Frankfurt anschaut, für die er als Oberbür-
germeister verantwortlich zeichnet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Bleibt die Frage, ob wenigstens der zu schaffende 

Umweltausschuß zukünftig das Schlimmste vermei-
den hilft. Bei der jetzigen, einzig auf die Regierung 
zentrierten Entscheidungsstruktur wohl kaum. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die ganze Bundesre

-

publik ein Bankenviertel!) 
Um dies zu ändern, schlagen die GRÜNEN in 

ihrem Antrag „Einrichtung eines Ausschusses für 
Umweltvorsorge im Deutschen Bundestag" eine Än-
derung der Geschäftsordnung vor. Der Umweltaus-
schuß soll mit besonderen Kompetenzen — ähnlich 
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wie der Haushaltsausschuß — ausgestattet wer-
den. 

In einem zusätzlichen Paragraphen der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages soll der 
Begriff Umweltvorlage definiert und sollen die zu-
sätzlichen Kompetenzen des neuen Ausschusses 
für solche Umweltvorlagen geregelt werden. 

Es dürfte an und für sich eine Selbstverständlich-
keit sein, daß die Partei, die die meisten Umweltan-
träge eingebracht hat, die Partei, die von den Bür-
gern für die kompetenteste auf dem Umweltsektor 
gehalten wird, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

den Ausschußvorsitz für diesen Umweltausschuß 
bekommt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Jawohl, das wäre sachgerecht! 
— Lachen bei der CDU/CSU und der 

FDP) 
Doch all diese Änderungen werden überhaupt 

nichts nutzen, solange die Politik von Männern be-
trieben wird, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Fachfrauen!) 

denen das persönliche Streben nach Geld und 
Macht mehr bedeutet als der Schutz unserer Um-
welt und der Sicherung der Lebensgrundlage unse-
rer Kinder. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ich hoffe, daß immer mehr Bürgerinnen und Bür-

ger dies erkennen, das wahltaktische Manöver der 
Regierung durchschauen und den Umweltzerstö-
rungsparteien bei der Niedersachsenwahl eine 
klare Abfuhr erteilen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Und in Brokdorf!) 

Herr Präsident, ich bitte auch zu würdigen, daß 
ich diesmal nicht zur Demonstration in Brokdorf 
aufgerufen habe. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schäm' dich!) 

Vizepräsident Stücklen: Das möchte ich Ihnen 
auch geraten haben. 

(Heiterkeit) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sie sind j a die selbsternannten Gralshüter 
des Umweltschutzes, nicht wahr? 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Aber wissen Sie, wir haben Umweltschutz schon 
betrieben, da haben Sie noch gar nicht daran ge-
dacht. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Davon haben wir nichts ge

-

merkt!) 

Wir haben so viel Selbstbewußtsein, daß wir das 
feststellen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Da können Sie unten schreien, soviel Sie wollen. 

Wir wünschen dem neuen Umweltminister einen 
guten Erfolg. Wir werden ihn tatkräftig unterstüt-
zen. Ich wundere mich sehr, daß Sie jetzt eine Ein-
richtung, nämlich die Einrichtung dieses Ausschus-
ses, bekämpfen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Tun wir doch gar 
nicht! Wir wollen den Vorsitz!) 

obwohl Sie ihn immer gefordert haben. Sie müßten 
ihn eigentlich jetzt begrüßen. Für den Vorsitz gibt 
es überhaupt keine Anspruchsgrundlage, überhaupt 
keine. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Wieso denn nicht? — Ströbele 

[GRÜNE]: Sachkompetenz!) 

Ich wundere mich sehr, daß der Kollege Schäfer 
nicht die Fairneß besitzt, dem neuen Minister we-
nigstens eine gewisse Chance zu geben, seine Vor-
stellungen zu entwickeln. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo ist er denn?) 

Sie haben ihm nicht einmal 100 Tage, geschweige 
denn 14 Tage Zeit gelassen, sondern Sie haben ihm 
vor der Ernennung bereits die Kompetenz abge-
sprochen. 

(Zuruf von der SPD: Er ist doch gar nicht 
da! — Ströbele [GRÜNE]: Weder der neue 

noch der alte!) 

Das ist kein fairer Stil, Herr Schäfer, Sie sollten 
warten, und ich bin sicher, daß der neue Minister 
seine Vorstellungen entwickeln wird, und die wer-
den überzeugend sein. 

Der neue Ausschuß kommt in eine schwierige 
Lage. Wir haben eine Reihe von Gesetzen im Innen-
ausschuß in der Beratung: Abfallgesetz, Wasser-
haushaltsgesetz, Waschmittelgesetz. Insbesondere 
die wichtige Materie des Abwasserabgabengesetzes 
ist sehr schwierig und sehr kompliziert. Ich möchte 
für die Koalition — jedenfalls für meine Partei — 
sagen: Ausschuß ja; er soll überall mitberaten. Aber 
wir müssen zwischen diesen beiden Ausschüssen, 
dem Innenausschuß und dem Umweltausschuß, 
einen Modus für diese Legislaturperiode finden, der 
die Gesetzesberatung dieser wichtigen Gesetze 
nicht verzögert. Das ist eine Kondition, eine Bitte, 
die wir äußern. 

Für meine Partei ist Umweltschutz immer ein 
wichtiges Feld gewesen. Wir haben ihn maßgeblich 
mit aufgebaut. Wir schämen uns unserer Leistung 
nicht. Wir werden unsere Vorstellungen nachdrück-
lich weitervertreten: Staatszielbestimmung gehört 
ins Grundgesetz, die Wassergesetze müssen verbes-
sert werden, 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Kernenergie muß 
weg!) 

Naturschutz, Abfallrecht, Bodenschutz. Die Auf-
arbeitung der Tschernobyl-Folgen wird eine der 
wichtigsten Aufgaben des neuen Ministers sein, 
ebenso wie eine Verbesserung der Zusammenarbeit 
im Strahlenschutz und Katastrophenschutz in der 
Bundesrepublik zwischen Bund und Ländern und 
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international so schnell wie möglich herbeizufüh-
ren. 

Die Koalititon hat in den letzten dreieinhalb Jah-
ren auf dem Gebiet des Umweltschutzes, insbeson-
dere im Parlament, erfolgreich zusammengearbei-
tet. Wir sind sicher, daß sich diese Zusammenarbeit 
mit dem neuen Minister erfolgreich gestaltet. 

Man kann darüber streiten, ob man den Umwelt-
schutz in einem großen, starken, klassischen Mini-
sterium ansiedelt. Das war die Entscheidung bis 
jetzt. Es gab ein Manko, das ich auch als Innenmini-
ster immer bedauert habe: daß die Kompetenzen 
verstreut waren. Das Positive an der jetzigen Ent-
scheidung ist die Zusammenfassung der Kompe-
tenzen. Ich hätte mir gewünscht, daß auch die 
Raumordnung dort noch hineinkommt, denn sie hat 
einen sehr engen Bezug zum Umweltschutz. Das 
kann ja eines Tages noch geschehen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Baum, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Penner? 

Baum (FDP): Bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Baum, Sie waren 
so freundlich, unseren gemeinsamen Kollegen 
Herrn Schäfer zu kritisieren. Ich frage Sie: Wie be-
werten Sie die Tatsache, daß der gerade vereidigte 
neue Minister bei dieser Debatte nicht im Saal ist? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der SPD: Der alte auch nicht!) 

Baum (FDP): Es wäre mir natürlich lieber, wenn 
er da wäre; auch mir, der ich jetzt gerade rede, sage 
ich ganz egoistisch. Aber er wird Gründe haben. Wir 
sollten ihm die Chance geben, auch diese Gründe zu 
nennen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Beim Bundes

-

präsidenten!) 
Also ich würde den neuen Minister jetzt nicht an 
diesem Faktum messen, daß er im Moment nicht im 
Saal ist. 

(Dr. Hauff [SPD]: Wie wäre es, wenn er 
kommt?) 

Wir erwarten uns zusätzliche Impulse von diesem 
neuen Ministerium. Wir sagen gute Zusammenar-
beit zu. Und wir erwarten — daß ist ganz wichtig -, 
daß die anderen Ministerien, die ja organisatorisch 
fest eingerichtet sind, dem neuen Ministerium Hil-
festellung leisten und die Arbeit nicht erschweren. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU und der 
Fraktion der FDP deckt sich in jeder Hinsicht mit 
dem Antrag der Fraktion der SPD. Ich gehe davon 

aus, daß wir deshalb über diese beiden Anträge 
gemeinsam abstimmen können. 

Wer den Anträgen auf Drucksache 10/5598 und 
Drucksache 10/5611 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Eine Gegenstimme. — Enthaltungen? — Also, Herr 
Abgeordneter Schulte (Menden), zwei Stimmen ha-
ben Sie in diesem Hause nicht. Sie können entwe-
der dagegen stimmen oder dafür stimmen oder sich 
enthalten. Aber da müssen Sie eine Auswahl tref-
fen. 

(Dolata [CDU/CSU]: Konfus! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Entweder — oder. Man muß sich entscheiden. Das 
ist manchmal außerordentlich schwierig. Aber das 
verlangt die Geschäftsordnung. 

Die beiden Anträge sind mit großer Mehrheit an-
genommen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Bei einer un

-

gültigen Stimme!) 

Der Antrag der Fraktion die GRÜNEN auf Druck-
sache 10/5595 (neu) sieht einen teilweise anderen 
Aufgabenzuschnitt für einen Umweltausschuß vor. 
Deshalb stelle ich ihn zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Mehrheit der Um

-

weltchaoten!) 

— Herr Abgeordneter Ströbele, ich rufe Sie zur 
Ordnung. Ich mache darauf aufmerksam, daß Sie 
nicht Abgeordnete dieses Hauses in cumulo als 
Chaoten bezeichnen können. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Herr Präsident!) 

— Herr Abgeordneter Ströbele, ich diskutiere nicht 
mit Ihnen. Aber ich sage Ihnen noch mal: Lesen Sie 
den § 38 der Geschäftsordnung noch mal gründlich 
nach! Ich für meinen Teil werde im Präsidium für 
die Ordnung sorgen, die in dieseln Hause notwen-
dig ist, daß nicht chaotische Zustände eintreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bun

-

desregierung 
Gutachten des Sozialbeirats über eine Struk-
turreform zur längerfristigen finanziellen 
Konsolidierung und systematischen Fortent-
wicklung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung im Rahmen der gesamten Alterssiche-
rung 
— Drucksache 10/5332 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß 
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Gleichzeitig rufe ich den Tagesordnungszusatz-

punkt 7 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Fuchs (Köln), Frau Dr. Däubler-Gmelin, 
Bachmaier, Frau Blunck, Buschfort, Caten-
husen, Delorme, Dr. Diederich (Berlin), Dreß-
ler, Egert, Fiebig, Frau Fuchs (Verl), Glom-
big, Gilges, Frau Dr. Hartenstein, Hauck, 
Heyenn, Frau Huber, Immer (Altenkirchen), 
Jaunich, Kirschner, Dr. Kübler, Kuhlwein, 
Frau Dr. Lepsius, Frau Luuk, Lutz, Frau Dr. 
Martiny-Glotz, Frau Matthäus-Maier, Müller 
(Düsseldorf), Frau Odendahl, Peter (Kassel), 
Reimann, Frau Renger, Frau Schmedt (Len-
gerich), Frau Schmidt (Nürnberg), Schreiner, 
Sielaff, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, 
Frau Steinhauer, Stiegler, Frau Terborg, 
Frau Dr. Timm, Frau Traupe, Urbaniak, 
Weinhofer, von der Wiesche, Witek, Wolfram 
(Recklinghausen), Frau Zutt, Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Anerkennung eines 
Kindererziehungsjahres in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für ältere Frauen 
(Trümmerfrauen- Babyjahrgesetz) 
— Drucksache 10/5571 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist 
eine gemeinsame Beratung dieser Tagesordnungs-
punkte von zwei Stunden vorgesehen. Ich frage das 
Haus, ob es damit einverstanden ist. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Seehofer. 

Seehofer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Sozialbeirat hat im März die-
ses Jahres ein Gutachten zur längerfristigen Siche-
rung und Fortentwicklung der Rentenversicherung 
vorgelegt. Die wichtigste Aussage dieses Gutach-
tens ist: Niemand in der Bundesrepublik Deutsch-
land muß Angst um seine Rente haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Auch wenn man den vorsichtigen Annahmen be-
züglich der künftigen wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung folgt, steht fest, daß die Rentenfinan-
zierung gesichert ist und auch gesichert bleibt. Zum 
erstenmal seit vielen Jahren hat die Rentenversi-
cherung wieder Überschüsse, und auch die Rückla-
gen steigen wieder. Nicht nur auf die Sicherheit der 
Renten ist Verlaß; die Rentner nehmen auch am 
wirtschaftlichen Wachstum teil. Jahr für Jahr wer-
den die Renten entsprechend der Lohnentwicklung 
angepaßt, und dazu kommt, daß die äußerst nied-
rige Preissteigerungsrate die Kaufkraft der Renten 
sichert. 

Hier wird ein wesentlicher Unterschied zwischen 
der Politik der SPD-geführten Bundesregierungen 

und der dieser Koalition deutlich: Anfang der 80er 
Jahre stiegen die Renten um 4 %, die Inflationsrate 
lag bei 5 und 6 %, heute steigen die Renten um 3 %, 
und die Inflationsrate liegt unter 1 %. 

(Lutz [SPD]: Wo steigen die um 3 %? Wo 
nehmen Sie die 3 % her?) 

Hier wird die solide Wirtschafts- und Finanz-
politik dieser Bundesregierung deutlich, die sich 
für die Bürger in Heller und Pfennig auszahlt, und 
dies ist die beste Sozialpolitik, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 
Das ist die Unwahrheit!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Seehofer (CDU/CSU): Nein, Herr Präsident! 

(Lutz [SPD]: Das kann ich mir vorstellen!) 

Wir waren in diesen ersten Jahren damit beschäf-
tigt, die Rentenfinanzen wieder in Ordnung zu brin-
gen, aber damit sind noch nicht alle Aufgaben erle-
digt. Es stellt sich nun vor allem die Frage: Wie 
lösen wir das Problem, daß künftig immer weniger 
Beitragszahler auf immer mehr Rentner stoßen? 
Das volle Ausmaß dieser Problematik wird erst 
nach dieser Jahrtausendwende zunehmend sicht-
bar. Bei der Strukturreform der Rentenversiche-
rung, die wir heute diskutieren, geht es also nicht 
um die Sicherheit der Renten heute, sondern um 
die Sicherheit der Rentenzukunft, vor allem nach 
der Jahrhundertwende. 

Der Sozialbeirat hat in seinem Gutachten zur län-
gerfristigen Fortentwicklung der Rentenversiche-
rung, wie ich meine, dem Gesetzgeber eine fun-
dierte Beratungsgrundlage für eine Strukturreform 
der Rentenversicherung gegeben. Wenn wir nun 
auch die kommende Zeit nutzen müssen, um die 
einzelnen Aspekte dieses Gutachtens sorgfältig zu 
prüfen, so kann man doch bereits heute einige 
Schlußfolgerungen aus diesem Gutachten ziehen, 
und das möchte ich für die CDU/CSU-Fraktion 
tun. 

Erstens. Auf der einen Seite entstehen die eigent-
lichen Probleme in der Rentenversicherung in 
voller Schärfe erst im nächsten Jahrhundert, aber 
das darf nicht dazu führen, daß wir auch die Ren-
tenreform auf die lange Bank schieben. Noch in die-
sem Jahrzehnt müssen nach unserer Auffassung 
die wichtigsten Schritte zur Rentenreform getan 
werden. 

(Bueb [GRÜNE]: Wie sind denn die Schrit

-

te?) 

Dies folgt aus einem ganz einfachen Grunde: Dieje-
nigen, die heute Rentenversicherungsbeiträge zah-
len, müssen sich darauf verlassen können, daß sie 
später ihre Rente bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 



17044 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 220. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Juni 1986 

Seehofer 
Dieses Vertrauen dürfen wir nicht zerstören; denn 
das Vertrauen ist das wichtigste Kapital unserer 
gesetzlichen Rentenversicherung. 

(Bueb [GRÜNE]: Dann sagen Sie doch mal 
was zu den Schritten! Wie sind denn die 

Schritte?) 

Wir brauchen also die Reform in diesem Jahr-
zehnt. 

Zweitens. Der Sozialbeirat betont ausdrücklich — 
dieser Meinung schließen wir uns uneingeschränkt 
an —, daß die langfristigen Probleme des bestehen-
den Rentensystems bewältigt werden können in-
nerhalb der bestehenden Systematik und ohne daß 
man den Beitragszahlern, den Rentnern oder den 
Steuerzahlern unvertretbare Belastungen auferle-
gen müßte. 

Meine Damen und Herren, unsere Rentenversi-
cherung hat sich bewährt; man kann mit Fug und 
Recht sagen: Sie ist beispielhaft auf der ganzen 
Welt. Deshalb treten wir dafür ein, daß auch bei 
einer Rentenreform nicht an den tragenden Prinzi-
pien unseres Rentenversicherungssystems gerüttelt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Rentenversicherung lebt von dem Gedan-
ken der Solidarität. Nach dem Generationenvertrag 
sorgt die erwerbstätige Generation für die Renten 
der Alten. Sie sorgt nicht nur für die Renten der 
Alten durch ihre Beiträge, gleichzeitig erwirbt sie 
sich selbst den Anspruch, im Alter versorgt zu sein. 
Wenn sich nun das Zahlenverhältnis zwischen jung 
und alt in der Weise verschiebt, daß immer weniger 
Beitragszahler für immer mehr Rentner sorgen 
müssen, brauchen wir einen neuen Ausgleich zwi-
schen den Generationen. Die Solidarität verlangt, 
daß dieser Ausgleich nicht einseitig zu Lasten der 
Beitragszahler, aber auch nicht einseitig zu Lasten 
der Rentner erfolgt. Vor allem darf sich auch der 
Bund — und damit der Steuerzahler — nicht aus 
seiner Verantwortung stehlen. 

(Beifall des Abg. Scharrenbroich [CDU/ 
CSU] — Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Bekanntlich betrug der Anteil des Bundeszu-
schusses an der Deckung der Rentenausgaben im 
Jahre 1957 noch 31,8 %. Mittlerweile, 1985, ist er auf 
17,8 % gesunken. Wir brauchen — das ist ein sehr 
wichtiges Moment dieser Reform — eine Neuorien-
tierung des Bundeszuschusses zur Rentenversiche-
rung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Kernstück unseres Rentensystems ist die lohn- 
und leistungsbezogene Rente. Die Versicherten-
rente ist kein Almosen. Sie ist Lohnersatz im Alter. 
Sie ist auch kein Zuschuß zum Lebensunterhalt. Sie 
ist Ersatz oder Lohn für die Lebensarbeitsleistung. 
Daher muß bei einer Reform auch darauf geachtet 
werden, daß ein Zusammenhang zwischen Beitrags-
leistung und späterer Rentenzahlung bestehen-
bleibt. Wer diesen Zusammenhang auflöst, legt die 

Axt an die Wurzeln unseres Rentenversicherungs-
systems. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Wir lehnen deshalb alle Grundrentenmodelle — 
ganz gleich, in welcher Art: ob von den GRÜNEN, 
ob bedarfsorientiert oder auch so, wie von der FDP, 
von Herrn Bangemann genannt — kategorisch ab; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
denn Solidarität und Grundrente schließen sich ge-
genseitig aus. 

Warum soll denn eigentlich einer zeitlebens Bei-
träge einbezahlen, wenn derjenige, der keine Bei-
träge einbezahlt, die gleiche Grundrente erhält? Der 
Generationenvertrag kann nur funktionieren, wenn 
niemand um seinen gerechten Lebenslohn, um sei-
nen Arbeitslohn betrogen wird. 

Im Hinblick auf die Lohnbezogenheit der Rente 
wird es vorrangiges Ziel dieser Reform sein, dafür 
zu sorgen, daß sich die Renten und die verfügbaren 
Arbeitseinkommen gleichgewichtig entwickeln. Das 
ist durch eine Neuformulierung der Rentenformel 
sicherzustellen. Wir haben seit 1957 die Entwick-
lung, daß die Renten um das Sechsfache gestiegen 
sind, die Löhne hingegen nur um das Fünffache. 
Das war in der Vergangenheit vielleicht berechtigt, 
weil wir noch ein sehr niedriges Rentenniveau hat-
ten. Aber heute haben wir ein Spitzenrentenniveau. 
Deshalb müssen wir im Zuge der Reform dafür sor-
gen, daß sich die beiden Momente Rente und Löhne 
nicht auseinanderentwickeln. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Bueb? 

Seehofer (CDU/CSU): Nein, ich habe nur eine 
kurze Redezeit. 

Vizepräsident Stücklen: Gilt das generell für Ihre 
Ausführungen? 

Seehofer (CDU/CSU): Ja. 
Ein dritter Punkt der Rentenreform. Wir dürfen 

die Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht auf dieses System beschränken, sondern müs-
sen diese Reform mit allen Politikbereichen abstim-
men. Dazu zählt auch die Harmonisierung der Ren-
tenversicherungssysteme. Nur darf diese Harmoni-
sierung nicht als Vorwand für eine Einheitsversi-
cherung benutzt werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Wir wollen durch diese Harmonisierung nur sicher-
stellen, daß eine Reform der gesetzlichen Renten-
versicherung von der Solidargemeinschaft Renten-
versicherung finanziert wird, während die Risiken 
aus dem demographischen Aufbau der Bevölkerung 
in den anderen Alterssicherungssystemen durch 
den Steuerzahler bezahlt werden. Das ist der Sinn. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ein vierter Eckpunkt: Wir müssen diese Reform 

auch dazu nutzen, das Rentenrecht einfacher und 
übersichtlicher zu gestalten. Seit 1957, seit der Ren- 
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tenreform gab es 75 Novellierungen. Die Kompli-
ziertheit des Rentenrechts hat auch dazu geführt, 
daß die Bürger diesem Rentenrecht zunehmend mit 
Mißtrauen, mit Unbehagen begegnen. Deshalb müs-
sen wir die Chance nutzen und die Reform so ge-
stalten, daß wir die vielen Rentenversicherungsge-
setze in einem Sozialgesetzbuch zusammenfassen 
und übersichtlicher gestalten. Dies wird auch das 
Vertrauen in die Rentensystematik stärken. 

Meine Damen und Herren, neben diesen renten-
internen Eckpunkten kommt es entscheidend auch 
auf die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen 
an. Wachstum und Beschäftigung sind die Quellen 
für unser Sozialversicherungssystem. Wenn diese 
Quellen sprudeln, macht sich dies auch in den Ren-
tenkassen bemerkbar. Wir sind hier auf dem richti-
gen Weg. 1985/86 können wir mit rund einer halben 
Million zusätzlicher Arbeitsplätze rechnen. Dieser 
erfolgreiche Weg muß weitergegangen werden, 

(Lutz [SPD]: Haben Sie wirklich „erfolg

-

reich" gesagt?) 

weil nur ein gesunder Staat auch für die Altersver-
sorgung seiner Bürger geradestehen kann. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Die vor uns stehende Rentenreform ist die 
vielleicht wichtigste Aufgabe der Sozialpolitik in 
den kommenden Jahren. Die langfristigen Pro-
bleme sind zu bewältigen. Es besteht überhaupt 
kein Grund zur Hektik oder zur Panikmache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Wir können in aller Ruhe die restlichen Jahre die-
ses Jahrzehnts nutzen, um das Reformwerk auf den 
Weg zu bringen und zu verabschieden. 

(Zuruf von der SPD: Welches Reform

-

werk?) 

Wir wollen keine revolutionäre Umgestaltung un-
seres Rentenversicherungssystems, sondern wir 
wollen eine Reform, die nur das verspricht, was auf 
Dauer auch gehalten werden kann, 

(Zuruf von der SPD: Was ist das? — Bueb 
[GRÜNE]: Sagen Sie einmal etwas dazu, 
Herr Seehofer! 15 Minuten geredet und 

keine einzige konstruktive Aussage!) 

die nicht Ansprüche manipuliert, die in jahrzehnte-
langer Arbeit erworben wurden, und die vor allem 
das Vertrauen der jetzigen und der künftigen Rent-
nergeneration in unser Alterssicherungssystem 
stärkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es hätte uns alle sehr interessiert, ein 
paar Auszüge aus dem angekündigten Reformwerk 
zur Kenntnis zu bekommen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Aber Sie haben nur Qualm abgelassen. 

(Lutz [SPD]: Weißblauen Qualm! — Beifall 
bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der heutigen Debatte geht es, wie Herr Kollege 
Seehofer deutlich gezeigt hat, um den Versuch, die 
Reklameaktion der Bundesregierung über die an-
gebliche Sicherheit der Renten 

(Jagoda [CDU/CSU]: Was heißt hier angeb

-

lich?) 

mit parlamentarischen Mitteln fortzusetzen. Weiter 
ist dies nichts. Sie soll die Rentner und Beitragszah-
ler mit beruhigenden Sprüchen eindecken. Tatsa-
che ist jedoch: Die Renten sind nicht sicher, und die 
Regierung weiß auch nicht, wie sie die Renten si-
chern soll. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr! - Seeho

-

fer [CDU/CSU]: Das steht aber da drin! — 
Jagoda [CDU/CSU]: Das ist wohl Ihr Rede

-

manuskript von 1980!) 

Das sind die Tatsachen. In den amtlichen Druck-
sachen der Bundesregierung kann man nachlesen, 
daß die Renten nicht sicher sind. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der Sozialbeirat spricht in Ziffer 33 seines Gutach-
tens davon, daß die Renten je nach wirtschaftlicher 
Entwicklung nur bis 1989 bzw. 1993 ohne Unter-
schreitung der vorgeschriebenen Mindestrücklage 
finanzierbar seien. Wir sind der Meinung: das ist 
keine ausreichende Sicherheit für einen Generatio-
nenvertrag, wenn das Geld nur einige Jahre reicht 
und der Gesetzgeber keine Klarheit schafft, was 
weiter geschehen soll. Wir haben von dieser Klar-
heit hier nichts gemerkt. 

Nehmen Sie den Rentenanpassungsbericht der 
Bundesregierung. Unter den 15 verschiedenen Vari-
anten, denen teilweise außerordentlich optimisti-
sche Annahmen zugrunde liegen, gibt es keine ein-
zige, bei der die Rentenversicherung nicht im Laufe 
der 90er Jahre in ein immer größer werdendes De-
fizit gerät. Je nach Variante werden für den 15-Jah-
res-Zeitraum bis zu 200 Milliarden DM ausgewie-
sen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrem 
Rentenanpassungsbericht, und sie hat trotzdem die 
Stirn, wie wir alle lesen können, zu einer Propagan-
dakampagne mit dem Titel: „Denn eins ist sicher: 
die Rente". 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun ist gerade das eben nicht sicher. Wir Sozialde-
mokraten halten diese Kampagne für einen scham-
losen Mißbrauch von Steuergeldern. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir bestreiten Arbeitsminister Blüm das Recht, 
sich als erfolgreicher Sanierer der Rentenfinanzen 
aufzuspielen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Das haben Sie mit einem Vorwurf an die Sozialde-
mokraten, sie seien Rentenbetrüger, in den 70er 
Jahren gemacht. 

(Beifall bei der SPD — Jagoda [CDU/CSU]: 
Stimmt doch!) 
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Wir reden jetzt über Fakten, und ich will die Fakten 
nennen. 

Erstens sind die Finanzierungslöcher nur vor-
übergehend gestoppt. Langfristig sind die Renten 
völlig ungesichert. 

(Lutz [SPD]: So ist es!) 

— Ja, so ist es. Lesen Sie doch endlich einmal den 
Rentenanpassungsbericht! Den haben Sie offen-
sichtlich nicht gelesen. 

Zweitens hat die Bundesregierung die Finanzie-
rungsprobleme, die gelöst zu haben sie sich rühmt, 
selbst verschuldet, weil sie Geld aus den Renten-
kassen weggenommen und im Bundeshaushalt für 
Steuergeschenke an Wohlhabende verbraten hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens ist es unvergessen, meine Damen und 
Herren, daß die Zahlungsfähigkeit der Rentenversi-
cherung erst nach drei vergeblichen Anläufen mit-
tels viermaliger Beitragserhöhung 

(Frau Fuchs [Köln]: Hört! Hört!) 

und durch Absenkung des Rentenniveaus um rund 
9 % gegenüber dem früheren Recht — dies ist gar 
nicht zu belachen, dies ist eine Tatsache — erreicht 
wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was Sie reden 
und was Sie gemacht haben, ist zum La

-

chen!) 

Meine Damen und Herren, wir bestreiten unab-
hängig von der Kontroverse in der Sache Arbeits-
minister Blüm auch das Recht, in seiner auf Kosten 
der Steuerzahler gedruckten Broschüre CDU-Par-
teipositionen zu vertreten. 

Schließlich ist es eine Unverschämtheit 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP — 
Beifall bei der SPD) 

— ja, ich sage ganz bewußt: eine Unverschämtheit, 
auch die Unwahrheit — gelinde gesagt — vom „Sta-
bilitätsgewinn" der Rentner in Informationsbro-
schüren der Bundesregierung zu verbreiten. Es ist 
schon schlimm genug, daß der Arbeitsminister 
diese Unwahrheit hier im Parlament verbreitet. Ich 
möchte wetten, daß dieser Unsinn auch heute wie-
der in seinem Redemanuskript steht. 

(Bundesminister Dr. Blüm: Sehr richtig!) 

— Das habe ich mir gedacht. 

(Bundesminister Dr. Blüm: Sehr richtig! 
Das ist die Wahrheit!) 

Deswegen möchte ich mich heute in diesem Punkt 
vor allem mit Ihnen auseinandersetzen. 

Der Arbeitsminister behauptet, die Bundesregie-
rung habe mit ihrer Politik der Inflationsbekämp-
fung den Bundesbürgern, insbesondere aber den 
Rentnern, einen ungeheuren Realeinkommenszu-
wachs verschafft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Blüm spricht von 8 bis 10 Milliarden DM und meint 
gar, die Rentner hätten im Ergebnis drei Monats

- mieten von der Bundesregierung gratis oder zusätz-
lich bekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Frau 
Fuchs [Köln]: Unglaublich!) 

— Ja, dies ist eine Unverschämtheit. Wissen Sie, 
wenn man als Rentner nicht durch seinen eigenen 
Kakao gezogen werden soll, dann — so finde ich — 
ist es endlich einmal Zeit, dies mit aller Schärfe 
zurückzuweisen. 

(Beifall bei der SPD — Jagoda [CDU/CSU]: 
Sie haben immer in die Tasche der Rent

-

ner gegriffen!) 

Aber vielleicht kann Herr Blüm den Rentnern end-
lich einmal erklären, bei welcher amtlichen Stelle 
sie sich dieses Geld abholen können, das er ihnen 
versprochen hat. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Der Trick, mit dem der Arbeitsminister arbeitet, ist 
verblüffend, aber er ist simpel. Er lobt die Preissta-
bilität, aber die außerordentlich unbefriedigende 
und teilweise rückläufige Entwicklung der Nomi-
naleinkommen vieler Bundesbürger, gerade der 
einkommensschwächeren Schichten, läßt er einfach 
unter den Tisch fallen. 

Es ist zwar richtig, daß viele Güter und Dienstlei-
stungen heute nicht viel teurer sind als vor ein oder 
zwei Jahren. Das nutzt aber dem nichts, der heute, 
nicht zuletzt auch wegen der Kürzungs- und Bei-
tragserhöhungspolitik der Bundesregierung, weni-
ger im Geldbeutel hat als früher. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Volkseinkommen je Erwerbstätigen ist von 
1982 bis 1985 nominell um 16,4 % gestiegen. Nach 
Abzug der Preissteigerungen waren es 8,4 %. Ich 
frage nun: Ist dieser Zuwachs unter der Regie der 
Wenderegierung den Bürgern zugute gekommen? 
Dazu einige wenige Zahlen: Die durchschnittlichen 
monatlichen Nettolöhne sind von 1 897 DM in 1982 
auf 2 004 DM in 1985 gestiegen. Das war ein nomi-
naler Zuwachs von 5,6 %, aber ein Realeinkom-
mensverlust von 2,1 %. 

(Frau Fuchs [Köln]: Hört! Hört!) 

Die jahresdurchschnittliche Rente eines Durch-
schnittsverdieners mit 40 Versicherungsjahren ist 
von 1 025 DM in 1982 auf 1 286 DM in 1985 gestie-
gen. Der nominelle Zuwachs betrug 6,7 %, der Kauf-
kraftverlust 1,2 %. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das durchschnittlich gezahlte Arbeitslosengeld 
— und das ist nun die Spitze — betrug 1985 rund 
943 DM im Monat. 1982 betrug es rund 975 DM im 
Monat. 

(Frau Fuchs [Köln [Hört! Hört!) 

Das Arbeitslosengeld ist zwar nominell um 3,3 % 
gestiegen, aber real liegt es 1985 um mehr als 10 % 
niedriger als 1982, 

(Lutz [SPD]: Hört! Hört!) 
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nicht nur wegen der Preissteigerungen, sondern vor 
allem wegen der Leistungskürzungen. 

In der gleichen Zeit — von 1982 bis 1985 — sind 
die Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen um nicht weniger als 36,7 % gestie-
gen. Kein Wunder, meine Damen und Herren, daß 
die Arbeitnehmer, Rentner und Arbeitslosen von 
der wundersamen Einkommensvermehrung des 
Herrn Blüm nichts merken konnten, am wenigsten 
natürlich von den drei Gratismonatsmieten, über 
die er heute noch reden will. 

(Beifall bei der SPD — Reimann [SPD]: 
Das ist die Wende!) 

Der Sozialbeirat hat mit seinem Gutachten einen 
dankenswerten Beitrag zur Versachlichung der 
Rentenpolitik geleistet. Er stellt klar, daß die Pro-
bleme der langfristigen Rentenfinanzierung durch 
vernünftige Reformen lösbar sind. Es gibt keinen 
Grund, das Alterssicherungssystem von Grund auf 
umzukrempeln. Konservative und wirtschaftslibe-
rale Roßkuren, wie sie z. B. von Biedenkopf und 
Bangemann angestrebt werden, sind weder notwen-
dig noch sozialpolitisch vertretbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Einige Forderungen des Sozialbeirates verdienen 
besonders hervorgehoben zu werden, so z. B. die 
Harmonisierung der Alterssicherungssysteme, 

(Seehofer [CDU/CSU]: Meine Meinung!) 

die Beteiligung des Bundeshaushalts am demogra-
phischen Risiko der Rentenversicherung 

(Seehofer [CDU/CSU]: Meine Meinung!) 

und die Wiederherstellung voller Rentenversiche-
rungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit. Die 
SPD-Bundestagsfraktion sieht sich dadurch in ih-
ren Positionen bestätigt und stimmt dem Sozialbei-
rat ausdrücklich zu. — Wenn wir in all diesen Punk-
ten einer Meinung sind 

(Jagoda [CDU/CSU]: Im letzten nicht!) 

oder immer gewesen sind, dann hätten wir doch 
bereits vor der Wahl 1987 auch gemeinsam eine sol-
che Reform durchführen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich höre bisher immer nur Reden von Ihnen. Wir 
haben bereits im Jahre 1984 einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, worin zu diesen Punkten die entspre-
chenden Lösungsvorschläge mit der finanziellen 
Abdeckung stehen. Sie haben das unter den Tisch 
fallen lassen, Sie haben es abgelehnt; das ist die 
Tatsache. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Wir mußten erst die 
Kassen sichern!) 

Enttäuschend ist allerdings, daß der Sozialbeirat 
in seinem Gutachten im wesentlichen über die Auf-
listung schon längst bekannter Reformvorschläge 
nicht hinausgegangen ist und sich fast in keinem 
Punkt zu eindeutigen und präzisen Empfehlungen 
an den Gesetzgeber durchringen konnte. Für die 
SPD-Bundestagsfraktion ist aber die allgemeine 
Diskussion letztlich unergiebig; denn die Zeit, in der 
die verschiedenartigsten Lösungsmodelle aufgeli

-
stet und das Für und Wider abgewogen wurde, ist ja 
schon lange genug gewesen. Was fehlt, sind die poli-
tischen Entscheidungen, um die Sie sich herum-
drücken wollen. Dabei müssen wir bei der Bundes-
regierung und den Koalitionsfraktionen leider Un-
schlüssigkeit, Unvermögen, Orientierungslosigkeit 
und Zerstrittenheit feststellen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Die SPD als Oppositionsfraktion hat für die Bun-
desregierung die versäumten Schularbeiten — ich 
habe bereits darauf hingewiesen — gemacht und 
als bisher einzige politische Kraft ein Konzept für 
eine langfristige Rentenstabilisierung entwickelt 
und in Gestalt eines fertigen, ausformulierten Ge-
setzentwurfs im Deutschen Bundestag eingebracht. 
Wir haben vorgeschlagen, im Sinne sozialer Ausge-
wogenheit die künftigen Belastungen gleichmäßig 
auf Rentner, Beitragszahler und Staat zu verteilen. 

(Seehofer [CDU/CSU]: Da sind wir einer 
Meinung!) 

— Ja gut; das nützt ja nichts, wenn Sie da nichts 
tun. Was nützt der sogenannte Konsens, der vom 
Arbeitsminister immer beschworen wird? Nachher 
heißt der Konsens im Sinne des Arbeitsministers, 
nur das zu tun, was er will, statt einen vernünftigen 
Kompromiß herbeizuführen. Das kann doch gar 
nicht in Frage kommen. 

Darüber hinaus haben wir die Wiederherstellung 
voller Rentenversicherungsbeiträge der Bundesan-
stalt für Arbeit vorgeschlagen, um die Hauptursa-
che für die aktuellen Finanzierungsprobleme zu be-
seitigen und die Rentenversicherung besser gegen 
Konjunkturschwankungen abzusichern, sowie ei-
nen automatischen Regelmechanismus, der für die 
Zukunft auch bei Änderung der ökonomischen Rah-
menbedingungen ständige Eingriffe des Gesetzge-
bers überflüssig macht. 

Das Konzept der SPD ist geeignet, die langfristi-
gen Strukturprobleme der Alterssicherung zu über-
winden und Verläßlichkeit wiederherzustellen. Ex-
perten der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte haben unlängst unsere diesbezüglichen 
Rechnungen bestätigt, daß allein unsere neue Ren-
tenformel bis zum Jahre 2030 die erforderliche Bei-
tragssatzerhöhung um drei bis vier Prozentpunkte 
abmildern könnte. 

Meine Damen und Herren, für die SPD ist ganz 
besonders wichtig, daß eine stärkere soziale Aus-
richtung der Alterssicherungssysteme eine unbe-
dingt notwendige Komponente der Strukturreform 
ist. Damit meine ich einerseits die Harmonisierung 
der Systeme, andererseits eine gezielte Politik zur 
Bekämpfung der Altersarmut. 

Die langfristige Sicherung der Altersversorgung 
bei einem vertretbaren Leistungs- und Beitragsni-
veau ist ohne Harmonisierung der verschiedenen 
Systeme weder finanziell möglich noch in ihren 
Konsequenzen gesellschaftspolitisch akzeptabel. 
Das ergibt sich schon aus der Tatsache, daß die 
ungünstiger werdende Altersstruktur keineswegs 
allein die Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
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gestellten betrifft, sondern ebenso die Beamtenver-
sorgung 

(Beifall bei der SPD) 

und die betriebliche Altersversorgung, die Alters-
hilfe der Landwirte, die knappschaftliche Renten-
versicherung und die Zusatzversorgung des öffent-
lichen Dienstes. Wenn wegen der wirtschaftlichen 
Probleme und der zunehmend ungünstiger werden-
den Bevölkerungsstruktur in der Alterssicherung 
der Arbeitnehmer das Verhältnis von Rentenlei-
stung zu Beitragsbelastung immer ungünstiger 
wird, dann kann es nicht angehen, meine Damen 
und Herren, daß in den wesentlich üppiger ausge-
stalteten Sonder- und Zusatzversorgungssystemen 
die zusätzlichen Belastungen der Haushalte der in 
Frage kommenden Gebietskörperschaften sang- 
und klaglos vom Steuerzahler übernommen werden 
und im übrigen alles beim alten bleibt; denn auf 
diese Weise würde eine Klassengesellschaft in der 
Alterssicherung entstehen. 

Zur Harmonisierung der Alterssicherungssy-
steme gehört insbesondere, daß die Beamten zur 
Finanzierung ihrer Altersversorgung und damit 
insgesamt zur finanziellen Stabilisierung der öf-
fentlich-rechtlichen Alterssicherungssysteme bei-
tragen. Für den einfachen und mittleren Dienst 
muß man dabei eine soziale Flankierung durch ei-
nen Bruttoausgleich vorsehen. 

(Seehofer [CDU/CSU]: Ach so, die Harmo

-

nisierung wieder ausgleichen!) 

— Ja, davon verstehen Sie nichts; das habe ich ja 
vorhin gemerkt. Es ist doch völlig klar: Wenn wir 
eine soziale Ausrichtung unseres Systems der so-
zialen Sicherheit haben wollen, dann können natür-
lich diejenigen, die geringere Einkommen beziehen, 
nicht so belastet werden wie diejenigen, die höhere 
Einkommen beziehen. So ist das nun einmal — im 
Gegensatz zur Landwirtschaft; da werden alle 
gleichmäßig belastet: die mit geringem Einkommen 
ebenso wie die mit hohem Einkommen. 

Ebenso wichtig ist auch — das habe ich damit 
schon angedeutet --, in der Altershilfe der Land-
wirte die Beiträge mehr als bisher sozial zu staffeln, 
um Landwirte mit kleinen und mittleren Einkom-
men finanziell zu entlasten, das Prinzip der inner

-

landwirtschaftlichen Solidarität stärker zur Gel-
tung zu bringen, den einkommensstärkeren Teil der 
Landwirtschaft in größerem Umfang an der Finan-
zierung der agrarsozialen Sicherung zu beteiligen 
und dadurch den Bedarf der landwirtschaftlichen 
Altershilfe an staatlichen Zuschüssen zu verrin-
gern. Auf lange Sicht muß angestrebt werden, durch 
eine grundsätzlich reformierte EG-Agrarpolitik der 
Landwirtschaft eine dauerhafte und sichere Exi-
stenzgrundlage zu garantieren, die es erlaubt, die 
heutigen verdeckten Agrarsubventionen abzubau-
en, soweit sie in Gestalt überproportionaler Bundes-
zuschüsse zur Agrarsozialversicherung geleistet 
werden. 

Zur Strukturreform der Alterssicherung gehört 
auch die gezielte Hilfe gegen Altersarmut. Über den 
Ausbau der Rente nach Mindesteinkommen hinaus 
fordert die SPD die Einführung einer sozialen 

Grundsicherung im Alter und bei Invalidität. Damit 
wollen wir die lohnbezogene Rente nicht antasten. 
In den Fällen, in denen die durch Beiträge erworbe-
nen Renten nicht ausreichen, sollen sie unter Be-
rücksichtigung sonstigen Einkommens und Vermö-
gens so weit aufgestockt werden, daß der Gang zum 
Sozialamt überflüssig wird. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Bueb [GRÜ

-

NE] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Die Kosten dafür soll der Bund den Rentenversi-
cherungsträgern erstatten. Deshalb müssen allein 
schon aus verfassungsrechtlichen, aber auch aus so-
zialpolitischen Gründen auch diejenigen Anspruch 
auf soziale Grundsicherung im Alter und bei Invali-
dität haben, die keine Beiträge zur Rentenversiche-
rung zahlen konnten. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Glom-
big, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord

-

neten Bueb? 

Glombig (SPD): Es ist mir ein großes Vergnügen. 

Bueb (GRÜNE): Herr Kollege Glombig, Sie haben 
gerade gesagt, daß die Renten aufgestockt werden 
sollen, wo die Beiträge nicht ausreichen, damit der 
Gang zum Sozialamt überflüssig wird. Können Sie 
angeben, um welchen Betrag Sie diese Renten auf-
stocken wollen? Soll dieser Betrag gerade die Sozi-
alhilfesätze ausmachen, oder soll er darüber liegen? 
Ich habe noch nie von Ihnen selbst eine Zahl gehört 
oder in Ihren Papieren irgendwo eine Zahl gese-
hen. 

Glombig (SPD): Ich könnte jetzt natürlich leicht-
sinnigerweise sagen: Wir stocken sie auf 1 200 DM 
auf, damit der Betrag Ihrer ominösen Grundrente 
entspricht; aber so verantwortungslos sind wir 
nicht, 

(Zustimmung bei der SPD) 

daß wir uns in diesem Augenblick auf einen Betrag 
festlegen, von dem wir nicht wissen, ob er finanzier-
bar ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Jagoda 
[CDU/CSU]: „Im Augenblick"! — Frau Dr. 
Adam-Schwaetzer [FDP]: „Im Augenblick 

nicht" heißt: später doch!) 

— Natürlich, dies können wir nicht machen, und 
wir werden es auch nicht so machen, daß wir in den 
Wahlkampf gehen und den Wählern sagen „Ihr 
kriegt das und das", 

(Bueb [GRÜNE]: Was soll dann die Ankün

-

digung?) 

und nachher müssen diese Wähler feststellen, daß 
diese Versprechungen aus finanzpolitischen Grün-
den nicht gehalten werden können. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Auf jeden Fall wird diese Grundsicherung minde-
stens den Regelsatz der Sozialhilfe einschließlich 
der Kosten für die Miete enthalten. 

(Bueb [GRÜNE]: Gut, na endlich! — Jagoda 
[CDU/CSU]: Mindestens! — Weiterer Zuruf 

von der CDU/CSU: Toll!) 

— Ja, wir sind überhaupt toller als Sie. Haben Sie 
das noch nicht gemerkt? 

Übrigens sind wir in dieser Beziehung genauso 
toll wie die Freien Demokraten, die sich jetzt so ein 
bißchen wegducken. Und Sie haben da einen Sena-
tor in Berlin, der natürlich auch ganz toll ist. Da gibt 
es also doch sehr übereinstimmende Meinungen. 
Nun setzen Sie sich erst einmal mit Ihren eigenen 
Parteifreunden und mit Ihrem Koalitionspartner 
auseinander, bevor Sie hier gegen so vernünftige 
Vorschläge polemisieren! Dies tut ja auch der Ar-
beitsminister immer aus dem hohlen Bauch heraus; 
so schön, wie er ist, kann er sich das auch erlau-
ben. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Nur kein Neid!) 

— Ich bin doch auch schön, nicht wahr? 

Der Arbeitsminister polemisiert dagegen und be-
hauptet, wir wollten das Versicherungsprinzip aus

-

hebeln. Das sagt er hier, ohne überhaupt begriffen 
zu haben, um was es dabei geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Uns geht es nur darum, bei geringem oder fehlen-
dem Einkommen eine Grundsicherung zu Lasten 
des Bundeshaushalts zu gewährleisten — das ist es 
schlicht und einfach —, um Armut im Alter zu ver-
hindern und die Armen nicht auszugrenzen. Das ist 
doch ganz einfach! 

(Beifall bei der SPD) 

Weshalb das ein Eingriff in das Versicherungsprin-
zip sein soll, ist Blüms Geheimnis, vielleicht auch 
noch Herrn Quartiers Geheimnis; unser Geheimnis 
ist es nicht. 

Das Versicherungsprinzip ist ein lobenswertes 
Prinzip — auch für uns —, wenn es besagt, daß ein 
durch Beiträge erworbener Anspruch nicht wegge-
nommen werden darf. Gegen dieses Prinzip ver-
stößt nicht die SPD, sondern der Arbeitsminister 
hat dagegen eklatant verstoßen. Ich erinnere nur an 
die Einführung der Einkommensanrechnung bei 
den auch durch Beiträge erworbenen Witwenrenten 
und an die Streichung von Ansprüchen auf Berufs-  
und Erwerbsunfähigkeitsrente, die vor allem auf 
Kosten der Frauen vorgenommen worden ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Leider!) 

Mit dem Versicherungsprinzip wird Schindluder 
getrieben, wenn man aus ihm die Weigerung ablei-
tet, diejenigen, die keine ausreichenden Versiche-
rungsansprüche erwerben konnten, besser als bis-
her zu behandeln. Wer so argumentiert, schürt Sozi-
alneid von oben und Aggressionen gegen Minder-
heiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nachdem der Sozialbeirat sein Gutachten vorge-
legt hat, ist es nun allerhöchste Zeit, daß die Bun-
desregierung Farbe bekennt. Das muß präzise ge-
schehen, nicht in allgemeinen Formeln, damit die 
Rentner und die Beitragszahler wissen, woran sie 
sind. Versprochen worden ist es uns von Herrn 
Bundesarbeitsminister Blüm schon lange. Das muß 
aber auch für die Bundesregierung insgesamt ge-
schehen — nicht nur durch den Arbeitsminister 
oder gar seine Beamten in Fachzeitschriften — da-
mit die Bürger wissen, ob auch der Finanzminister, 
der Wirtschaftsminister, die CDU/CSU in ihrer Ge-
samtheit und die FDP hinter dem Konzept stehen 
oder aber der Arbeitsminister wieder einmal — wie 
so gerne — nur mit Seifenblasen gespielt hat. 

(Kirschner [SPD]: Fast immer spielt er da

-

mit!) 

Das muß vor allem vor der nächsten Bundestags-
wahl geschehen, damit die Wählerinnen und Wäh-
ler rechtzeitig wissen, wem sie bei der nächsten 
Wahl ihre Stimme zur Lösung der sozialpolitischen 
Probleme in unserem Lande geben sollen. 

(Zuruf von der SPD: Ist doch klar!) 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Adam

-

Schwaetzer. 
(Reimann [SPD]: Soziale Kälte!) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Glombig 
hat hier vorhin einen Gegensatz aufzubauen ver-
sucht, der gar nicht existiert. Er hat nämlich ver-
sucht, uns weiszumachen, die Aussage „Die Renten 
sind sicher" würde einen Widerspruch zu dem dar-
stellen, was wir heute diskutieren, nämlich eine 
langfristig wirkende Strukturreform der Renten-
versicherung. 

(Lutz [SPD]: Und ob das ein Widerspruch 
ist!) 

Meine Damen und Herren, dies ist kein Wider-
spruch. Der Sozialbeirat bestätigt es übrigens aus-
drücklich, auch in seinem Gutachten, über das wir 
hier heute morgen debattieren. Die Renten sind si-
cher, und wir müssen dafür sorgen, daß diese Aus-
sage auch langfristig genau so gilt, wie sie heute 
gilt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Politik ist j a kein statisches Geschäft, sondern 
Politik muß sich auf die Veränderungen einstellen, 
die neue Entscheidungen erzwingen. Und da, meine 
Damen und Herren, wissen wir alle — das hat sich 
in der Bundesrepublik inzwischen wirklich herum-
gesprochen —, daß 1995 und im nächsten Jahrhun-
dert Veränderungen eintreten werden, die es not-
wendig machen, heute schon Entscheidungen zu 
treffen, damit die Rentner, die dann ihre Rente be-
ziehen, auch ein ausreichendes Alterseinkommen 
haben werden. Deshalb werden wir uns jetzt darum 
kümmern, was langfristig notwendig ist. 
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Der Sozialbeirat hat der Bundesregierung und 

den sie tragenden Fraktionen für die jetzt laufende 
Legislaturperiode gute Noten gegeben. Wir haben 
eine finanzielle Stabilisierung und Konsolidierung 
der Rentenversicherung erreicht, und wir haben 
den Einstieg in die Bewältigung der mittel- und 
langfristigen Probleme geschafft, z. B. durch eine 
Aktualisierung der Anpassung. 

Ich möchte an dieser Stelle auch einmal deutlich 
unterstreichen, daß ich es sehr erfreulich finde, 
Herr Kollege Glombig, daß wir uns in den Parteien 
CDU/CSU, SPD und FDP in einem Punkt absolut 
einig sind, nämlich daß die Reform der Rentenver-
sicherung im Rahmen des bestehenden Systems er-
folgen soll. Das bestehende Rentenversicherungs-
system ist reformfähig, und es ist reformwürdig. 

(Bueb [GRÜNE]: Warum macht ihr es denn 
nicht? Seit vielen Jahren redet ihr davon!) 

Deshalb, so meine ich, sollten wir uns hier nicht um 
das Erstgeburtsrecht bezüglich des einen oder an-
deren Vorschlags streiten, so wie das in dem Ent-
schließungsantrag der SPD zum Ausdruck kommt, 
sondern wir sollten versuchen, jetzt an einem Ge-
samtkonzept zu arbeiten. Ich halte auch nichts da-
von, Einzelmaßnahmen vorzuziehen, Herr Kollege 
Glombig, wie Sie das gerade noch einmal angespro-
chen haben. Wir wollen vielmehr ein Gesamtkon-
zept, und das braucht etwas Zeit zur Realisierung, 
zur Umsetzung in einen konkreten Gesetzentwurf. 
Deshalb wird diese Realisierung in der nächsten 
Legislaturperiode stattfinden. 

Liberale, meine Damen und Herren, setzen in der 
Alterssicherungspolitik auf die Verantwortungsbe-
reitschaft der Bürger. Wir wollen soziale Sicherheit 
durch solidarische Absicherung stärken. Wir müs-
sen dabei Raum für freiwillige und individuelle Vor-
sorge freihalten, um dem einzelnen möglichst viel 
Entscheidungsspielraum zu überlassen. Und wir 
müssen dafür sorgen, daß materielle Not im Alter 
verhindert wird. 

Die Vorschläge, die auch der Sozialbeirat in sei-
nem Gutachten macht, entsprechen in weiten Tei-
len dem, was auch die FDP in ihrem Rentenpro-
gramm für vernünftig und richtig hält. Wir stimmen 
dem Sozialbeirat in seiner Analyse in weiten Teilen 
zu. Langfristig liegt die Aufgabe in der Lösung der 
großen Probleme die die strukturelle Arbeitslosig-
keit aufwirft. Deshalb ist hier eine bessere Kon-
junkturunabhängigkeit der Alterssicherungs-
systeme anzustreben. 

Wir stimmen auch zu, daß das Auseinanderlaufen 
der Einkommensentwicklung zwischen Aktiven 
und Rentnern eine gravierende Rolle gespielt hat. 
Deshalb war die FDP seit langem für die Aktuali-
sierung der Rentenanpassung, die ja nun verwirk-
licht ist. 

Wir wissen auch, daß wir eine ungünstige Ent-
wicklung hinsichtlich des Verhältnisses von Ren-
tenlaufzeit zu Beitragszeit zu verzeichnen haben, 
weil die Menschen immer früher in Rente gehen, 
die durchschnittliche Lebenserwartung aber immer 
größer wird. Deshalb die FDP-Forderung, unter Be-
rücksichtigung der Arbeitsmarktsituation frühe-

stens ab Mitte der 90er Jahre eine Verlängerung 
der Beitragszeit anzustreben. 

Meine Damen und Herren, sozialer Ausgleich ge-
hört auch zu den Aufgaben der Rentenversiche-
rung, wie wir das bei der Gestaltung der Hinterblie-
benenversorgung sehen. Leistungen aber wie die 
Anrechnung von Kindererziehungszeiten sind kein 
sozialer Ausgleich im Rahmen der Rentenversiche-
rung, sondern da handelt es sich um allgemeinge-
sellschaftliche Aufgaben, die aus Steuermitteln, 
d. h. aus dem Bundeshaushalt, zu finanzieren sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben dem mit der Einführung der Kinderer-
ziehungszeiten im Kindererziehungszeitengesetz, 
das wir im letzten Jahr verabschiedet haben, Rech-
nung getragen. Die Finanzierung aus Bundesmit-
teln ist sichergestellt. 

Aber, die Diskussion in der Öffentlichkeit in der 
Folgezeit hat uns auch gezeigt, daß es ein Fehler 
war eine Stichtagsregelung mit dem Jahrgang 1921 
einzuführen. 

(Beifall bei der FDP — Lutz [SPD]: Eine 
Ungerechtigkeit war das!) 

Deshalb haben wir von unserem Bundesparteitag 
in Hannover in der letzten Woche einen ganz klaren 
Auftrag mitbekommen, nämlich dafür zu sorgen, 
daß diese Ungerechtigkeit möglichst schnell aufge-
hoben wird. Darum begrüßen wir es, daß nun inner-
halb der Koalition an einer Lösung dieser Frage 
gearbeitet wird, die wir auf jeden Fall noch in die-
sem Jahr in einem Gesetzeswerk umsetzen wollen. 

(Glombig [SPD]: Das kann ich mir nicht 
vorstellen! Alle unsere Anträge habt ihr ab

-

gelehnt!) 

Wir haben dabei zwischen unterschiedlichen Ziel-
vorstellungen sehr sorgfältig abzuwägen. Natürlich 
müssen wir dafür sorgen, daß mit der Umsetzung 
dieses Zieles, mit der Finanzierung aus Bundesmit-
teln die erreichte Konsolidierung des Bundeshaus-
halts nicht gefährdet wird. Deshalb befürworten wir 
Freien Demokraten eine Einbeziehung der älteren 
Jahrgänge 

(Bueb [GRÜNE]: Auf einmal! Noch ein 
Wahlgeschenk für Niedersachsen!) 

nach dem Alter, und zwar nach und nach in den 
nächsten Jahren entsprechend den Finanzierungs-
möglichkeiten. 

(Bueb [GRÜNE]: Oh, müßt ihr kalte Füße 
haben!) 

Das, meine Damen und Herren, ist für uns ein ganz 
wichtiger Schritt, der nun verwirklicht werden soll. 

Ich möchte aber noch darauf hinweisen, daß es 
für uns ganz wichtig ist, auch sonst den einmal voll-
zogenen Schritt der Anerkennung von Kindererzie-
hungszeiten im Rentenrecht konsequent auszubau-
en. Das erscheint uns notwendig, auch damit die 
jungen Frauen in der Zukunft dazu beitragen, daß 
der Generationenvertrag aufrechterhalten wird. Die 
Situation, vor der sich viele junge Frauen heute 
befinden, lautet doch: Entweder sie kümmern sich 
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nur um ihre Familien und die Kindererziehung und 
haben im Alter nur eine sehr kleine Rente, oder sie 
entscheiden sich für die volle Berufstätigkeit und 
sind im Alter sehr gut versorgt. Dies ist eine Ent-
scheidungsalternative, die falsch ist. Wir dürfen die 
Familien nicht vor dieser Alternative stehen lassen. 
Deshalb ist es notwendig, die Anrechnung von Kin-
dererziehungszeiten konsequent auszubauen. 

Zur langfristigen Sicherung der Renten müssen 
alle beitragen. Das wird immer wieder hervorgeho-
ben. Das ist auch richtig. „Alle", das bedeutet: die 
Beitragszahler, die Steuerzahler über den Bundes-
zuschuß und die Rentner. Wenn wir sagen, alle 
müßten dazu beitragen, dann möchte ich gleichzei-
tig darauf hinweisen, daß es sich sehr wohl als eine 
Illusion herausstellen könnte, wenn heute schon 
Bestandsgarantien dafür abgegeben werden, daß 
das Rentenniveau auf der jetzigen Höhe stabilisiert 
wird. Sicherlich ist es vernünftig, in der Rentenfor-
mel zu verankern, daß es einen gleichgewichtigen 
Anstieg zwischen dem aktiven Einkommen der Ar-
beitnehmer und dem Einkommen der Rentner gibt. 
Es hat lange gedauert, bis die Volksparteien diese 
Forderungen, die die FDP 1977 aufgestellt hat, 
nachvollzogen haben.  

(Lachen bei der SPD — Glombig [SPD]: Ist 
hier Kabarett, oder was ist das? — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

— Das können Sie nachlesen; dann brauchen Sie 
sich nicht totzulachen. 

Deshalb scheint es uns auch vernünftig zu sein, 
ganz ruhig, aber auch sehr mutig darüber zu spre-
chen, wie die langfristige Entwicklung aussieht und 
ob es tatsächlich möglich sein wird, das jetzige Ren-
tenniveau zu halten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Mit Ihnen nicht, 
das ist klar! — Bueb [GRÜNE]: Sie wollen 
das gar nicht! Sie wollen die Sozialhilfe!) 

— Frau Fuchs, dann müssen Sie auch sagen, wie 
Sie das finanzieren wollen. 

(Bueb [GRÜNE]: Sozialhilfeniveau, Frau 
Adam-Schwaetzer!) 

In diesen Punkten stehen nämlich Ihre Finanzie-
rungsvorschläge auf durchaus tönernen Füßen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Private Vor

-

sorge statt Rentenansprüchen, das ist für 
Sie logisch!) 

Wenn es denn richtig sein sollte, daß es auf die 
Dauer Korrekturen am Rentenniveau geben muß, 
dann wird allerdings auch die Diskussion darüber 
unvermeidlich, wie und ob es eine Mindestsiche-
rung geben sollte. Hier hat der Sozialbeirat ein paar 
nachdenkenswerte Anregungen gegeben: ob es eine 
beitragsbezogene Mindestrente geben könnte oder 
aber eine bessere Verzahnung von Rente und So-
zialhilfe oder aber auch die Fortführung der Rege-
lung der Rente nach Mindesteinkommen. Der So-
zialbeirat warnt allerdings vor dem von der SPD 
favorisierten Modell, weil es das nach seiner Mei-
nung am wenigsten beitragsbezogene ist. Die Über-
legungen sind auch deshalb so wichtig, weil hier — 

insbesondere bei Frauen — die Angst vor dem Alter 
abzubauen ist. 

Begrüßenswert scheint uns auch der Vorschlag 
und die Anregung des Sozialbeirats, einmal darüber 
nachzudenken, ob die Personen, die Pflegebedürf-
tige betreuen, hinsichtlich künftiger Alterssicherun-
gen nicht besser abgesichert werden können. 

(Abg. Bueb [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Nein, keine Zwi-
schenfragen. In der gesamten Diskussion wird die 
Frage der Gestaltung des Bundeszuschusses eine 
wichtige Rolle spielen. Der Sozialbeirat schlägt vor, 
daß er erheblich erhöht werden sollte. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 
— Das sage ich gleich, Herr Glombig. — Dazu muß 
man sich einmal vor Augen halten, daß der Bundeszu-
schuß seit 1957 relativ konstant geblieben ist, nämlich 
um 10 % des Bundeshaushalts herum. Eine allmähli-
che Erhöhung auf 20 °A) würde uns schon vor erhebli-
che Probleme stellen, denn das würde bedeuten, ihn 
nach dem derzeitigen Stand auf etwa 44 Milliar-
den DM im Jahr zu erhöhen. Eine weitere Erhöhung 
auf 30 % sieht der Sozialbeirat selber als problema-
tisch an. Sollte der Bundeszuschuß auf diese Höhe —
20 % oder vielleicht sogar 30 % — steigen, dann, denke 
ich, wird die Diskussion einer Frage unausweichlich 
sein. Sie lautet: Wie wird er eigentlich auf die einzel-
nen Beitragszahler verteilt? Das ist der Anknüpfungs-
punkt für die wirklich sehr langfristigen Überlegun-
gen, die Wolfgang Mischnik im Alleingang — ich be-
tone hier: im Alleingang — angestellt hat. 

Die Neuordnung der Anrechnung und der Bewer-
tung beitragsloser Zeiten ist geboten. Es wird bei der 
Bewältigung der langfristigen finanziellen Probleme 
möglich sein, hier einigen Finanzspielraum zu gewin-
nen. Der Ansatz des Sozialbeirats, möglichst viele 
Ausfallzeiten zu Beitragszeiten zu machen, ist sicher-
lich richtig, allerdings stellt sich die Frage, wer das 
bezahlen soll. Wir glauben deshalb, daß es möglich 
sein sollte, eine gestaffelte Berücksichtigung von Aus-
fallzeiten auf Grund einer Ausbildung einmal zu prü-
fen. Hier wäre dann auch die Frage der Gleichbehand-
lung mit Kindererziehungszeiten zu prüfen und die 
Regelung eventuell so zu gestalten. 

Wichtig erscheint uns in dem Zusammenhang, daß 
die Notwendigkeit der Halbbelegung auf jeden Fall 
abgeschafft wird, denn das Prinzip des Alles oder 
Nichts entspricht sicherlich nicht unsere Forderung 
nach beitragsbezogener Gestaltung der Rente. 

Modellberechnungen zeigen im übrigen, daß eine 
Kombination verschiedener Maßnahmen der ange-
führten Art erst im Jahre 2001 zu einer Erhöhung 
des Beitragssatzes von 18,5 % auf dann 19,6 % füh-
ren würde. 

Der Sozialbeirat hat  ebenfalls weitergehende 
Überlegungen angestellt, in denen er darauf hin-
weist, daß möglicherweise in der zweiten Hälfte der 
90er Jahre eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
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in Frage kommt. Wir begrüßen diese längerfristigen 
Überlegungen, denn sie decken sich auch mit den 
unseren. 

Meine Damen und Herren, insgesamt müssen wir 
sagen: Für die jetzt beginnende Diskussion darf es 
kein Tabu geben. Es darf kein Tabu geben: Das 
bezieht sich auf alles, auf den Beitragssatz, die Ren-
tenanpassung, das Rentenniveau, das Rentenzu-
gangsalter. Überall muß es möglich sein, Lösungs-
vorschläge vorurteilsfrei abzuwägen, um dann zu 
entscheiden, welche Lösungen alle gleichmäßig be-
lasten. Dazu gehört Mut, denn es wird nicht abge-
hen, ohne daß das eine oder andere an Besitzstän-
den verändert wird. 

(Bueb [GRÜNE]: Vor allen Dingen bei den 
sozial Schwachen, Frau Adam-Schwaet

-

zer!) 

Wir wissen j a alle: Die Besitzstandsdiskussion ist 
sehr, sehr schwierig. Aber diesen Mut müssen wir 
zeigen, und dazu fordere ich auf. Ich bin überzeugt, 
daß es dann möglich sein wird, Lösungen zu erar-
beiten, die wenigstens in dem einen oder anderen 
Punkt zur Übereinstimmung führen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bueb. 

Bueb (GRÜNE): Meine Damen und Herren! Mit 
dem vorliegenden Gutachten bauen die Ideologen 
der herrschenden Rentenpolitik weiter am Popanz 
der demographischen Entwicklung. Der bisherige 
Vorsitzende, Professor Helmut Meinhold, wurde in 
den letzten Jahren nicht müde, das Gespenst der 
drohenden sogenannten Alterslast an die Wand zu 
malen. 

Welches Menschenbild steht eigentlich hinter 
dem Wort Alterslast? Allein dieser Begriff macht 
uns mißtrauisch. Dem technokratischen Planer mö-
gen alte Menschen tatsächlich nur als ein ökonomi-
scher Belastungsfaktor erscheinen. Das beunruhi-
gende an den jüngsten Meldungen über die natio-
nalsozialistische Vergangenheit von Professor 
Meinhold ist für uns nicht unbedingt die Tatsache, 
daß ein Dreißigjähriger im Dienst der Nazis gestan-
den hat. Beängstigend erscheint uns die Konti-
nuität des Denkens, die sich in Begriffen wie „Al-
tenlast" widerspiegelt. Menschen, die in diesem 
Produktionsprozeß nicht mehr verwertbar erschei-
nen, gelten als Last. Diesem ökonomisch verkürz-
ten technokratischen und produktivistischen Men-
schenbild entwachsen schließlich inhumane Kon-
zepte: Anstatt Armut durch Solidarität und Umver-
teilung zu bekämpfen, werden die Armen — oder 
hier die Alten — an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt. Im Faschismus wurden die Unprodukti-
ven schließlich ermordet. 

Es bleibt an dieser Stelle zu fragen, ob ein Mann 
wie Professor Meinhold, der mit seinen höchst zwei-
felhaften Ansichten die Rentenpolitik seit Bestehen 

der Bundesrepublik maßgeblich mitbestimmt hat, 
dem Sozialbeirat noch angehören sollte. 

(Beifall bei den GRÜNEN). 

Da die Empfehlungen des Sozialbeirates ihre Le-
gitimation im wesentlichen aus der angeblichen be-
drohlichen demographischen Entwicklung bezie-
hen, müssen wir die These von der „Demographie 
als Schicksal" hinterfragen. Scheinbar im Interesse 
der Alten wird mit dieser Diskussion das Feld berei-
tet, um langfristig massive Einschnitte in der sozial-
staatlichen Absicherung der Menschen möglich zu 
machen. 

Ein sich erhöhender Anteil von alten Menschen 
in der Gesellschaft ist selbstverständlich eine so-
ziale Herausforderung. Auf der anderen Seite wird 
sich hoffentlich das sozio-kulturelle Verständnis 
dessen, was eigentlich Alter ist, in der Zukunft ver-
ändern. So meinen wir, daß die Grenze zwischen 
Alter und Erwerbsleben wieder erheblich durchläs-
siger werden müßte. Wir halten aber die zwangs-
weise Anhebung des Rentenzugangsalters auf 70 
Jahre, sowie es in dem Sozialbeiratsgutachten an-
gesprochen wird — im übrigen wird in diese Rich-
tung von zahlreichen Regierungspolitikern auch 
laut gedacht —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
falsch, was Sie sagen!) 

für einen falschen Weg. Vor kurzem haben noch 
einige von Ihnen für die Herabsetzung des Renten-
alters plädiert. 

An diesem Beispiel wird deutlich, welchen Wert 
alte Menschen für Sie eigentlich haben: Sie stellen 
für Sie, je nach ökonomischer und arbeitsmarktpo-
litischer Marktlage, eine Manövriermasse dar. Da-
gegen sollte die Wahlfreiheit zwischen Erwerbsle-
ben und Nicht-mehr-Erwerbstätigkeit für jeden al-
ten Menschen gegeben sein. 

Aus diesem Grunde plädieren wir für einen uni-
versellen Grundrentenanspruch ab dem 60. Lebens-
jahr. Wir plädieren für die Möglichkeit eines Teil-
rentenbezuges, wie er sich in Schweden seit vielen 
Jahren bewährt hat, so daß eine Erwerbstätigkeit 
ohne Zwang bis ins hohe Alter möglich sein könn-
te. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihrer Politik 
würde es überhaupt nichts geben!) 

Dieses Gutachten wird bereits in seinen grund-
sätzlichen Annahmen, den sozio-kulturellen und be-
völkerungstheoretischen Annahmen, den wirkli-
chen Herausforderungen nicht gerecht. Dies trifft 
für einen anderen zentralen Aspekt noch in viel 
stärkerem Maße zu: Mit keinem Wort beschäftigt 
sich dieses Gutachten mit dem gewaltigen Problem 
der ökologischen und sozialen Folgekosten des jet-
zigen zerstörerischen Industriesystems. Diese Ko-
sten haben eine Verteuerung der Lebenshaltung 
zur Folge, die die ärmeren Bevölkerungsschichten 
am härtesten trifft, weil nämlich dort die wenigsten 
Reserven sind. Dies bedeutet im Klartext: Stei-
gende Krankenversicherungs- und Rentenversiche-
rungsbeiträge, steigende Lohnsteuer und Konsum-
steuer, steigende Zuschüsse des staatlichen Haus- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 220. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Juni 1986 	17053 

Bueb 
halts zur Renten- und Krankenversicherung. Diese 
Folgekosten machen nach Meinung vieler Wissen-
schaftler bereits ein Drittel unseres Bruttosozial-
produkts aus. 

Hier müßte neben der Generalaufgabe, diese Fol-
geschäden endlich einmal durch eine andere Wirt-
schaftspolitik zu reduzieren, bei der Verteilung die-
ser Schäden des Industriesystems klar Partei für 
die sozial Schwächsten bezogen werden. Aber das 
Gegenteil ist in unserer Gesellschaft der Fall. Aus 
Untersuchungen der letzten 20 Jahre über die Ver-
teilungskämpfe wissen wir, daß immer diejenigen, 
die von staatlichen Sozialleistungen abhängig sind, 
verteilungspolitisch auf der Strecke blieben. Dies 
ist angesichts der Geisteshaltung von staatlichen 
Gremien bei uns wie dem Sozialbeirat natürlich 
kein Wunder. 

Im Gutachten argumentiert der Sozialbeirat ganz 
schlicht: Mehr Alte heißt höhere Beiträge oder nied-
rigere Renten. Zu den höheren Beiträgen scheint 
wie dem Herrn Seehofer auch dem Sozialbeirat 
noch nicht zu Ohren gekommen zu sein, daß der 
Anteil menschlicher Arbeitskraft an der betriebli-
chen Wertschöpfung immer geringer wird. Deshalb 
fordern wir eine Umstellung auf eine vom einzelnen 
Arbeitsplatz unabhängige Bemessungsgrundlage, 
z. B. eine Wertschöpfungssteuer. 

Hinzu kommt, daß die Arbeitsplätze, die heute 
zur Rentenfinanzierung herhalten, zu mehr als zwei 
Dritteln von Männern gehalten werden. Solange die 
Erwerbsquote von Frauen in der Bundesrepublik 
Deutschland immer noch auf dem Niveau von Spa-
nien und Süditalien liegt, solange also Frauen syste-
matisch vom Zugang zum Arbeitsmarkt abgehalten 
werden, ist natürlich jede Veränderung der Rela-
tion Alte/Junge auch ein finanz- und sozialpoliti-
sches Problem. Wären Frauen gleichermaßen wie 
Männer erwerbstätig — was eben nicht nur heißt, 
abhängig beschäftigt zu sein, sondern auch selb-
ständig oder im Rahmen eines gemeinschaftlichen 
Betriebs — dann hätte auch das Finanzierungs-
problem der Alterssicherung ein erheblich geringe-
res Ausmaß. 

Kommen wir nun zu den konkreten rentenpoliti-
schen Vorschlägen des Sozialbeirats. Der Sozialbei-
rat wehrt sich mit aller argumentativen Macht ge-
gen den Vorschlag der Einführung einer Grundren-
te, wie er in Form eines durchdachten Modells al-
lein von den GRÜNEN im Bundestag vorgelegt wor-
den ist. Eine Umstellung sei nicht „tragbar", heißt 
es beim Sozialbeirat. Die Einführung einer Grund-
rente als langfristige Rentenreform ginge nur bei 
einem „völligen Neuaufbau", ja, ein Grundrentensy-
stem sei weder mit dem Grundgedanken des deut-
schen Rentensystems, der lohnbezogenen Renten-
formel, noch mit dem Grundgesetz vereinbar, wenn 
es die Beamten einbezöge. 

Wir bestreiten diese Position. Sie hat mit Wissen-
schaftlichkeit überhaupt nichts zu tun. Die im Gut-
achten des Sozialbeirats ausführlich begründete 
Ablehnung einer Grundrentenreform ist in unseren 
Augen nichts anderes als die wissenschaftlich ver-
brämte Verteidigung eines herrschenden konserva

-
tiven Politikmodells. Leider schließen sich dem 
auch die Sozialdemokraten an. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die GRÜNEN im Bundestag haben mit dem 1985 
vorgelegten Gutachten des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung nachgewiesen, daß die Ein-
führung eines Systems aus steuerfinanzierter 
Grundrente und beitragsfinanzierter Zusatzrente 
mit Ehegattensplitting und damit einer eigenständi-
gen Alterssicherung für Frauen — das ist das Ent-
scheidende; dazu möchte ich auch einmal die So-
zialdemokraten hören — bis auf einen Fehlbetrag 
von 16 Milliarden DM finanzierungsneutral wäre. 

(Lutz [SPD]: Der lernt es nie!) 

Würden Selbständige und Freiberufler gleicherma-
ßen in das Beitrags- und Steuersystem für eine 
Grundrente einbezogen, so wäre eine solche Ren-
tenreform nahezu finanzierungsneutral. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Auch das ist 
Falsch!) 

— Diesen Zahlen sollten Sie sich endlich einmal 
stellen, statt dauernd zu behaupten, das wäre nicht 
zu finanzieren. Das gilt auch für Sie, Herr Blüm. 
Wenn wir im Fernsehen eine Diskussion haben und 
Sie sagen, das sei nicht zu finanzieren, dann zeigen 
Sie mir einmal, wo das nicht zu finanzieren wäre. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Wenn wir Ihre Politik 
machen würden, wären wir alle arme Leu

-

te!) 

Natürlich machen die Übergänge wie bei jeder 
Rentenreform gewisse Probleme. Doch sind sie lös

-

bar. Wir haben vorgeschlagen, sukzessive oben ein-
zufrieren und unten aufzustocken. Wir haben vorge-
schlagen, uns eben nicht, wie der Sozialbeirat dies 
tut, auf eine Ministrukturreform zu beschränken, 
sondern eine Reform an Haupt und Gliedern in 
allen Alterssicherungssystemen anzugehen. 

Es ist ja kein Zufall, daß in diesem Gutachten die 
Frage der Harmonisierung der Alterssicherungssy-
steme nicht einmal angesprochen wird. Durch eine 
wirkliche Harmonisierung, die die Abschaffung der 
feudalen Strukturen 

(Jagoda [CDU/CSU]: Feudal! Ha!) 

zwischen den Alterssicherungssystemen zum In-
halt hätte, könnten Milliardenbeträge umgeschich-
tet werden, die denen zugute kommen könnten, die 
es nötig haben, nämlich den unteren Einkommen. 

Wie uns von vielen Seiten und gerade aus der 
Bevölkerung bestätigt wird, ist das Rentenmodell 
der GRÜNEN in hohem Maße vernünftig und 
durchsichtig. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sehr durchsichtig 
ist das sogar!) 

Das Modell aus Grundrente und beitragsbezogener 
finanzierter Zusatzrente verknüpft im übrigen 
beide Ansätze, die auch im Rahmen des Gutachtens 
des Sozialbeirats angesprochen werden. Das Modell 
der GRÜNEN erfüllt auf der einen Seite die zen-
trale Aufgabe der gesetzlichen Rentenversicherung, 
die nur durch die Solidarität aller erreicht werden 
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kann, nämlich die Verhinderung von Altersarmut. 
Dies lösen wir mit der Einführung einer Grundren-
te. Dem Anspruch auf eine Lebensstandardisierung 
im Alter werden wir mit einer beitragsbezogenen 
Zusatzrente gerecht. 

Wir haben wiederholt und auch in jüngster Zeit 
Sofortmaßnahmen vorgeschlagen, die dieses Pro-
blem der Altersarmut jetzt und sofort angehen sol

-

len. So fordern wir eine umgehende Aufstockung 
der kleinen Renten auf mindestens 1 200 DM pro 
Person und Monat. Herr Glombig soll mir nachwei-
sen, wo die von uns vorgelegten Finanzierungsvor-
schläge nicht seriös sind. Ich möchte das endlich 
mal hören. Es sollte hier nicht andauernd nur ge-
sagt werden: Das geht nicht. Ich möchte, daß Sie 
sich einmal zu unseren Finanzierungsvorschlägen 
äußern. Das würde mich mal interessieren, Herr 
Globig. 

(Glombig [SPD]: Soll ich gleich antwor

-

ten?) 

Wir fordern die Anerkennung der Kindererzie-
hungszeiten, vor allem rückwirkend - da sind wir 
uns mit den Sozialdemokraten einig — für die 
Trümmerfrauen, die noch weniger Alternativen als 
heute zur Erwerbsarbeit hatten. Wir fordern das 
Beitragssplitting zwischen Eheleuten, um eine ei-
genständige Alterssicherung für Frauen aufzubau-
en. Ich möchte sagen, daß wir Ihren Gesetzentwurf 
hier ausdrücklich unterstützen, der heute hier noch 
diskutiert wird. Ich hoffe aber, daß wir ihn in den 
Beratungen des Ausschusses noch verbessern kön-
nen. Aber zunächst einmal bin ich und ist die Frak-
tion der GRÜNEN grundsätzlich damit einverstan-
den. 

(Lutz [SPD]: Schönen Dank!) 

— Bitte, bitte. 

Auch im Hinblick auf die Besteuerung der Ren-
ten erscheint uns die Diskussion des Sozialbeirats 
in höchstem Maße einseitig und auf die Sicherung 
von heute herrschenden Privilegien fixiert. Es ist in 
höchstem Maße vernünftig und angemessen, wenn 
Renten genauso wie andere Einkommen auch be-
steuert werden. Wir plädieren deshalb für eine ex-
terne Rentenbesteuerungslösung, bei der allerdings 
— das ist für uns entscheidend - der Betrag der 
Grundrente gleichzeitig Steuerfreibetrag ist. Alles 
andere darüber hinaus ist zu besteuern und eben 
nicht nur der Ertragsanteil, wie es vorgeschlagen 
wird, da die eigenen Beiträge zur Rentenversiche-
rung bei der Abführung nicht zu versteuern waren. 
Natürlich ergeben sich aus einer solchen Verände-
rung gleichzeitig eine Reihe von Veränderungen im 
Steuerrecht selbst. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie was zu sagen haben, Frau Fuchs, dann 
melden Sei sich doch! 

(Zuruf von der SPD: Bei wem, bei Ihnen?) 

Ich beantworte Ihre Frage dann. 

Im Unterschied zur Auffassung des Sozialbeira-
tes erscheinen uns solche Veränderungen im 
Steuerrecht erwünscht und plausibel. So ist es bei

-
spielsweise für uns überhaupt nicht einzusehen, 
warum die Leistungen einer Lebensversicherung 
steuerfrei ausbezahlt werden soll. 

Ein weiterer zentraler Punkt ist die Frage des 
Bundeszuschusses. Hier freuen wir uns ausnahms-
weise mal mit dem Sozialbeirat, daß auch er die 
Notwendigkeit einer deutlichen Anhebung des Bun-
deszuschusses sieht. Die Kopplung des Bundeszu-
schußniveaus an die Ausgaben und die Beitragsent-
wicklung der Rentenversicherung ist zweifellos not-
wendig und richtig. Dies haben wir bereits mit ei-
nem Antrag 1983 im Bundestag vertreten, den Sie 
aber alle abgelehnt haben. 

Ein derartig erhöhter Bundeszuschuß ist für uns 
vor allem als sozialpolitische Intervention gegen 
Ungerechtigkeiten zu verwenden. In erster Linie 
könnte damit das Problem der Anerkennung von 
Erziehungszeiten der heutigen alten Frauen gelöst 
werden. Wir fordern nicht nur 25 DM im Höchstfall, 
sondern wir fordern in unserem Grundrentenmo-
dell drei Erziehungszeitenjahre. Damit und mit ei-
ner sofortigen Aufstockung der heutigen Kleinst-
renteneinkommen könnten das Problem der Alters-
armut und damit die Ungerechtigkeiten während 
des Erwerbslebens zumindest ein Stück weit ausge-
glichen werden. 

Begreift man den Bundeszuschuß als Solidarmo-
ment der gesetzlichen Altersversicherung, dann er-
scheint es uns jedenfalls nur konsequent, längerfri-
stig eine Rentenreform mit dem Ziel einer steuer-
finanzierten Grundrente durchzusetzen. Dem Wirr-
warr der verschiedenen Alterssicherungssysteme, 
der das — — 

(Abg. Reimann [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Mach mal! 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, er-
stens erteilt der Präsident das Wort, zum anderen 
weist er darauf hin, daß der Redner noch 13 Sekun-
den zum Sprechen hat. Ich möchte das nicht verlän-
gern. 

(Reimann [SPD]: Darf ich?) 

— Wenn es in der Zeit abzuwickeln ist, ja. 

Reimann (SPD): Herr Kollege Bueb, halten Sie es 
für richtig, daß eine Rente versteuert wird, obwohl 
ich schon während meines gesamten Arbeitslebens 
mein Bruttoeinkommen versteuert habe, d. h. daß 
ich nach dem Arbeitsleben für dieses Geld erneut 
Steuern zahlen soll? 

Bueb (GRÜNE): Dafür habe ich einen Steuerfrei-
betrag. Das wissen Sie genauso wie ich. Sie können 
das dann wieder absetzen. 

Dem Wirrwarr der verschiedenen Alterssiche-
rungssysteme, der das Vernebelungsspiel der an-
geblichen Rentenwissenschaftler erst ermöglicht 
hat, ist das notwendige Ende zu bereiten. Das ist 
durch ein klares, überschaubares Alterssicherungs-
modell erreichbar. Wir jedenfalls sehen in dem Mo-
dell einer steuerfinanzierten Grundrente, auf der 
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eine beitragsfinanzierte Zusatzrente aufbaut, die 
geeignete Lösung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn . Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich möchte eine Vorbemerkung zu dem ma-
chen, was Herr Bueb bezüglich der Nazi-Vergleiche 
und gar des Verdachts einer Kontinuität vorgetra-
gen hat. 

(Ströbele [GRÜNE]: Herr Meinhold!) 
Ich empfehle uns allen — nicht nur Ihnen —, Nazi

-

Vergleiche nicht als Waffe gegen politische Gegner 
zu benutzen. Wer das macht, beleidigt nicht den 
Gegner, sondern schändet das Andenken der Opfer 
des Nazi-Regimes. Der verharmlost die Nazis. Die 
Nazis waren keine sozialpolitische Variante, sie wa-
ren ein System der Unmenschlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Ströbele 
[GRÜNE]: Fragen Sie einmal Herrn Mein

-

hold!) 
Lassen Sie es in der Ungeheuerlichkeit, in der Ein-
maligkeit, und benutzen Sie nicht die Keule des 
Nazi-Vergleichs in der sozialpolitischen Debatte. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zu 
Herrn Meinhold, Herr Minister!) 

— Ich sage auch etwas zu Herrn Meinhold. Wer die 
Würde des Menschen nicht nur als Programmsatz 
achtet, urteilt nicht vorschnell, sondern untersucht 
Vorwürfe. 

(Ströbele [GRÜNE]: Richtig!) 
Das werden wir tun. Aber wir werden uns Ihrer vor-
schnellen Beschuldigung entziehen. Wir werden 
vielmehr sorgfältig die Texte, die es über den Be-
troffenen gibt, untersuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bueb [GRÜ

-

NE]: Herr Meinhold hat es doch zugegeben, 
Herr Blüm!) 

— Diejenigen, die von Datenschutz reden und im-
mer die Gefahr des Obrigkeitsstaats an die Wand 
malen, sind im Produzieren von Vorwürfen gegen 
Mitbürger, die ihnen nicht ins Konzept passen, rela-
tiv schnell, muß ich sagen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist sehr harmlos 

ausgedrückt!) 
Nun zur Sache selbst. Heute vor zwei Wochen hat 

unsere Rentenversicherung ein kaum beachtetes 
und doch bemerkenswertes Jubiläum gefeiert. Am 
23. Mai jährte sich zum 30. Mal der Tag, an dem das 
Bundeskabinett unter Konrad Adenauer den Ge-
setzentwurf zur großen Rentenreform verabschie-
det hatte, der dann 1957 in Kraft getreten ist. Mit 
dieser Rentenreform wurde ein neues Kapitel der 
Sozialpolitik aufgeschlagen, ja, man kann es die ko-
pernikanische Wende der Rentenpolitik nennen. 

Die Rentner sind nicht mehr Objekt staatlicher 
Fürsorge, sondern Subjekt einer solidarischen 
Selbsthilfe. Rente ist nicht staatliche Zuteilung, 
sondern selbst erarbeiteter Anspruch. Adenauer 
holte die Rentner aus der Nähe der Fürsorgeemp-
fänger und brachte sie in die Nachbarschaft der 
Lohnempfänger. An diesem Umzug vom Fürsor-
geempfänger zum Alterslohnempfänger hält diese 
Regierung fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das muß gar keinen Unterschied in Mark und Pfen-
nig ausmachen, obwohl es auch einen Unterschied 
in Mark und Pfennig ausmacht. Aber es macht ei-
nen gewaltigen Unterschied aus, ob ich eine soziale 
Leistung als Zuteilung oder in dem Bewußtsein er-
fahre, daß ich sie selber verdient habe. Ich bleibe 
dabei: Kein Rentner, ob er hier sitzt oder draußen 
zuhört, muß für seine Rente danke schön sagen. Die 
hat er sich selber sauer verdient, und in diesem 
Bewußtsein lassen wir ihn. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Zum hundertsten Mal und, wenn es sein muß, noch 
hundertmal wiederhole ich: Rente ist nichts ande-
res als Alterslohn für Lebensleistung. Wer viel Bei-
trag und lange Jahre Beitrag gezahlt hat, muß mehr 
und höhere Rente erhalten als derjenige, der we-
nige Jahre und einen geringeren Beitrag gezahlt 
hat. 

(Abg. Bueb [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Herr Bueb, ich möchte das System gern im Zusam-
menhang darstellen; vielleicht beantwortet das ja 
auch Ihre Frage. Aber wenn Sie unbedingt wollen, 
bitte sehr. 

Vizepräsident Stücklen: Sie gestatten also die Zwi-
schenfrage? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ja. 

Bueb (GRÜNE): Herr Minister, Sie haben eben 
gesagt, Rente ist Leistung für Erwerbsarbeit. Hal-
ten Sie es für richtig, daß Frauen, die zwar ihr gan-
zes Leben lang gearbeitet, aber keinen Lohn bezo-
gen haben, weil sie vielleicht Verwandte gepflegt 
oder dem Mann das Essen gekocht haben — diese 
Personengruppen machen einen großen Teil unse-
rer Gesellschaft aus —, keine eigenständige Rente 
erhalten, sondern immer nur von der Rente ihres 
Mannes abhängig bleiben sollen? Halten Sie das für 
gerecht? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Bueb, zunächst möchte ich folgendes 
festhalten, damit es keine Verwechslung gibt. Unser 
Sozialstaat hat ein sehr hohes Niveau. Wir sind im-
mer noch ein wohlhabendes Land und werden es 
auch bleiben. Es wäre schlimm, wenn in diesem 
Lande einer ins Elend gestoßen würde. Wir brau-
chen einen Sozialstaat, der uns davor bewahrt, daß 
Menschen Hunger leiden. Aber ich bleibe auch da-
bei, daß die Rentenversicherung die Aufgabe hat, 
das Lebenseinkommen ins Alter fortzusetzen. An- 
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dere Probleme dagegen müssen wir mit anderen 
Instrumenten lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind ja dabei — vielleicht ist das Ihrer Auf-
merksamkeit entgangen, Herr Bueb —, zum ersten-
mal Pflege anzuerkennen. Gerade das, was Sie for-
dern, tun wir jetzt. Wir sind dabei, die Kindererzie-
hung endlich in der Rentenversicherung anzuer-
kennen. 

Ich bleibe dabei: Zur Bekämpfung der Armut und 
zur Bewahrung vor Not hat der Sozialstaat andere 
Instrumente als die Rentenversicherung. Wer alles 
mit allem vermischt, stellt das große Kuddelmuddel 
her, und in diesem großen Kuddelmuddel weiß nie-
mand mehr, wer wessen Hand in wessen Tasche 
hat. Es weiß dann so gut wie niemand mehr, ob er 
selbst einen Anspruch erworben hat oder ob ihm 
etwas zugeteilt wird. Möglicherweise kommen Bür-
ger in Bittstellerposition, wenn sie nur das erhalten, 
was sie selber finanziert haben. 

Ihre Ideen kommen mit manchmal so vor, als 
schickte ich mir selbst eine Postüberweisung und 
bedankte mich beim Briefträger, daß er mir das 
Geld zurückbringt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist Ihr Umverteilungsstaat: von den rechten in 
die linken Hosentaschen. Wir bleiben bei unserem 
System, das übersichtlich ist. 

Ich bleibe auch dabei, Herr Bueb, daß Gerechtig-
keit und Barmherzigkeit zwei ganz wichtige Sozial-
prinzipien sind. Schlimm wäre eine unbarmherzige 
Gesellschaft. Dennoch bin ich dafür: Ersetzt die Ge-
rechtigkeit nicht vorschnell durch Barmherzigkeit! 
Wir nehmen sonst den Bürgern den Anspruch, für 
Leistung auch Gegenleistung zu erhalten. Gerech-
tigkeit und Barmherzigkeit prägen unser Renten-
system. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich muß Sie daran erinnern, Ihre Fraktion hat 
beschlossen, bei meinen Debattenbeiträgen keine 
Zwischenrufe zu machen, weil Sie den Bumerang-
effekt fürchten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht daß ich Sie jetzt rügen würde, aber Frau 
Fuchs hat gerade „pst!" gerufen. Das sage ich fürs 
Protokoll. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich sage das noch einmal: Frau Fuchs hat gerade 
„pst!" gerufen, damit niemand dazwischenruft, weil 
die SPD seit geraumer Zeit den Bumerangeffekt bei 
Zwischenrufen in der Rede Blüm fürchtet. Das 
wollte ich nur fürs Protokoll festhalten. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

-- Sie machen schon wieder einen Fehler; Sie sollen 
nicht dazwischenrufen. 

Übersetzt heißt dies, das Prinzip der Leistungsge-
rechtigkeit in die Generationensolidarität zu brin-
gen. Jeder Rentner erhält relativ so viel, wie er als 
Erwerbstätiger zur Finanzierung der damaligen 

Rente gezahlt hat. Jeder Junge erhält also im Alter 
von seinem späteren Nachfolger so viel, wie er für 
die Vorgänger übrighatte. Das ist die große Idee der 
Adenauerschen Rentenreform. Darin sind wir kon-
servativ: Diese Rentenreform, diese Uridee verteidi-
gen wir, wenn es sein muß, mit Zähnen und Klauen 
gegen alle Versuchungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bueb [GRÜ

-

NE]: Zeigen Sie doch mal Ihre Klauen!) 

Ich stelle dies bewußt an den Beginn meiner 
Rede, weil ich glaube, daß die Rentner nicht von 
den Rastellis leben, die jeden Tag neue Ideen haben 
und jeden Tag einen neuen Ball in die Arena wer-
fen. Rentenpolitik braucht Zuverlässigkeit, Konti-
nuität und Beständigkeit. 

(Zuruf des Abg. Bueb [GRÜNE]) 

Die Rentner müssen wissen, wie es weitergeht. 
Das Schlimmste, was der Rentenpolitik passieren 
kann, ist dieses ständige Rentenhickhack. Wir sind 
gegenüber der älteren Generation verpflichtet, eine 
rentenpolitische Einigung zu suchen. Es gibt keinen 
CDU-Rentner und noch nicht einmal einen grünen 
Rentner. Es gibt nur Rentner ohne jede Farbe. 

Deshalb appelliere ich, den Versuch zu unterneh-
men, zu einer großen rentenpolitischen Einigung zu 
kommen. Für Streit haben wir noch genug Platz. 
Laßt uns in der Rentenpolitik eine große rentenpoli-
tische Einigung versuchen. Je mehr Einigung, um 
so besser für die Rentner. Ich glaube nicht, daß 
irgend jemand davon profitieren wird. Das wird 
keine Partei, die auf Kosten von Rentnerangst 
Stimmungen macht. Ich glaube, das wird sich — 
Gott  sei Dank — bitter rächen. 

Der Sozialbeirat legt jedenfalls ein Gutachten ge-
gen die Panikmacher vor. Dafür danke ich ihm, daß 
er vor Panikmache gewarnt hat, daß er den Rent-
nern mit der Autorität eines unabhängigen Gremi-
ums zugerufen hat, 

(Bueb [GRÜNE]: Da lachen doch die Hüh

-

ner!) 

in dem die Sozialpartner, Gewerkschafter, Arbeitge-
ber und die Wissenschaft sitzt: Es besteht kein 
Grund zur Befürchtung. Diese Rentenversicherung 
ist solide finanziert. 

Wir haben die Rentenversicherung aus dem 
Dreck gezogen. Aber da kommt Herr Glombig her 
und sagt, die Rentenvorräte reichten nicht lange 
genug. Ja, mein Gott, Herr Glombig, haben Sie ver-
gessen, daß die Rentenkasse, wenn Sie in der Re-
gierung geblieben wären, im Sommer 1983 zah-
lungsunfähig gewesen wäre? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Sie kommen daher, fahren den Karren gegen den 
Baum, steigen aus und sagen, Sie seien der beste 
Fahrlehrer. So machen Sie doch Politik. Meine Da-
men und Herren, Sie setzen doch offenbar auf Ge-
dächtnisschwund bei den Bürgern. 

(Zurufe von der SPD) 
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Wir haben die Rentenversicherung vor der Ein-

sturzgefahr bewahrt. Das ist, wie ich meine, die 
beste Nachricht, daß wir jetzt in Ruhe und Beson-
nenheit eine Reformdiskussion führen können. Wir 
können das Haus umbauen, ohne daß uns die Brok-
ken um die Ohren fliegen. Wir können, ohne Ein-
sturzgefahr befürchten zu müssen, renovieren. Ich 
meine, dies ist das größte Verdienst in dieser Legis-
laturperiode. Es ist wieder Geld in der Rentenkasse, 
und es kommt wieder mehr Geld in die Rentenkas-
se, nachdem die Rentenversicherung 13 Jahre lang 
nur eine Bewegung kannte, nämlich abwärts mit 
den Finanzen. Das ist die Wende in der Rentenpoli-
tik. Es geht wieder aufwärts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Auch das ist nicht 

wahr!) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Reimann? 

Reimann (SPD): Herr Minister, Sie haben jetzt 
mehrfach in diesem Hause behauptet, daß es 13 
Jahre abwärts gegangen sei. Der Herr Kollege Eh-
renberg hat in seiner letzten Rede schon versucht, 
Ihnen aus Ihren eigenen Zahlen nachzuweisen, daß 
es 1980 und 1981 einmal mit zwei und einmal mit 
drei Milliarden DM aufwärts ging. Würden Sie das 
denn jetzt wenigstens bestätigen? 

Bundesminister Dr. Blüm: Ich bin Ihnen sehr dank-
bar für diese Frage, weil ich dann wiederholen 
kann, daß die sozialliberale Regierung die Renten-
kasse mit einer Monatsrücklage von neun Monats-
ausgaben übernommen hatte, aber uns mit zwei 
Monatsrücklagen übergeben hat. Jetzt frage ich Sie: 
Geht es nach dem kleinen Einmaleins von neun auf 
zwei abwärts oder aufwärts? Nach meiner Grund-
rechnungsart ist das abwärts. Sie sind abwärtsge-
fahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Es kommt nicht auf den absoluten Zahlbetrag an. 

(Zurufe von der SPD) 
Es kommt darauf an, welche Rücklagen es für die 
Monatsausgaben gibt, woraus sich die Rente finan-
zieren kann. 

(Ein Abgeordneter der SPD meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege, lassen Sie mich bitte meinen Text 
im Zusammenhang vortragen. Da gibt es auch 
nichts nachzufragen; neun ist mehr als zwei. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie bleiben bei 
der Unwahrheit!) 

— Nein, ich bleibe nicht bei der Unwahrheit, son-
dern bei der Mathematik. 

An der Rettung der Rentenversicherung haben 
alle mitgewirkt: die Arbeitnehmer, die Rentner und 
der Staat. Das ist eine Gemeinschaftsleistung. Es ist 
unsere Politik, die demographischen Veränderun-
gen auf alle Schultern zu verteilen, auf die der Ar-
beitnehmer durch Erhöhung der Beiträge — das ist 
uns auch nicht leichtgefallen —, auf die der Rent-
ner, indem der Rentenanstieg nicht so war, wie er  

gewesen wäre, wenn wir nicht hätten sparen müs-
sen, und auf die des Staates. 

Meine Damen und Herren, wir sind die erste 
Bundesregierung, die den Bundeszuschuß erhöht 
hat. Das steht in diametralem Gegensatz zu Ihrer 
Gewohnheit. Sie von der SPD haben die Rentenver-
sicherung während Ihrer Regierung benutzt, wie 
andere Pfandhäuser benutzen. Sie haben den Ren-
tenzuschuß gekürzt und gestundet. Ich habe als 
Erbschaft eine Kürzung von 3,5 Milliarden DM von 
Ihnen übernommen. Das haben Sie mir hinterlas-
sen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie sagen die 
Unwahrheit, und zwar bewußt!) 

Sie haben die Rentenkasse so benutzt wie die Raub-
ritter die Schatzkammern einer verlassenen Burg. 
Uns haben Sie Ruinen hinterlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn wir sparen muß-
ten — denn das macht niemand gern —, dann nicht 
deshalb, weil es uns Spaß gemacht hätte, sondern 
weil wir die Renten retten wollten. Wir sind die Ret-
tungssanitäter der Rentenversicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wer sich über die Schmerzen beklagen will, 
dem sage ich die Adresse: SPD-Parteivorstand, 
5300 Bonn, Ollenhauerhaus; dahin müßt ihr eure 
Klagen richten. 

(Zurufe von der SPD: Das ist aber primitiv! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

Das Geheimrezept der SPD lautet — ich nenne es 
noch einmal —: Weniger sparen, mehr ausgeben. 
Denn das ist doch Ihr Vorwurf, wir hätten zuviel 
gespart und hätten zuwenig Geld. Also, wenn wir 
weniger gespart hätten, hätten wir nach der Philo-
sophie der SPD mehr Geld haben müssen. Das ist 
allerdings das Hexeneinmaleins der sozialdemokra-
tischen Opposition. 

Auch der wirtschaftliche Aufschwung hat dazu 
beigetragen, daß wieder mehr Geld in der Kasse ist. 
Mehr Beitragszahler heißt auch mehr Einnahmen. 
Deshalb ist Politik für die Beschäftigung und gegen 
die Arbeitslosigkeit auch eine Politik für die Rent-
ner. 

(Zurufe von der SPD) 

200 000 mehr Beschäftigte im letzten Jahr, 300 000 
mehr in diesem Jahr, das heißt mehr Einnahmen, 
mehr Sicherheit in der Rentenpolitik. 

Die zweite gute Nachricht: Wir werden dennoch, 
wie vorgesehen, den Rentenbeitrag am 1. Januar 
nächsten Jahres um 0,5 % senken können. Auch das 
ist eine Entlastung für die Arbeitnehmer, auch ein 
Beitrag zur Beschäftigung; denn Beitragsanstieg, 
der Arbeitsplätze gefährdet, wäre sozusagen der 
Versuch, eine Kuh zu schlachten, von der man an-
schließend Milch haben will. Wenn es keine Ar-
beitsplätze gibt, wenn Beiträge in die Höhe steigen 
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und Arbeitsplätze vernichten, vernichten wir die 
Einnahmequelle der Rentenversicherung. 

(Zurufe von der SPD) 

— Nein, der Sozialbeirat bestätigt uns, daß diese. 
Maßnahmen uns Luft geschaffen haben, daß die 
Rentenreform solide und besonnen durchgeführt 
werden kann. Diese Stabilisierung, meine Damen 
und Herren, ist uns gelungen, ohne das Niveau der 
Renten zu drücken. Im vergangenen Jahr betrug 
das Nettorentenniveau nach 45 Versicherungsjah-
ren 73,2 %. Es liegt damit 0,5 % höher als beim Re-
gierungswechsel, 2,1 % höher als 1980 und 9,3 % hö-
her als 1970. 

Ich nenne das Jahr 1980 mit besonderem Genuß 
und Nachdruck; denn dieses Rentenniveau 1980 —
2,3 % niedriger als heute — ist in der Regierungser-
klärung von Helmut Schmidt als Rekordniveau ge-
feiert worden, und Sie haben vor Begeisterung ge-
klatscht. Wer damals — verehrte Frau Fuchs, Sie 
haben dazugehört — bei 2 % weniger geklatscht und 
dies als ein Rekordniveau bezeichnet hat, der kann 
heute nicht Pfui rufen. Wer damals Bravo gerufen 
hat, muß auch heute noch zustimmen, heute bei 
einem um 2 % höheren Rentenniveau. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bleibe auch dabei: Ob die Rentner gewinnen 
oder verlieren, hat nicht nur mit Rentenanpassung, 
sondern auch etwas damit zu tun, was man mit dem 
Geld machen kann. Mein Großvater war Millionär; 
der hat nämlich in der Inflation seinen Lohn im Lei-
terwagen nach Hause gefahren. Trotzdem war er 
bettelarm. Es hat sich gezeigt: Geld allein sagt noch 
nichts über Wohlstand. 

(Zurufe von der SPD) 

Inflationsbekämpfung ist der beste Beitrag dazu, 
auch soziale Sicherheit zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das weiß ja eine Generation, die von der Inflation 
betrogen wurde. Das weiß eine Generation, die die 
Mark dreimal umdrehen mußte, bevor sie sie ein-
mal ausgab. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist inzwi

-

schen Kanzlerniveau!) 

Was man sich damit kaufen kann, ist wichtig. Des-
halb sage ich, es gibt eine ganz einfache Faustregel: 
Wenn die Preissteigerung höher ist als die Renten-
erhöhung, verlieren die Rentner, und wenn die Ren-
tenerhöhung höher ist als die Preissteigerung, ge-
winnen die Rentner. Bei uns gewinnen die Rentner 
wieder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

— Ach Herr Lutz, da können Sie rechnen, solange 
Sie wollen. Um 4 % war die Rente 1981 gestiegen. 
Sie schreien Hurra, vergessen nur, daß die Preis-
steigerungsrate 6 % war. Diesmal beträgt die Ren-
tensteigerung zwar nur 2,15 %, dafür liegt aber die 
Preissteigerungsrate zur Zeit bei – 0,3 %. Deshalb 
haben die Rentner im übrigen wie die Arbeitneh

-
mer zum erstenmal wieder realen Einkommensge-
winn. 

Ich bleibe auch dabei — das haben Sie zu Recht 
vorausgesagt, daß ich noch einmal die peinliche 
Zahl nenne; Sie haben mich geradezu provoziert —: 
Dies ist ein Kaufkraftgewinn von 10 Milliarden 
Mark. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie die Wahrheit provozieren wollen, Sie 
können sie nicht oft genug hören: 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben dafür gesorgt, daß die Kaufkraft eines 
durchschnittlichen Rentnerhaushalts in einem Jahr 
um 1 300 Mark erhöht wird. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD)) 

Das ist so viel wie drei Monatsmieten. Das ist fast 
so viel wie die Eckrente. Das ist die 13. Rente per 
Kaufkraft. Sie haben die 13. Rente immer als Plan 
angekündigt. Erinnern Sie sich an das Weihnachts-
geld für Rentner? Arendt hatte das immer angekün-
digt. Aber je näher der Heilige Abend kam, desto 
kleiner wurde das Christkind. Am Heiligen Abend 
war es verschwunden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben de facto durch Kaufkraftgewinn eine 
13. Rente geschaffen. Das ist eine Politik des Lei-
stungsfortschritts. Die Verteilungspolitiker machen 
immer Wirbel, aber die Bevölkerung gewinnt dabei 
nichts. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben Reformen 
durchgeführt. Wir haben die Rentenanpassung ak-
tualisiert und sie auf ihre eigentlichen Aufgaben 
konzentriert. Wir haben die Erwerbs- und Berufs-
unfähigkeitsrente neu geordnet, ohne den Besitz-
stand der Arbeitnehmer anzugreifen, und den 
Krankenversicherungsbeitrag eingeführt, den auch 
Sie vorgeschlagen haben; ich verstecke mich gar 
nicht hinter Ihnen. Das ist der Solidaritätsbeitrag 
der Älteren für die Jüngeren; denn auch Großvater 
und Großmutter müssen besorgt sein, daß ihre Kin-
der und Enkelkinder nicht Beiträge zahlen müssen, 
unter denen sie zusammenbrechen. Auch das ist 
Solidarität, die nicht als Einbahnstraße verstanden 
werden darf. 

Wir haben die Hinterbliebenenreform durchge-
setzt, Frau Fuchs, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der SPD, über die Sie sieben Jahre lang 
geredet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 
Aber wie! — Zuruf der Abg. Frau Fuchs 

[Köln] [SPD]) 

— Ja, das kenne ich doch. Auf Ihrem Bahnhof hän-
gen immer Fahrpläne; es fährt nur nie ein Zug. Sie-
ben Jahre lang haben Sie Fahrpläne studiert; wir 
haben die Hinterbliebenenreform durchgeführt. 
Sieben Jahre lang haben Sie dafür gebraucht, Pläne 
zu schmieden; aber keinen Paragraphen haben Sie 
hier durch den Bundestag gebracht. 
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Wir haben eine Hinterbliebenenreform durchge-

setzt, die sozial rücksichtsvoll ist und die kleinen 
Rentner schont, die systemgerecht ist und die ei-
gene Rente nicht antastet, die frauenfreundlich ist, 
viel frauenfreundlicher als Ihr Modell, was auch der 
Grund dafür ist, daß unserem Modell die Frauen-
verbände zugestimmt haben. Auch wenn es auf dem 
DGB-Kongreß zum Betriebsgeheimnis erklärt wur-
de, der DGB hat unserem Hinterbliebenenmodell 
und nicht Ihrem Modell zugestimmt. Ihnen hat der 
Bundesverband der Deutschen Arbeitgeberver-
bände zugestimmt. Das ist auch nichts Unehrenhaf-
tes. Nur lassen Sie mich diese Traumkonstellation 
noch einmal nennen: CDU/CSU, FDP mit DGB, 
DAG und Reichsbund und Sie mit den Arbeitge-
bern, die ja auch sehr angesehen sind. 

(Zurufe von der SPD) 

-- Ja, ich weiß, das paßt nicht in Ihr Weltbild. Das 
ist aber so. 

Meine Damen und Herren, wir haben die Warte-
zeit, um in die Altersrente zu kommen, für die 
Frauen gesenkt. Wir haben sie für alle gesenkt; 
aber es werden davon die Frauen profitieren. Nicht 
mehr 15 Jahre, sondern nur noch fünf Jahre muß 
man Beiträge eingezahlt haben. 

(Lutz [SPD]: Das ist Tiefkellerniveau!) 

— Das ist nicht unter Niveau, sondern das ist kon-
kret. Ihre ideologischen Seifenblasenbedürfnisse 
kann ich nicht befriedigen. Herr Lutz kommt mir 
immer wie jemand vor, der in der Schmiede steht 
und ständig auf den Amboß klopft, aber gar kein 
Eisen dazwischen hat. Das ist die Heißluft

-

Schmiede à la Lutz! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben es gemacht, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Helau!) 

wir haben das Eisen geschmiedet, nämlich die Min-
destbeitragszeiten gesenkt. Wissen Sie schon, was 
das bedeutet? Das hat im ersten Jahr dazu geführt, 
daß 45 000 ältere Menschen erstmals überhaupt 
eine Altersrente erhalten haben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Und wieviel ha

-

ben Sie an Erwerbsunfähigkeitsrente weg

-

genommen?) 

Wissen Sie auch, wieviel sie erhalten haben? 225 
DM! Das ist wenig; ich gebe es zu. Es sind aber 
genau 225 DM mehr, als sie bei Ihnen erhalten 
haben; denn da haben sie null erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Außerdem haben wir für 100 000 Menschen mit 
Hilfe dieser Maßnahme die Rente um durchschnitt-
lich 80 DM pro Monat erhöhen können. 90 % der so 
Begünstigten waren Frauen. 

Meine Damen und Herren, nun bitte ich auch 
noch zum Thema Kindererziehungszeiten um Ihre 
Aufmerksamkeit. 100 Jahre ist die Rentenversiche-
rung alt, und 100 Jahre lang spielten Kinder im 
Rentenrecht keine Rolle. 13 von den 100 Jahren wa-
ren die Freunde des Herrn Glombig an der Regie-
rung. 100 Jahre Rentenversicherung ohne Kinder

-
erziehungszeiten! Ich glaube, daß es nicht ein Werk 
der Barmherzigkeit, sondern ein Akt der Gerechtig-
keit ist, daß Kinder endlich in der Rentenversiche-
rung anerkannt werden; denn die Kinder von heute 
sind die Beitragszahler von morgen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deshalb muß derjenige, der Kinder erzieht, das 
auch bei seiner Rente spüren; denn er sorgt über-
haupt für das Überleben, d. h. auch dafür, daß derje-
nige, der keine Kinder hat, auch übermorgen noch 
Renten erhalten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben ein hundertjähriges Unrecht beendet. 
Wir haben Kindererziehungszeiten ins Rentenrecht 
eingeführt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, regen Sie sich nicht 
auf! Ich will gar nicht verheimlichen, daß unsere 
Regelung auf Anhieb keine befriedigende Lösung 
geschaffen hat; denn die Einführung dieser sozial-
politischen Neuigkeit haben wir an den Zugang zur 
Rente geknüpft. Das entspricht im übrigen einer 
alten sozialpolitischen Handwerksregel: Verände-
rungen betreffen in der Regel die Zukunft. Das gilt 
für Verbesserungen wie für Verschlechterungen. 
Das Sicherheitsprinzip „Besitzstand" hat schlechte 
und gute Seiten. Die Hinterbliebenenrente der zu-
künftigen Witwe wurde neu geregelt, und neu ein-
geführt für zukünftige Renten wurde auch die Kin-
dererziehungszeit. 

Viele ältere Frauen haben dies als Unrecht emp-
funden. 

(Zuruf von der SPD: Zu Recht!) 

Meine Damen und Herren, gerecht im umfassenden 
Sinne ist unser erster Schritt nicht. 

(Zuruf von der SPD: Warum haben Sie das 
nicht gesagt?) 

Aber gerechter als bisher ist er bestimmt; denn die 
größte Ungerechtigkeit war, daß alle Mütter nichts 
erhalten. Das war die größte Ungerechtigkeit! 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Wir haben einen ersten Schritt getan und endlich 
den Fuß in die Tür gestellt. 

(Kuhlwein [SPD]: Den haben Sie sich ganz 
schön eingeklemmt!) 

Ich kündige Ihnen hiermit an: Die Tür wird ganz 
aufgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

So sind solide Sozialpolitiker immer: Sie fangen mit 
dem ersten Schritt an; sie kündigen nicht den zwei-
ten Schritt an, ohne den ersten gemacht zu haben. 
Wir haben den ersten Schritt getan, 

(Lutz [SPD]: Er krümmt sich vor Verlegen

-

heit, der Herr!) 

und jetzt folgt der weitere Schritt. Wir beraten über 
die Finanzierung dieses weiteren Schrittes. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 
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Wir sind auf gutem Wege, aber solide, wie wir sind, 
kümmern wir uns erst um eine dauerhafte Finan-
zierung, bevor wir die Entscheidung vorlegen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wir machen die sozialdemokratischen Bocksprünge 
nicht mit: vor der Wahl hoch und nach der Wahl 
wieder herunter. Wir kümmern uns um eine dauer-
hafte, solide Finanzierung der Kindererziehungs-
zeiten für alle Mütter. Dazu zählt doch auch meine 
Mutter; die hat mich doch in schlimmen Zeiten des 
Bombenhagels, in schlimmen Zeiten von Hunger 
und Not erzogen. Ich weiß, was wir dieser Genera-
tion schuldig sind. Aber hätten wir die Kindererzie-
hungszeiten nicht in einem ersten Schritt einge-
führt, könnten wir heute gar nicht über eine Aus-
weitung diskutieren. Wir haben die Kindererzie-
hungszeiten eingeführt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Nichtstuer werfen uns jetzt vor, wir hätten zu-
wenig gemacht. Sie haben nichts gemacht, und uns 
werfen Sie vor, wir hätten zuwenig gemacht. Das ist 
so ähnlich, wie wenn ein Faulenzer zu einem Arbei-
ter sagt, er solle mehr schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie es mich noch einmal sagen: Ich habe 
den Protest dieser Generation immer verstanden, 

(Lachen bei der SPD) 

und deshalb werden wir auch für diese Generation, 
die schon in Rente ist, Kindererziehungszeiten ein-
führen. Ihren Protest habe ich verstanden. Einen 
Protest aber habe ich nie verstanden: den Protest 
der Sozialdemokratischen Partei. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da hätten Sie ja 
auch nachdenken müssen!) 

Hätten Sie 1969 nur das gemacht, was wir 1986 
gemacht haben, dann hätten schon 17 Jahrgänge 
Kindererziehungszeiten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dann hätten schon drei Viertel derjenigen, deren 
Protest Sie heute verstärken, Kindererziehungszei-
ten! 

(Widerspruch bei der SPD) 

Warum haben Sie nicht angefangen, als die Kasse 
noch voll war? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 1972 haben Sie 
es abgelehnt!) 

Hätten wir nicht die Schulden übernommen, die Sie 
uns hinterlassen haben, hätten wir nicht ein Kin-
dererziehungsjahr, sondern fünf Kindererziehungs-
jahre einführen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Allein von den Zinsen für die Schulden hätten wir 
fünf Kindererziehungsjahre finanzieren können! 

(Zuruf von der SPD: So ein Quatsch!) 

Wie kommen diejenigen, die nichts gemacht haben, 
die uns den Vorrat für eine Ausweitung genommen 
haben, dazu, hier heute als Ankläger aufzutreten? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Anhaltende 
Zurufe von der SPD) 

Sie haben im Sommer das Holz verheizt und be-
schweren sich darüber, daß es im Winter kalt ist. So 
ähnlich ist doch Ihre Politik gewesen! 

(Unruhe bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, man muß die SPD 

aber in Schutz nehmen. Pläne hat sie, Pläne hat sie 
genug. Das ist Ihr großer Vorteil gewesen: Sie ha-
ben so oft über Pläne geredet, daß manche Leute 
gemeint haben, Sie hätten schon etwas gemacht! 
Nichts haben Sie gemacht! Sie haben zehn Jahre 
über Pläne für ein Babyjahr gesprochen. Jetzt will 
ich Ihnen einmal sagen, was in dem Plan stand  — 
in  dem Plan! Erstens: Das Babyjahr war auch nur 
für die Zukunft vorgesehen, Frau Fuchs. Zweitens: 
Das Babyjahr war nur für die berufstätigen Frauen 
vorgesehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Drittens: Das Babyj ahr sollte von der Rentenversi-
cherung finanziert werden. Das hätte die Renten-
versicherung bis zum heutigen Tag 18 Milliarden 
DM gekostet. Wir hätten die Renten kürzen müs-
sen. 

(Kirschner [SPD]: Sie haben sie ja ge

-

kürzt!) 
Viertens — und das ist eigentlich der Höhepunkt —: 
Es war als Ausfallzeit konstruiert, also von der Ren-
tenhöhe abhängig. Kleine Rente — kleines Baby, 
große Rente — großes Baby. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
Das waren die Pläne der SPD! 

 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zurufe bei der SPD) 
— Doch. — Und heute kommt die SPD her und will 
mir Vorschriften machen. Zwischen 2,50 DM und 
50 DM hat Ihr Betrag für das Baby variiert. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Demagogie 
ist das!) 

Ich sage: Kind ist Kind. Jede Mutter bekommt, ob 
sie nun eine kleine Rente oder eine große Rente 
hat, 25 DM. Das ist unsere Einstellung zu dieser 
Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Ja, ja. 
Meine Damen und Herren, ich bleibe dabei: Wir 

haben entsprechend einer alten sozialpolitischen 
Erfahrung den ersten Schritt getan. Weitere 
Schritte werden wir tun. Ich lade zur Strukturre-
form, zur Einigung über den Weg der Rentenversi-
cherung auf der Basis der Tatsachen ein. 

Wegweiser Nummer eins: Die Rente muß lohn- 
und beitragsbezogen bleiben. Wegweiser Nummer 
zwei: Die Renten können nicht den Löhnen davon-
eilen, die Löhne nicht den Renten. Deshalb können 
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die Renten nur wie die verfügbaren Einkommen 
steigen. Dritter Punkt: Wir stimmen überein: Der 
Bundeszuschuß muß neu geregelt werden. Vierter 
Punkt: Belastungen in der Rentenversicherung auf 
Grund von Bevölkerungsverschiebungen müssen 
auf allen Schultern verteilt werden. Und langfristig 
streben wir eine größere Freiheit bei der Bestim-
mung des Rentenalters an, also bei der Entschei-
dung, wann man in die Rente eintritt: Wer länger 
arbeiten will, soll länger arbeiten, wer kürzer arbei-
ten will, soll kürzer arbeiten. Wir brauchen — im 
Unterschied zu den GRÜNEN — keine Gesellschaft 
der Vormundschaft. Wir lassen das den einzelnen 
entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich plädiere für eine 

Rentenpolitik mit Herz und Augenmaß. Das sind 
wir der älteren Generation schuldig. Eine Renten-
politik ohne Panik, aber auch eine Rentenpolitik 
ohne Illusion, eine solide Rentenpolitik — das ist es, 
wofür diese Bundesregierung steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weitergebe, muß ich folgen-
des sagen: Herr Kollege Glombig, ich trete zwar 
nicht in die inhaltliche Bewertung Ihres Zurufs ein, 
aber der Begriff „Lügner" ist einer, der hier zum 
Ordnungsruf Veranlassung gibt. 

(Lutz [SPD]: Aber bedauerlicherweise hat 
er recht! — Weitere Zurufe von der SPD — 
Eigen [CDU/CSU]: Was war das, Kritik am 

Präsidenten?) 
Ich habe außerdem noch eine Mitteilung zu ma-

chen, die den gestrigen Abend betrifft. In der Debat-
te, in der der Herr Abgeordnete Kleinert (Hanno-
ver) gesprochen hat, sind diesem in der Schluß-
phase von dem Abgeordneten Senfft zwei Zurufe 
gemacht worden, die ich hier rügen muß. Er muß 
das im Protokoll selbst finden, weil er nicht anwe-
send ist. Aber es geht aus dem Protokoll eindeutig 
hervor, daß dies zu rügen ist. 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Heyenn. 
Bitte schön. 

(Lutz [SPD]: Endlich einmal ein Fach

-

mann!) 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es war unverfroren und unseriös, was uns 
hier dargestellt worden ist. 

(Beifall bei der SPD — Kirschner [SPD]: 
Wie immer bei Blüm! — Hornung [CDU/ 

CSU]: Weil es Ihnen nicht paßt!) 
Unverfroren war es deshalb, weil sich hier auf der 
einen Seite ein Arbeitsminister hinstellt und nach 
den großen rentenpolitischen Gemeinsamkeiten 
ruft und auf der anderen Seite eine Unwahrheit, 
eine Halbwahrheit nach der anderen absondert 

(Beifall bei der SPD) 
und nicht einmal bereit ist, auf seine Vorredner ein

-

zugehen. Ich habe manchmal den Eindruck, Sozial

-

abbau macht Ihnen Freude, Herr Minister. Sie ver

- suchen hier, die Rentner für dumm zu verkaufen, 
wenn Sie ihnen sagen, die Preisstabilität mache ei-
nen Gewinn von 10 Milliarden DM aus. Wenn Sie, 
Herr Minister, seriös diskutieren würden, 

(Lutz [SPD]: Kann er ja nicht!) 

dann gingen Sie z. B. auf die Zahlen ein, die der Kol-
lege Glombig Ihnen vorgelegt hat. Er hat hier näm-
lich ausgeführt, daß der Kaufkraftverlust der Rent-
ner von 1982 bis 1985 1,2 % betragen hat. Wo also ist 
dem Rentner zugute gekommen, was Sie hier hin-
sichtlich der niedrigen Preissteigerungsrate zu 
Recht anführen? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Die sind be

-

schummelt worden!) 

Herr Kollege Blüm, wenn Sie den Rentnern dies 
sagen, ihnen in dieser Form Sand in die Augen 
streuen, dann ist doch auch die Frage zu stellen, ob 
wir die Rentner in der Bundesrepublik nicht von 
diesem Pult aus auffordern müssen, Ihnen eine 
Postkarte mit der simplen Frage zu schreiben, wo 
sie sich denn bitte schön die drei Monatsmieten 
abholen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ist es nicht der Gipfel an Unverfrorenheit, wenn 
hier für fünf bis sechs Millionen Bürger —, über-
wiegend Frauen, durch Ihre Politik die Vorausset-
zungen für einen Anspruch auf Renten wegen Be-
rufs- oder Erwerbsunfähigkeit wesentlich ver-
schlechtert werden, wenn Sie es Millionen von 
Frauen, die krank sind und früher gearbeitet haben, 
heute unmöglich machen, diese Rente zum Zeit-
punkt der Erkrankung zu erhalten, sondern sie aufs 
65. Lebensjahr verweisen, 

(Hornung [CDU/CSU]: Wir haben den Zu

-

gang von 15 auf 5 Jahre geschaffen!) 

wenn Sie dann sagen, es sei ein großer sozialpoliti-
scher Erfolg, daß diese Rentner, denen Sie mögli-
cherweise zehn Jahre Rentenanspruch vorenthal-
ten, mit 65 dann nur noch fünf Versicherungsjahre 
brauchen? 

(Zurufe von der SPD: Zynisch!) 

Dies ist Verdummung des Bürgers, Herr Arbeitsmi-
nister. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann reden Sie davon — ich weiß gar nicht, wie 
man so etwas verantworten kann; ich will Ihnen das 
sehr deutlich sagen —, 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: Mir 
kommen die Tränen!) 

Geld allein mache nicht glücklich. Das sagen Sie 
vor dem Hintergrund, daß wir heute 300 000 Rent-
ner haben — mit stetig steigender Tendenz —, die 
auf ergänzende Sozialhilfe angewiesen sind, vor 
dem Hintergrund der Tatsache, daß es noch 300 000 
gibt, die solche Ansprüche hätten, die aber aus Un-
kenntnis oder aus Scham diese Ansprüche nicht 
realisieren. 

(Hornung [CDU/CSU]: Machen Sie keine 
Sprüche!) 
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Dann sprechen Sie vom Nettorentenniveau, Herr 

Bundesarbeitsminister, und übersehen dabei, daß 
das langsam, aber stetig durch die Politik dieser 
Regierung zurückgefahren wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Was soll denn das Gespiele mit Zahlen, Herr Bun-
desarbeitsminister? Mit Statistik kann sich jeder 
ein Bild zurechtzimmern, von dem die Leute sagen: 
Das könnte ja stimmen. — Aber Tatsache ist doch, 
daß es mit dem Nettorentenniveau abwärtsgeht. 

(Lutz [SPD]: Sehr wahr! — Eigen [CDU/ 
CSU]: Das ist völliger Unsinn!) 

Was sollen denn die Aufrufe zu einer gemeinsamen 
Rentenpolitik, wenn Sie hier lediglich Schaum

-

schlägerei betreiben? 
(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 

Völliger Unsinn! Unerhört!) 
Darauf muß einmal etwas gesagt werden. 

(Eigen [CDU/CSU]: Ja, eben!) 
Welcher Rentner soll denn, wenn er die Tatsachen, 
seinen Einkommensverlust, sieht und diesen Ar-
beitsminister hört, ihm noch Glaubwürdigkeit zu-
sprechen? 

Herr Kollege Blüm, Sie haben vom Handwerk 
gesprochen. Ich wiederhole mich hier: Es ist kein 
Handwerk, was Sie als Sozialpolitik betreiben; das 
ist lediglich Mundwerk. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich möchte noch einen Gedanken einbringen, der 

sich an das anschließt, was ich eben gesagt habe. 
Sie haben gesagt, Adenauers großes Verdienst sei 
es gewesen, mit der Rentenreform von 1957 die 
Rentner in die Nähe der Lohnempfänger gebracht 
zu haben. Hier muß ich Ihnen sagen: Durch die jetzt 
eingetretene und sich weiter fortsetzende Senkung 
des Nettorentenniveaus geraten Sie in die Gefahr, 
der Bundesarbeitsminister zu werden, der die Rent-
ner in die Nähe der Sozialhilfe bringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Blüm? 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Herr Abgeordneter, können 
Sie widerlegen, daß unser heutiges Rentenniveau 
2,3 % über jenem Niveau liegt, das Ihr Bundeskanz-
ler 1980 als Rekordniveau bezeichnet hat? Können 
Sie dem widersprechen? 

Heyenn (SPD): Herr Bundesarbeitsminister, Sie 
setzen das Spielchen mit frei herausgesuchten Zah-
len fort. Ich will mit einer Gegenfrage antworten: 
Können Sie der Aussage widersprechen, daß das 
Nettorentenniveau im Jahre 1987 mehr als 2% unter 
dem Höchststand liegen wird, den wir in der sozial-
liberalen Koalition hatten? 

(Beifall bei der SPD) 
Können Sie mir widersprechen, wenn ich Ihnen 
sage, daß die Gefahr besteht, daß eine Strukturre

-

form in der Rentenversicherung auf einem Netto

-
rentenniveau basieren wird, das sehr viel niedriger 
als zu den Zeiten der sozialliberalen Koalition ist? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blüm [CDU/ 
CSU]: Die Frage beantworte ich mit Ja!) 

— Vielen Dank. Ich will dies aber gern noch ein 
wenig fortsetzen. Sie können doch der Tatsache 
nicht widersprechen, Herr Bundesarbeitsminister, 
daß ohne die Sparmaßnahmen der jetzigen Koali-
tion 

(Kirschner [SPD]: Kürzungsmaßnahmen!) 

die Renten heute um  9 % höher liegen würden, als 
sie es tatsächlich sind. 

(Hornung [CDU/CSU]: Aber sie würden 
nicht bezahlt werden!) 

Herr Bundesarbeitsminister, es ist doch unseriös, 
davon zu reden, wir hätten 1972 neun Monatsrück-
lagen gehabt und 1982 nur noch zwei. Das ist aus 
zwei Gründen unseriös: Wer hat denn seinerzeit mit 
einer Stimme Mehrheit dafür gesorgt, daß es in 
einem Jahr sogar zwei Rentenanpassungen gab? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So war es!) 

Wer hat denn dafür gesorgt, daß die Selbständigen 
einbezogen wurden, daß Milliardenbeträge aus den 
Beiträgen der Arbeitnehmer zum Ausgleich dieser 
so erworbenen Ansprüche der Selbständigen beige-
tragen haben? 

(Zurufe von der SPD: Wer war das?) 

Herr Bundesarbeitsminister, wir haben von Ih-
nen wenig zum Gutachten gehört. Das einzige, was 
Ihnen einfiel, war die Aussage, dies sei ein Gutach-
ten gegen Panikmache. Ich muß in der Tat sagen: 
Sie haben ein Gutachten gegen Panikmache bitter 
nötig. Wer sich hier hinstellt und davon redet, bei 
Sozialdemokraten seien die Renten nicht mehr fi-
nanzierbar gewesen, der muß sich doch an die Tat-
sache erinnern: zwei Monatsrücklagen 1982. Und 
wie war es im Jahre 1984? Es ist bitter: Sie mußten 
die Renten auf Pump zahlen, wenn auch nur vor-
übergehend. 

(Lutz [SPD]: Dieser Pleiteminister! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Herr Bundesarbeitsminister, ich sage: Wenn Sie 
Gemeinsamkeit in der Rentenversicherung fordern, 
dann gehört hier zunächst einmal ein Bundesar-
beitsminister hin, der mit der deutschen Bevölke-
rung glaubwürdig und auf dem Boden von Tatsa-
chen redet. 

(Zustimmung bei der SPD — Lutz [SPD]: 
Dann brauchen wir aber schon wieder eine 
Kabinettsumbildung! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Was ist denn mit dem Babyjahr, Herr Bundesar-
beitsminister? Über die Ausgestaltung unseres Vor-
schlages im Jahre 1972 können wir ja reden. Wir 
sind seit 1972 doch auch klüger geworden. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das hat aber lange 
gedauert!) 

Aber wenn Sie es damals, als wir es nur für die 
Zukunft einführen wollten, nicht verhindert hätten, 
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Heyenn 
dann hätten mehr als drei Viertel aller Frauen, die 
heute Rente beziehen, seit Jahren einen Zuschlag 
zu ihrer Rente für die Zeiten der Kindererziehung. 
Glaubwürdigkeit, Herr Minister, und nicht das Ha-
schen nach billigen Augenblickseffekten nach dem 
Motto: Mundwerk statt Handwerk. 

(Beifall bei der SPD) 
Herr Bundesarbeitsminister, ich teile Ihre Auf-

fassung, daß wir die Untersuchungen über die ge-
gen Herrn Meinhold erhobenen Vorwürfe abwarten 
sollten. Wir Sozialdemokraten werden uns zu gege-
bener Zeit hierzu äußern. Ich muß aber ein deutli-
ches Wort zu den Dingen sagen, die auf der Presse-
konferenz der GRÜNEN noch viel deutlicher als 
heute in der Rede des Kollegen Bueb zur Sprache 
kamen. Wenn der Versuch unternommen wird, von 
Meinholds Tätigkeit in der NS-Zeit bis zu seiner 
wissenschaftlichen Beratertätigkeit eine inhaltliche 
Kontinuität nationalsozialistischer Bevölkerungs-  
und Sozialpolitik herzustellen, dann ist das ein ab-
surder und schamloser Vorgang. 

(Beifall bei der SPD) 
Es ist auch eine Beleidigung der Arbeitnehmer, die 
— aus den Gewerkschaften kommend — dort mit-
gearbeitet haben. Es ist eine Beleidigung der Politi-
ker -- zu denen gehöre auch ich —, die in der Ver-
gangenheit vom Sozialbeirat Rat angenommen ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, wir haben wenig zum 

Gutachten des Sozialbeirats gehört. Vielleicht, Frau 
Bundesminister Süssmuth, versuchen Sie sich jetzt 
auf diesem Gebiet. Ich kann nur sagen: Es war eine 
enttäuschende Bilanz, die der Bundesarbeitsmini-
ster heute morgen vorgelegt hat. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Frau 
Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit. 

 
Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 

Familie, Frauen und Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Von enttäuschenden 
Bilanzen wird immer dann gesprochen, wenn die 
Bilanzen zu gut sind. Das scheint hier wohl der Fall 
gewesen zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich möchte im Rahmen dieser Debatte zu dem 
Sonderproblem Stellung nehmen: Wie lösen wir in 
Zukunft gerade die Probleme derjenigen, die außer-
halb der Erwerbsarbeit oftmals lebenslang Arbeit 
tun, ohne bisher im sozialen Sicherungssystem hin-
reichend berücksichtigt zu sein? Hier spielt nicht 
die Frage der Barmherzigkeit, sondern der Gerech-
tigkeit eine Rolle. Um diese Frage der Gerechtigkeit 
haben wir uns bemüht und einen großen Schritt 
nach vorn getan. 

Es sind nicht nur die anderen, die sich um die 
Situation der älteren Frauen kümmern, sondern 

wir kümmern uns darum in gleicher Weise. Es gilt 
anzuerkennen, daß sie Entscheidendes unter gro-
ßen Entbehrungen und Belastungen geleistet ha-
ben. Ich hoffe, daß es in diesem Hause niemanden 
gibt, der ihnen diese Anerkennung verweigert. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Aber leere 
Taschen!) 

— Warten Sie es ab! 
Ich sage dies gerade auch an die Adresse derjeni-

gen, die sich heute als große Vorkämpfer für Ge-
rechtigkeit aufspielen, sich aber fragen lassen müs-
sen, was sie denn für die älteren Frauen getan ha-
ben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Eine Menge! — 
Lutz  [SPD]: Wo waren Sie denn?) 

Wir brauchen keine Belehrung über Trümmer-
frauen, schon gar nicht von Ihnen, die Sie es in den 
13 Jahren nicht fertiggebracht haben, der Kinderer-
ziehung in der Rente Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Wo haben Sie denn 

gekämpft?) 
Die Bundesregierung hingegen hat mit der Ein-

führung von Kindererziehungszeiten ab 1. Januar 
1986 in der Tat ein 100 Jahre altes Unrecht für die 
Zukunft ausgeräumt, daß nämlich Mütter, die Kin-
der erziehen, in der eigenen Altersversorgung bis-
her leer ausgingen. Sie hat die erste Möglichkeit 
genutzt, einen Einstieg in diese zukunftsweisende 
familien- und frauenpolitische Maßnahme vorzu-
nehmen und dies zu verwirklichen. Sie wird auf die-
sem Weg verbleiben und weitere Schritte vollzie-
hen, denn — wie eben schon gesagt —: Hier geht es 
nicht nur um die Anerkennung der Erziehung, son-
dern auch um die der außerhalb der Erwerbsarbeit 
geleisteten Pflegetätigkeit. 

Vizepräsident Westphal: Frau Minister, würden 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Glombig 
gestatten? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Bitte 

Glombig (SPD): Frau Ministerin Süssmuth, kön-
nen Sie sich eigentlich an die Gespräche erinnern, 
die Sie in Ihrer früheren Eigenschaft als Vizepräsi-
dent des Familienbundes der Deutschen Katholi-
ken mit der sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion geführt haben und in denen Sie bewegt Klage 
über das Verhalten dieser Bundesregierung und 
dieser Regierungsmehrheit über die Behandlung 
der älteren Frauen und die Anrechnung von Zeiten 
der Kindererziehung geführt haben? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Ich erinnere mich 
an diese Gespräche sehr gut, insbesondere an das 
Wort von Herrn Wehner, daß es auf überschaubare 
Zeit keine Anerkennung von Erziehungszeiten ge-
ben könne, weil Sie finanziell nicht in der Lage 
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Bundesminister Frau Dr. Süssmuth 
seien, es allen zu geben. Wehner steht hier für Mo-
ralität ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich glaube, Sie können das in der Protokollnotiz 
nachlesen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Geschichts

-

klitterung! Ist doch gar nicht wahr, was Sie 
sagen!) 

Sie haben jetzt eilfertig einen Gesetzentwurf zur 
Anerkennung von Erziehungszeiten in der gesetzli-
chen Rentenversicherung 

(Zurufe von der SPD) 

— ja, das stört mich nicht — für ältere Frauen vor-
gelegt. Die Fraktion der SPD macht es sich zu 
leicht, wenn sie jetzt in ihrem Gesetzentwurf vor-
sieht, daß alle Mütter, die am 1. Januar bereits eine 
eigene Rente oder eine Witwenrente beziehen, Kin-
dererziehungszeiten als Grundlage für den Zu-
schlag zu ihrer Rente erhalten sollen. Nach diesem 
Gesetzentwurf würde eine Frau, die selbst nie versi-
chert war und deren Mann auch nicht versichert 
war, selbst dann leer ausgehen, wenn sie zehn Kin-
der  bekommen hätte. Es sollen nämlich nur Frauen, 
die über eine eigene Rente oder Witwenrente verfü-
gen, 

(Widerspruch bei der SPD) 

einen Zuschlag zu ihrer Rente erhalten. So leicht 
will es sich die Bundesregierung nicht machen. Sie 
will vermeiden, daß gerade die Frauen leer ausge-
hen, die einer Aufbesserung ihrer Altersversorgung 
durch die Erziehungszeiten am dringendsten bedür-
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte Ihnen hier sagen: Wir haben den großen 
entscheidenden Schritt getan. Wir werden auch den 
nächsten Schritt vollziehen. Wir tun dies im Rah-
men der finanziellen Möglichkeiten. Wir stehen 
kurz vor der Lösung des Problems, eines Problems, 
das es sozial ausgewogen und vertretbar für alle 
Frauen der Jahrgänge vor 1921 zu regeln gilt, und 
zwar so, daß es solide finanziert werden kann. 

Wir können heute den älteren Jahrgängen sagen, 
daß sie auf diese Regierung rechnen können. Sie 
entspricht der Erwartung der Gerechtigkeit. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Terborg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als erstes möchte ich Sie, Frau 
Ministerin Süssmuth, darauf hinweisen, daß die 
SPD bereits 1984 die Einführung des Babyjahrs ge-
fordert hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU: Aber 1972?) 

— Ich komme auf 1972 zu sprechen. Vielleicht las-
sen Sie mich erst einmal anfangen. 

Wir begrüßen es sehr, daß wir heute nicht nur 
über die zukünftige Entwicklung der Rentenfinan-
zen und über die strukturellen Probleme, die noch 
zu lösen sind, sprechen, sondern auch darüber re-
den, wie eine der schlimmsten Peinlichkeiten Ihrer 
an Pannen und Ungerechtigkeiten nicht armen 
Rentenpolitik beseitigt werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Wieder steht die Frage an, daß die Anerkennung 
der Kindererziehungszeiten bei der Berechnung 
der Rentenhöhe endlich jener Generation zugestan-
den wird, die am nötigsten darauf angewiesen ist. 
Sie haben die Frauen vom Babyjahr ausgegrenzt, 
die 1921 oder früher geboren worden sind. Über die-
ses Unrecht müssen wir reden. Wir werden solange 
von unseren Müttern und Großmüttern reden, bis 
auch ihnen Gerechtigkeit widerfährt. 

Sie haben die Lasten von Krieg und Vertreibung 
getragen. Sie haben die Bombennächte und Hun-
gertage überstanden. Sie haben unser Überleben 
garantiert. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Sie haben sie 13 Jahre sitzen

-

lassen! — Hornung [CDU/CSU]: Sie sind 
noch nicht mal rot geworden!) 

Sie haben jetzt Anspruch darauf, daß 'sich der 
Deutsche Bundestag insgesamt ihnen gegenüber 
anständig benimmt. 

(Beifall bei der SPD — Hornuzig [CDU/ 
CSU]: Jetzt fällt es Ihnen ein!) 

Wir wollen das Babyjahr auch für sie. Wir wollen 
es jetzt. Wir wollen es, solange unsere Mütter und 
Großmütter noch leben. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Schamlos ist das, was Sie da 

sagen!) 

Wir Sozialdemokraten legen Ihnen einen Gesetz-
entwurf vor, der eine Lösung ohne Haken und Ösen 
bedeutet, der dem Gesetzgeber keine Hintertür of-
fenläßt und der natürlich Geld kostet, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Aha!) 

3,8 Milliarden im ersten Jahr, mit den Jahren im-
mer weniger werdend, der aber den Kriegsmüttern 
noch zu Lebzeiten Gerechtigkeit widerfahren läßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen die rentensteigernden Kindererzie-
hungszeiten für die über 65jährigen mit einem eige-
nen Rentenanspruch, und wir wollen sie für die Be-
zieherinnen von Witwenrenten. 

Wir wollen sie für die Frau, die ein Kind großge-
zogen hat, und wir wollen sie für die Mütter, die 
fünf und mehr Kinder über die schlimmen Jahre 
brachten. 

Wir verfahren nicht nach dem Prinzip, 1986 etwas 
zu versprechen und vielleicht erst in zwei oder 
mehr Jahren zahlen zu wollen. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Sie haben sie 
13 Jahre ausgesperrt!) 
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Frau Terborg 
Die Hoffnungen dieser Generation dürfen nicht 

durch schäbige Tricks und vollmundige Wechsel auf 
die Zukunft ein weiteres Mal enttäuscht werden. 

(Beifall bei der SPD -- Eigen [CDU/CSU]: 
Ihr habt nichts gemacht, während ihr jetzt 

rumredet!) 

Nein, wir müssen jetzt Ernst machen mit der Gene-
rationensolidarität. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Unglaubwür

-

dig!) 

Für eine solche Politik, für ein solches Handeln 
beanspruchen wir nicht den Weihrauch der Medien. 
Wir halten das für eine selbstverständliche Pflicht. 
Es ist uns sehr bewußt, daß wir hier nicht Wohlta-
ten unter die Rentnerinnen streuen, sondern daß 
wir mit dem Geld aller Steuerzahler eine Schuld 
unserer Generation einlösen. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Unglaubwür

-

dig, was Sie sagen!) 

Wir stehen nicht unter der Angstpeitsche, die 
nächste Wahl möglicherweise zu verlieren. 

(Zuruf von der SPD: Die gewinnen wir!) 

Es treibt uns auch nicht das schlechte Gewissen 
rentenpolitischer Übeltäter. Nein, wir tun das, was 
notwendig, was überfällig ist. Wir werden Sie dazu 
zwingen, es uns gleichzutun. Wenn Sie sich jetzt 
verweigern, wird im nächsten Jahr unter veränder-
ten Vorzeichen gehandelt werden, 

(Beifall bei der SPD -- Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Das ist unehrlich! 13 Jahre ha

-

ben Sie enttäuscht! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

und Sie werden mit den enttäuschten Hoffnungen 
Ihrer Politik zu leben haben. In Niedersachsen wer-
den  Sie am 15. Juni Ihre Antwort darauf kriegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Kommen Sie mir bitte nicht mit dem Argument, 
wir hätten das Babyjahr zu unseren Regierungszei-
ten längst einführen können. Wir haben das heute 
wieder oft gehört, und Sie schreien ja besonders 
laut. Muß denn zum tausendsten Mal wiederholt 
werden, daß die große Chance 1972 durch die Politik 
der damaligen Opposition vertan wurde, 

(Hornung [CDU/CSU]: Lächerlich ist das 
doch! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

daß die Frauen, über die wir heute reden, sonst 
heute schon das Geld hätten? 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Warum haben Sie es nicht beschlos

-

sen?) 

Es war doch wohl die CDU, die das verhinderte. 
Muß denn immer wieder hergebetet werden, an 
welchen Widerständen die gute Absicht damals 
scheiterte? 

(Beifall bei der SPD -- Jagoda [CDU/CSU]: 
An Ihrer Politik!) 

Geben Sie es doch zu, man hätte für die ältesten 
Jahrgänge das Babyjahr zuerst verwirklichen müs-
sen, 

(Hornung [CDU/CSU]: Das hätten Sie alles 
machen können!) 

wenn schon angeblich das Geld für alle nicht reich-
te. Aber nein, Ihr herzloses Kalkül setzte auf die 
Dankbarkeit der jüngeren Frauen 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Das ist un

-

glaubwürdig, was Sie sagen!) 
und grenzte die älteren aus. Sie erwarteten dafür 
Lob und ernteten mit Recht Zorn und Bitterkeit 
und müssen jetzt schon Ihre Position verändern. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich frage mich: Hat Sie diese Kritik eigentlich 

betroffen gemacht, hat sie an Ihr Herz gerührt? 
Nein, leider nicht; das beweisen mir auch Ihre Zwi-
schenrufe. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Einzig allein die Wählerflucht zwingt Sie zu Teilzu-
geständnissen, und das macht eigentlich die Sache 
so peinlich und die Operation, die Sie jetzt vorha-
ben, so fragwürdig. 

(Beifall bei der SPD) 
Kommen Sie mir bitte auch nicht mit dem Argu-

ment, erst jetzt oder im nächsten, im übernächsten 
oder im überübernächsten Jahr das Geld zur Verfü-
gung zu haben, das Sie zur Finanzierung des Baby-
jahrs für alle benötigen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Durch Ihre Erb

-

last!) 
Hat es Ihnen an Geld gefehlt, als Sie die Milliarde 
für die Frühpensionierung der Bundeswehroffiziere 
lockermachten? 

(Beifall bei der SPD) 
Hat es Ihnen an Geld gefehlt, als Sie den Gutbe-
tuchten in unserer Republik Milliarden in Form von 
Steuergeschenken gaben? 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Für die Landwirtschaft! — 
Fortgesetzte weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
Es fehlte Ihnen nicht an Geld, und es fehlte Ihnen 
nicht die Begründung für Ihr Tun. 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Frau 
Kollegin, ich möchte Sie unterbrechen. Die Menge 
der Zwischenrufe zeugt nicht von der Qualität. Ich 
muß Sie herzlich darum bitten, gerade bei weibli-
chen Rednern ein bißchen auch daran zu denken, 
daß neben der Gleichberechtigung Höflichkeit ste-
hen könnte. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Wie war das denn bei Frau 
Süssmuth? — Dr. Blüm [CDU/CSU]: Nicht 
nur bei Frauen, Herr Präsident! Bei allen!) 

Bitte, fahren Sie fort. 

Frau Terborg (SPD): Danke schön, Herr Präsi-
dent. 
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Frau Terborg 
Ja Sie merken nicht einmal, meine Herren, die 

hier immer so laut rufen, wie hohl Ihre Worte klin-
gen und wie bitter Ihr Handeln von den Benachtei-
ligten aufgenommen wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie ist es denn jetzt? Wie wollen Sie das Babyjahr, 
oder, besser gesagt, das Rumpfbabyjahr finanzie-
ren? Sie wollen es durch die Überschüsse finanzie-
ren, die bei der Bundesanstalt für Arbeit aufgelau-
fen sind. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!  — 
Dr.  Blüm [CDU/CSU]: Woher wissen Sie 

das schon wieder?) 

Das Geld, das Sie den Arbeitslosen durch drastische 
Leistungskürzungen weggenommen haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kaffeesatzlese

-

rei!) 

präsentieren Sie jetzt einem Teil der Mütter als 
Geschenk. Merken Sie eigentlich gar nicht, wie em-
pörend das alles ist, und dämmert Ihnen nicht, daß 
Sie eine Untat mit der anderen wiedergutmachen 
wollen? Oder wird der Bundesarbeitsminister wie-
der, wie ich das schon ein paarmal von ihm — auch 
heute wieder — gehört habe, seine eigene Mutter 
als Kronzeugin für die angebliche Richtigkeit sei-
nes Handelns mißbrauchen? Ich will Ihnen sagen: 
Meine Mutter würde mir die Ohren langziehen, 
wenn ich so handelte, und sie hätte tausendmal 
recht damit. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich würde mich allerdings auch nicht hinter angeb-
lichen Äußerungen meiner Mutter verstecken wol-
len; 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blüm [CDU/ 
CSU]: Wer versteckt sich denn?) 

ich würde selbst für mein Handeln geradestehen 
können. 

Es ist wohl die Aufgabe von Frau Süssmuth, die 
frohe Botschaft des erweiterten Babyjahres unter 
die Leute zu bringen. Es ist sozusagen das Ein-
standsgeschenk für die neue Frauenministerin. Ich 
denke, sie wird es mit Worten nutzen, die weit weni-
ger peinlich wirken, als die permanente Selbstbe-
weihräuchung ihres Ministerkollegen Blüm. Nur, 
Frau Minister, auch Sie werden mit den aufgezeig-
ten Ungereimtheiten der beabsichtigten Regelung 
konfrontiert werden, und ich bin sicher, daß sie 
Ihnen auch bewußt sind. Aber ich bin mir eben auch 
leider bewußt, daß Sie wieder einmal nicht die 
Kraft haben werden, eine ganze, eine runde Sache 
zu machen, auch wenn Sie es wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Man wird Sie nicht lassen, eben weil die Reform 
keine Reform, sondern nur der scheinbar pfiffige 
Versuch sein soll, mit der Wurst einer Teilvergün-
stigung nach dem Schinken der Wählergunst zu an-
geln. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Das ist schlicht bösartig!) 

Sehr verehrte Frau Minister, wir können Ihnen 
nur einen guten Rat geben: Lassen Sie alle Faxen 
sein, und bemühen Sie sich aufrichtig und ohne 
Wenn und Aber um eine Lösung, die unseren Müt-
tern und Großmüttern gerecht wird und die uns, die 
wir jetzt die Verantwortung zu tragen haben, kein 
allzu schlechtes Zeugnis ausstellt. Handeln Sie ver-
antwortungsbewußt, aber auch mit Herz. Bedenken 
Sie, daß wir gemeinsam etwas Vernünftiges auf die 
Beine stellen sollten, daß wir menschlich denen ge-
genüber zu handeln haben, dank deren Menschlich-
keit wir leben. Nur so können wir gemeinsam unse-
rer älteren Generation guten Gewissens unter die 
Augen treten. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Das Wort „gemeinsam" können Sie 

streichen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Günther. 

Günther (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich will der 
Mahnung des Präsidenten folgen und nichts zu der 
Rede meiner verehrten Vorgängerin sagen; sonst 
müßte ich unhöflich werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ich weise nur die Aussage zurück, daß die Ministe-
rin mit Faxen Erklärungen abgegeben habe. Das 
weise ich ausdrücklich zurück. 

(Zurufe von der SPD) 
Ich möchte nur kurz auf einige Dinge eingehen, 

die der Kollege Heyenn vorgetragen hat. 
(Kirschner [SPD]: Das waren gute Argu

-

mente!) 
Herr Kollege Heyenn, ich weise Ihre Bemerkung 
zurück, daß der Minister eine Unwahrheit nach der 
anderen vorgetragen habe. 

(Zuruf von der SPD: Hat er doch!) 
Ich weise das für unsere Fraktion ausdrücklich zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ein verantwortlicher Ton, Herr Kollege Heyenn, 
verbunden mit einer Leidensmiene, bringt auch 
noch keine Wahrheit auf den Tisch. 

Ich will Ihnen nur an einigen Zahlenbeispielen 
zeigen, daß der Minister recht hat. Von 1980 bis 1982 
ist das Realeinkommen um 4,2 % gesunken; die 
Rentnereinkommen sind im gleichen Zeitraum real 
um 3,2 °A° gesunken. Jetzt steigen Realeinkommen 
und Rentnereinkommen real wieder an. Ist das 
wahr oder ist das unwahr? Nein, das ist die Wahr-
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Glombig 
[SPD]: Das ist ja unglaublich!) 

Ein zweiter Punkt: Sie sollten sich nicht über 
Kürzungen im Rentenbereich beschweren, die wir 
mit einem Aufschieben der Erhöhung der Rente um 
ein halbes Jahr vorgenommen haben. Sie sollten 
sich selbst einmal vorrechnen, was Sie gemacht ha- 
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ben. In drei Jahren haben Sie eine Rentenniveau-
absenkung zwischen 11 und 16 % vorgenommen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Der Kollege Adolf Müller, der hier vorne sitzt, hat 
dadurch eine Rentenkürzung von 16 % erfahren. 
Nun kann er das verkraften, aber nicht der soge-
nannte kleine Rentner, für den Sie immer meinen 
eintreten zu müssen. In Wahrheit haben Sie ihm 
das Geld gestohlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 
Wieder eine. Lüge! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Herr Ehrenberg, Sie sollten nicht so laut rufen. 
Sie waren daran maßgeblich beteiligt. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich möchte auch noch eingehen auf die Bemer-
kung des Kollegen Bueb, die er mit Blick auf Herrn 
Professor Meinhold gemacht hat. 

(Mann [GRÜNE]: Da sind wir aber ge-
spannt, Herr Kollege!) 

Ich stelle für meine Fraktion schlicht und einfach 
fest: Herr Professor Meinhold hat sich unabhängig 
davon, was auch immer noch ermittelt werden wird, 
um die deutsche Rentenversicherung verdient ge-
macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bueb, wenn Sie schon irgendwo herumwüh-
len, muß ich sagen, daß Sie viel Zeit nötig hätten, 
um zu prüfen, was in Ihren eigenen Reihen alles in 
Ordnung zu bringen ist. 

(Mann [GRÜNE]: So einfach machen Sie 
sich das?!) 

Der Kollege Glombig hat bemängelt, daß wir 
heute keine Grundsätze oder Einzelheiten eines 
neuen Strukturkonzepts vortragen. Nun muß ich 
sagen, Kollege Glombig: Wir hätten das gerne ge-
tan, aber wir haben die Zeit in der Vergangenheit 
dafür gebraucht, um das aufzuarbeiten, was Sie sie-
ben Jahre lang liegengelassen haben: die Neuord-
nung bzw. Harmonisierung der Hinterbliebenenver-
sorgung. Sie waren es sogar, Kollege Glombig, der 
sich in der Debatte am 21. Juni 1985 beschwert hat, 
daß das alles noch zu schnell gegangen sei. Insoweit 
fällt das auf Sie zurück. 

Am 21. Juni 1985 ist das Hinterbliebenen- und Er-
ziehungszeitengesetz im Plenum verabschiedet 
worden. Dieses Gesetz bringt nach vielen Ankündi-
gungen der früheren Regierung, die aber ohne Be-
schluß geblieben sind, in der Rentenversicherung 
endlich die Anrechnung von Kindererziehungszei-
ten. In der Geschichte der Sozialpolitik ist es zudem 
das erste Mal, daß Leistungen rückwirkend ge-
währt werden. Wenn wir die Kindererziehungszei-
ten nur für die Kinder eingeführt hätten, die nach 
Inkrafttreten des Gesetzes, nämlich 1. Januar 1986 
geboren wurden, würde es wahrscheinlich keine 
Kritik geben; denn dies wäre der Normalfall. 

Die Vorschläge der SPD aus vergangenen Zeiten, 
die im Parlament nie verabschiedet wurden, sahen 
nur Leistungen für zukünftige Renten vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl, das ist 
die Wahrheit!) 

Ihr heute eingebrachter Gesetzentwurf hat den 
wesentlichen Makel, daß nur diejenigen bedacht 
werden sollen, die eine Rente aus Beiträgen be-
gründet haben. Rentenbegründung mit Kinderer-
ziehungszeiten ist nach dem SPD-Modell immer 
noch nicht möglich. 600 000 Frauen werden nach 
diesem Modell von vornherein ausgegrenzt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Nun haben wir es nach langer Diskussion über 
die Möglichkeit, diese Kindererziehungszeiten 
rückwirkend zu gewähren, geschafft, für alle Alters-
rentenfälle ab 1. Januar 1986 diese Leistungen 
schon zu gewähren, und zwar für Kinder, die meh-
rere Jahre zurückliegend geboren waren. Es ist also 
eine rückwirkende Leistung. 

Es ist grotesk, meine Damen und Herren, 

(Lutz [SPD]: Wirklich grotesk!) 

daß wir ausgerechnet von den Sozialdemokraten, 
die in dieser Frage nichts, aber auch gar nichts 
zustande gebracht haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

am heftigsten kritisiert werden. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Das ist eine merkwürdige Sache. Wenn wir nichts 
gemacht hätten, wären die Sozialdemokraten wahr-
scheinlich zufrieden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da kann man 
nur lachen!) 

Die Eifersucht und der Neid, auch hier von der 
CDU/CSU sozialpolitisch überholt worden zu sein, 
sitzt bei den Sozialdemokraten so tief, daß sich ihre 
eigene Polemik überschlägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Durch unser am 21. Juni 1985 verabschiedetes Ge-
setz sind die Sozialdemokraten doch erst in die 
Lage versetzt worden, überhaupt einen Gesetzent-
wurf einzubringen. Hätten Sie es in den letzten 13 
Jahren Ihrer Regierungstätigkeit nicht nur bei An-
kündigungen gelassen, sähe es jetzt schon viel bes-
ser aus. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Aber selbst für Zukunftsansprüche haben Sie 
keine müde Mark von Ihrem Kanzler Schmidt er-
halten. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Luftschmidt!) 

Die Sozialpolitiker der SPD sind permanent selbst 
durch ihre unzureichenden Vorstellungen abge-
blitzt. 

(Zuruf von der SPD: Der ist unglaublich 
borniert!) 

Nun haben wir bereits in der Debatte vom 
21. Juni 1985 insbesondere durch meine Kollegin 
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Frau Verhülsdonk deutlich gemacht, daß wir selbst-
verständlich gern auch die Frauen mit einbezogen 
hätten, die vor 1921 geboren sind. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Tun Sie es 
doch!) 

Wer dies ernsthaft bezweifelt, ist böswillig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ist es! — Zuruf der Abg. Frau 

Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Frau Kollegin Fuchs, darauf komme ich noch. Sie 
haben es immer so eilig. Forderungen aus der Op-
position — das sollten Sie sich endlich merken —, 
sind leicht zu stellen, weil man die Sicherheit hat, 
sie nicht verantworten zu müssen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Wenn wir als Regierungsfraktion Vorschläge ma-
chen, können wir nicht mit der Ausrede kommen, 
wir hätten keine Mehrheit, sie durchzusetzen. Des-
halb haben wir uns permanent und intensiv mit der 
Frage beschäftigt, wie man die sogenannten Trüm-
merfrauen — ich mag dieses Wort eigentlich nicht, 
aber es hat sich inzwischen eingebürgert — einbe-
ziehen könnte. Wir prüfen zur Zeit wo die Milliar-
den herkommen könnten, die sofort nach dem In-
krafttreten fällig werden. 

Oft wird in der Öffentlichkeit der Eindruck er-
weckt, es gehe dabei nur um einen zusätzlichen 
Restbetrag. Nein, es ist genau umgekehrt. Die Ein-
beziehung der Kindererziehungsjahre ab Renten-
beginn 1. Januar 1986 kostet im ersten Jahr 150 Mil-
lionen DM und mit natürlich steigender Tendenz 
400 Millionen DM und im dritten Jahr 800 Millionen 
DM. Die Einbeziehung der Jahrgänge vor 1921 ko-
stet gleich im ersten Jahr 5 bis 6 Milliarden DM. Da 
können Sie die wirklichen Relationen erkennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dennoch sind wir ernsthaft dabei zu prüfen, ob und 
wie wir diese Riesensumme von mehreren Milliar-
den aufbringen können, denn wir wollen — wie 
schon für die Begünstigten beschlossen — die Ren-
tenversicherung damit nicht belasten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das ist gut!) 

Unser Wille, alle einzubeziehen, ist unverändert 
vorhanden, und wir werden in absehbarer Zeit eine 
Antwort geben, ob und in welcher Form eine Klä-
rung erfolgen kann. 

Auch wollen wir uns nicht unseren eigenen Weg 
verbauen, die Rentenversicherung solide zurechtzu-
schneidern. Begonnen haben wir damit. Dies wird 
uns im Gutachten des Sozialbeirats bescheinigt. Es 
gibt keine Probleme in der Finanzierbarkeit der 
Renten bis in die 90er Jahre hinein. Es kommt auch 
nicht von ungefähr, daß der Sozialbeirat das 
Schwergewicht seiner Überlegungen auf die Jahre 
nach 1990 und die dafür zu ergreifenden Maßnah-
men legt. Weil es unserer Rentenpolitik entspricht, 
muß auch begrüßt werden, daß der Sozialbeirat die 
tragenden Prinzipien der Rentenreform von 1957 

als Grundlage für die Weiterentwicklung bzw. die 
anzugehende Strukturreform sieht. 

Für die CDU/CSU-Fraktion erkläre ich, daß es 
mit uns keine Grundrente gibt. Es gibt auch keine 
bedarfsorientierte Mindestrente nach sozialdemo-
kratischem Modell. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir werden in unserer bewährten Rentenpolitik 
fortfahren, gestützt auf das Gutachten des Sozial-
beirates, zum Wohle der Rentner und Versicherten, 
die uns weiterhin ihr Vertrauen schenken können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lagen auf den Drucksachen 10/5332 und 10/5571 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Zusätzlich soll der Gesetzentwurf auf Druck-
sache 10/5571 gemäß § 96 unserer Geschäftsord-
nung zur Beratung an den Haushaltsausschuß 
überwiesen werden. Gibt es dazu anderweitige Vor-
schläge? Das ist nicht der Fall. Dann sind die Ober-
weisungen so beschlossen. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/5583 
ab. Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? Dann ist dieser 
Entschließungsantrag mit Mehrheit bei einer Reihe 
von Enthaltungen abgelehnt worden. 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 10 der Tagesord-
nung auf. 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Entla-
stung landwirtschaftlicher Unternehmer von 
Beiträgen zur landwirtschaftlichen Sozial-
versicherung (Sozialversicherungs- Beitrags

-

entlastungsgesetz — SVBEG) 
— Drucksache 10/5463 — 
a)  Beschlußempfehlung und Bericht des 

Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/5594, 10/5605 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Wimmer 
(Neuötting) 

b) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/5616 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Zutt 
Suhr 
Schmitz (Baesweiler) 
(Erste Beratung 217. Sitzung) 
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Vizepräsident Westphal 
Hierzu liegen ein Änderungsantrag und ein Ent-

schließungsantrag der Fraktion der SPD auf den 
Drucksachen 10/5596 und 10/5597 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. Ich würde wegen 
der Zeit gern Widerspruch hören, aber es gibt offen-
sichtlich keinen. 

(Zuruf von der SPD: Es wird kürzer! — Dr. 
Bötsch [CDU/CSU]: Es wird kürzer!) 

— Herr Dr. Bötsch, ich empfinde dies als einen 
angenehmen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Wir wollen durch Selbstbeschränkung einen 
Beitrag leisten, die Zeit nicht voll in Anspruch neh-
men zu müssen. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Mit der Verabschiedung des Gesetzes 
zur Entlastung landwirtschaftlicher Unternehmen 
von Beiträgen zur landwirtschaftlichen Sozialversi-
cherung wird von der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion, die mit ihrem Koalitionspartner FDP diesen 
Gesetzentwurf eingebracht hat, deutlich gemacht, 
daß durch eine Entlastung von sozialen Abgaben 
gerade den kleinen und mittleren landwirtschaftli-
chen Vollerwerbsbetrieben eine finanzielle Hilfe zu-
teil wird. 

(Zurufe der Abgeordneten Mann [GRÜNE] 
und Roth [SPD]) 

Damit werden rund 320 000 landwirtschaftliche Be-
triebe und rund 42 000 mithelfende Familienange-
hörige in den Genuß dieser finanziellen Vergünsti-
gung kommen. 

Unser Gesetzentwurf und auch die Ausschußbe-
ratungen, die nahezu einvernehmlich verliefen, und 
die heutige Verabschiedung machen weiter deut-
lich, daß wir alle Anstrengungen unternehmen, um 
flankierende, die Sozialkosten entlastende Maßnah-
men vorzuschlagen und mit diesem Gesetz durch-
setzen. Dafür werden 450 Millionen DM eingesetzt. 

Der für den Monat April ausgewiesene 10-Milliar-
den-DM-Rekord-Außenhandelsüberschuß ist eine 
erfreuliche Tatsache, die als Leistungserfolg für die 
Bundesregierung spricht. Dabei muß man aber 
auch bedenken, daß 50 % unseres Exports in die EG 
gehen. Wenn man dabei noch beachtet, daß die Vor-
aussetzungen für diesen europäischen Markt die 
gemeinsame Agrarpolitik ist, ist es immer zu ver-
treten, j a ein Gebot der gesamtwirtschaftlichen So-
lidarität, daß der deutschen Landwirtschaft, die zur 
Zeit Nachteile durch die EG und deren Politik hat, 
ein Bündel von Hilfsmaßnahmen zukommt. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein, bitte nicht. Wir wollen die Zeit nutzen. 

Dieses Gesetz setzt bewußt Staffeln, die der Be-
triebsgröße und damit der Einkommenssituation 
gerecht werden, und er staffelt auch degressiv; in 
fünf Stufen von 2 000 DM über 1 500, 1 300, 1 100 bis 
1 000 DM pro Jahr werden hier Entlastungsbeiträge 
gewährt. Hilfreich ist hierbei auch, daß diese Lei-
stungen nicht auf die Steuerpflicht angerechnet 
werden. 

Dieses Gesetz ist nicht der Weg, um alle agrarpo-
litischen Schwierigkeiten, die besonders in starken 
Einkommensrückgängen und Substanzverlusten zu 
sehen sind, von heute auf morgen zu beenden. Hier 
wird aber ein weiterer Punkt zu einem Bündel von 
Hilfsmaßnahmen hinzugefügt. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

So wurden 1986 die Zuschüsse für die Altershilfe 
angehoben, der Finanzzuschuß für die Berufsgenos-
senschaft sichergestellt. Die Bäuerinnen haben An-
spruch auf Erziehungsgeld. Im Dritten Agrarsozia-
len Ergänzungsgesetz ist ebenfalls eine Entlastung 
durchgeführt worden. 

In diesem Zusammenhang nehmen wir auch er-
freut zur Kenntnis, daß der EG-Ministerrat auf sei-
ner letzten Sitzung der Ausweitung auf 2,18 Millio-
nen Hektar als benachteiligtes Gebiet zugestimmt 
hat und damit 51,1 % der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche in den Genuß der Ausgleichszulage und ver-
besserter Konditionen bei der einzelbetrieblichen 
Förderung kommen. Das bedeutet, daß rund 260 000 
statt bisher 181 000 Betriebe eine Ausgleichszah-
lung erhalten. 

Wir haben uns bei diesem Gesetz an die Systema-
tik des Dritten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes 
gehalten, um zügig und wirkungsvoll ohne weiteren 
Bürokratismus hier fördernd helfen zu können. Da-
her wird bei Betrieben, die beim Wirtschaftswert 
einen Zuschlag wegen überhöhten Viehbesatzes er-
halten, dieser Zuschlag nur zur Hälfte berücksich-
tigt. 

In den Beratungen haben wir in klarer Anleh-
nung an das Dritte ASEG die Obergrenze der Be-
rechtigten auf das 1,2fache der Bezugsgrenze nach 
dem Sozialgesetzbuch beim Erwerbseinkommen 
festgesetzt. Das sind für 1986 41 328 DM. 

Lassen Sie mich zu dieser erwerbseinkommens-
bezogenen Obergrenze folgendes Rechenbeispiel 
bringen. Bei einem 35-Hektar-Vollerwerbsbetrieb 
müssen jährlich vom Erwerbseinkommen durch-
schnittlich abgezogen werden: für private Steuern 
3 526 DM, für die Krankenversicherung 3 600 DM, 
für die Alterskasse 1 824 DM, für das Altenteil 2 565 
DM und für Neuinvestitionen 10 535 DM. Das heißt, 
bei 301 DM pro Hektar sind es 22 050 DM. Da die 
bäuerliche Familie durchschnittlich aus 4,3 Perso-
nen besteht, kann jeder erkennen, wie gering das 
Familienerwerbseinkommen ist. Hier wird deutlich, 
wie notwendig die Entlastung der sozialen Bela-
stung ist. 
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Schon bei der Einbringung dieses Gesetzes haben 

wir in der Begründung klar zum Ausdruck ge-
bracht, 

(Mann [GRÜNE]: Daß das ein Wahlge

-

schenk ist?) 
daß die Belastung der einkommenschwachen, vor 
allem aber der kleinen und mittleren bäuerlichen 
Familienbetriebe mit Sozialabgaben, gemessen am 
Gewinn aus der Land- und Forstwirtschaft, in be-
sonderem Maße weiter zunehmen werde. Wir haben 
in der Gesetzesbegründung aber auch hinzugefügt, 
daß eine dauerhafte Lösung dieser Problematik 
neuer Elemente im landwirtschaftlichen Sozialver-
sicherungssystem bedarf. Ich will hier den Überle-
gungen, die gleich zu Beginn der neuen Legislatur-
periode einsetzen werden, nicht vorgreifen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das wäre 
aber interessant! — Zuruf des Abg. Mann 

[GRÜNE]) 
Für mich wäre die Einkommensermittlung, die ja 
bei einer Obergrenze des Kreises der Berechtigten 
gezogen werden muß, diejenige nach dem Bundes-
kindergeldgesetz. 

Das von den Koalitionsfraktionen eingebrachte 
und heute zu verabschiedende Gesetz, macht deut-
lich: 

(Mann [GRÜNE]: Ein Wahlgeschenk statt 
Agrarpolitik ist das! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 
wir sehen die Schwierigkeiten bei den landwirt-
schaftlichen Betrieben und helfen, wo dies schnell 
und wirkungsvoll möglich ist. 

Herr Präsident, ich hoffe, dazu beigetragen zu 
haben, die Zeit entsprechend zu verkürzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Ich will Ihnen dies bestä-
tigen, ja, und Sie als Vorbild benennen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wimmer (Neu-
ötting). 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Auch ich will 
mich an die Selbstbeschränkung halten und die Re-
dezeit nicht ausnützen. -- Das Dritte Agrarsoziale 
Ergänzungsgesetz ist noch kein Jahr alt, und jetzt 
folgt bereits ein Beitragsentlastungsgesetz. Herr 
Minister Kiechle und meine Damen und Herren der 
CDU/CSU, Ihre miserable Agrarpolitik holt Sie Zug 
um Zug ein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Wieder wird ein Gesetz in ganz kurzer Zeit über die 
Bühne gezogen. Beinahe blieb keine Zeit im Aus-
schuß, es ausführlich zu beraten, und es konnten 
nur am letzten Tag noch die Voten der mitberaten-
den Ausschüsse eingeholt werden, und es wurde im 
Eilverfahren über die Rampe geschoben. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Das Gesetz, über das wir heute in zweiter und drit

-

ter Lesung beraten, ist ein Notbehelf, den die Regie

-
rung durch ihre jahrelange falsche Politik zu ver-
antworten hat. Sie hat es nur aus Furcht vor dem 
Fernbleiben der Bauern von den Wahlurnen vorge-
legt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das entstandene Gesetz kann weder die grund-
sätzliche Änderung der verfehlten Agrarpolitik 
nachholen noch kann sie die Reformierung des Sy-
stems der agrarsozialen Sicherung ersetzen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Reiner Op

-

portunismus!) 

Beides wird durch diese Neuregelung nicht gewähr-
leistet — im Gegenteil! Sie verteilen hier wieder 
Steuermittel aller Bürger als soziales Alibi, und die 
Gesamtreform, die Sie ankündigen, wird hinausge-
schoben und verzögert. Aber diese Gesamtreform 
der agrarsozialen Sicherung bleibt Ihnen nicht er-
spart, ob nun als Regierung oder Opposition. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Lieber als Opposition!) 

Meine Damen und Herren, das zentrale Element 
wird in Zukunft eine gänzliche agrarpolitische Neu-
ausrichtung sein, in der eine stärker am Markt 
orientierte Agrarpolitik Platz greifen muß, die 
durch direkte Einkommensübertragungen flankiert 
wird. Die direkten Einkommensübertragungen 
müssen produktionsneutral oder produktionssen-
kend sein. Sie sollten Leistungen der Bauern für die 
Pflege der Kulturlandschaft honorieren, eine Exten-
sivierung der Produktion dort bewirken, wo dies 
aus ökologischen Gründen notwendig ist, und älte-
ren Landwirten eine Hofnachfolge ohne Aufgabe 
des Hofes und ohne Verlust ihres Eigentums er-
möglichen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sehr gut! — 
Beifall bei der SPD) 

Das hier zur Debatte stehende Gesetz kann höch-
stens, legt man ganz wohlwollende Maßstäbe an, als 
ein erster Einstieg in die Politik direkter Einkom-
mensübertragungen bewertet werden. Wir begrü-
ßen daran die Anwendung von Einkommensmaß-
stäben. Das ist übrigens eine alte sozialdemokrati-
sche Forderung, die Sie jahrelang verdammt ha-
ben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben Sie 
aber nie verwirklicht! — Niegel [CDU/ 

CSU]: Sie hatten doch 13 Jahre Zeit!) 

Es war wahrscheinlich ein sehr schwieriger Weg, 
von den früheren Aufforstungen des Herrn Kiechle 
und des Herrn Heereman zu dieser neuen Beurtei-
lung zu kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie davon reden, wir hätten 13 Jahre regiert, 
so erinnere ich Sie daran, daß wir zwei Ansätze ver-
sucht haben. Einmal ist es im Bundesrat geschei-
tert, und zum anderen sind Sie uns auch beim Drit-
ten Agrarsozialen Ergänzungsgesetz nicht gefolgt, 
in dem wir bereits damals eine wesentlich stärkere 
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Wimmer (Neuötting) 
Entlastung der kleinen und mittleren Landwirte 
wollten. 

(Beifall bei der SPD — Niegel [CDU/CSU]: 
Sie haben 13 Jahre regiert und Schulden 

gemacht!) 

Ich stelle fest: Die Bundesmittel zur landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung übersteigen im 
Jahr 1986 erstmals den Betrag von 4 Milliarden DM. 
Während früher die Zuschüsse im wesentlichen lei-
der allen beitragspflichtigen Landwirten gleicher-
maßen zugute kamen, wird seit dem 1. Januar 1986 
wenigsten ein Teil der Mittel in der Altershilfe für 
Landwirte zur gezielten Entlastung von Klein- und 
Mittelbetrieben eingesetzt. 

(Niegel [CDU/CSU]: Na sehen Sie!) 

Dieser erste Schritt einer differenzierten Mittelver-
wendung macht eine zusätzliche Funktion der 
Agrarsozialpolitik deutlich, nämlich die Mitwirkung 
bei der Existenzsicherung von einkommensschwa-
chen landwirtschaftlichen Betrieben. 

Wie wirkt es sich für die Betroffenen aus? Die 
kleinsten landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
erhalten 2 000 DM im Jahr. Das ist etwa die Hälfte 
ihrer Aufwendungen für die soziale Sicherung. In 
Anlehnung an die Staffelung des Dritten Agrarso-
zialen Ergänzungsgesetzes erhalten die Berechtig-
ten der Zuschußklasse II 1 500 DM und die der Zu-
schußklasse I 1 100 DM. Nebenerwerbslandwirte er-
halten die Hälfte dieser Zuschüsse, weil sie auch 
nicht in vollem Umfange in der sozialen Sicherung 
des Agrarbereiches sind. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das haben wir doch gut 
gemacht, nicht?) 

Daß hier für die landwirtschaftlichen Einkommen 
der Ersatzmaßstab Wirtschaftswert gewählt werden 
muß, ist bedauerlich. Ich sage ganz offen: Uns wäre 
es viel lieber, wir hätten ganz genaue Einkommens-
unterlagen. Dann hätte man bei der Verteilung der 
Mittel auch wesentlich gerechter verfahren kön-
nen. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Wir vermissen in diesem Gesetzentwurf einen 
Solidarbeitrag der besser verdienenden Landwirte. 
Wie schon beim Dritten Agrarsozialen Ergänzungs-
gesetz wird die an sich richtige Staffelung der Bei-
tragsentlastung allein aus Bundesmitteln finanziert 
— eine Politik, die auf Dauer die Zustimmung der 
Gesamtgesellschaft unter Umständen gefährden 
könnte. 

Wir Sozialdemokraten betrachten dieses Gesetz, 
wie schon gesagt, als einen Notbehelf. Wir stellen 
daher den Antrag, das Gesetz bis zum 1. Januar 
1990 zu befristen. Zur Begründung der Befristung 
nehme ich eine Anleihe in Ihrer Begründung des 
Gesetzentwurfs. Es heißt dort: 

Eine dauerhafte Lösung dieser Problematik be-
darf neuer Elemente im landwirtschaftlichen 
Sozialversicherungssystem. Derartige Ansätze 
müssen aber eingehend geprüft werden, sie eig-
nen sich daher nicht, um kurzfristig wirkende 

Hilfen bereitzustellen. In der nächsten Legisla-
turperiode 

— ich betone: in der nächsten Legislaturperiode — 
wird das agrarsoziale Sicherungssystem einer 
grundsätzlichen Reform unterzogen werden. 
Die Regelungen dieses Gesetzes haben daher 
nur Übergangscharakter. 

Wenn das stimmt, was Sie in Ihrer Begründung 
schreiben, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Dann brau-
chen Sie doch gar keine Befristung!) 

könnten Sie auch unserem Änderungsvorschlag mit 
der Befristung bis 1990 zustimmen, da ja die näch-
ste Legislaturperiode, wenn Sie nachrechnen, 1991 
zu Ende gehen wird. Sie wollen aber keine Befri-
stung, sondern möchten nur eine ungefähre Zeit-
festlegung, um dann die Regelung ins nächste Jahr-
hundert hineinschieben zu können. 

Notwendig ist — ich sagte es schon — eine grund-
sätzliche Reform des agrarsozialen Sicherungssy-
stems. Ziel dieser Reform muß es sein, mittelfristig 
die Beiträge in der landwirtschaftlichen Sozialver-
sicherung viel stärker als bisher nach sozialen Ge-
sichtspunkten zu staffeln und das Prinzip der inner

-

landwirtschaftlichen Solidarität stärker zur Gel-
tung zu bringen. Die Landwirte mit höheren Ein-
kommen müssen an der Finanzierung der agrarso-
zialen Sicherung stärker als bisher beteiligt wer-
den, und auch die anderen Sozialsysteme müssen 
bei dieser Reform berücksichtigt werden, damit 
man hierbei nicht ganz große Abweichungen 
schafft. 

Diese Aufgabe — es wird für die nächste Legisla-
turperiode eine große sein — werden wir, so hoffe 
ich, mit vertauschten Rollen erfüllen. Wir als Sozial-
demokraten werden dann sicher auch bereit sein, 
die konstruktiven Vorschläge der CDU/CSU-Oppo-
sition in der entsprechenden Diskussion zu berück-
sichtigen. 

Wir werden dem Gesetzentwurf heute zu-
stimmen, und ich bitte die anwesenden Kollegin-
nen und Kollegen, auch unserem Entschließungsan-
schlag — — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
— Ach, wissen Sie, wenn es um die Sozialpolitik 
geht und wenn da konstruktive Vorschläge gemacht 
werden, ist das für Sie ja immer ein Anschlag; des-
wegen dieser Versprecher. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war ein gu

-

ter Versprecher!) 
Ich bitte Sie also, auch unserem Änderungsan-

trag zuzustimmen. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Paintner. 

Paintner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der zügigen Behandlung in den Aus-
schüssen, besonders im federführenden Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — und 
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hier möchte ich im Gegensatz zu meinem Kollegen 
Wimmer gleich einen bayerischen Touch hinein-
bringen und möchte unserem Vorsitzenden, Herrn 
Schmidt, einmal ganz besonders herzlich dafür dan-
ken, daß er zügig durchgegriffen und für eine gute 
Behandlung gesorgt hat —, 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

der Behandlung in den Fraktionen sowie der guten 
Arbeit der Beamten ist es zu verdanken, daß dieses 
für die Landwirtschaft so notwendige Gesetz heute 
in der zweiten und dritten Lesung im Plenum des 
Deutschen Bundestages verabschiedet werden 
kann. 

Meiner Partei, der FDP, war es und ist es immer 
ein großes Anliegen, die Landwirtschaft funktions-
fähig zu erhalten und gesunde Strukturen im länd-
lichen Raum gesichert zu wissen. Die Existenz un-
serer leistungsfähigen bäuerlichen Familienbe-
triebe muß weiterhin gewährleistet sein; die Rah-
menbedingungen für die Nebenerwerbslandwirt-
schaft müssen erhalten und verbessert werden; die 
öffentlichen Mittel für die Agrarpolitik sind als ge-
zielte Hilfen einzusetzen. 

Ich meine, auch und gerade dem Verbraucher in 
unserem Lande muß bei allen Maßnahmen, die öf-
fentliche Mittel beanspruchen, immer wieder ver-
deutlicht werden, daß diese öffentlichen Mittel indi-
rekt auch ihm zugute kommen, indem erstens für 
ihn ein reichhaltiges Angebot von gesunden Nah-
rungsmitteln in reicher Auswahl zu angemessenen 
Preisen zur Verfügung steht 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu sehr ange

-

messenen Preisen!) 

und zweitens die Kulturlandschaft gepflegt und er-
halten bleibt und die Landwirtschaft immer mehr 
Funktionen im Erholungsbereich für alle Bürger 
übernimmt. Dafür brauchen wir, so meine ich, ein 
klares Bekenntnis, was diese Gesellschaft für diese 
Lebensbedürfnisse an Geld ausgeben will. Das 
heißt, der Stellenwert von Ernährungssicherung, 
Erhaltung der Kulturlandschaft und Erholungs-
funktion der ländlichen Räume für unsere Bürger 
ist neu festzulegen. 

An dieser Stelle meine ich, daß auch ein Bundes-
finanzminister die moralische Unterstützung der 
Bürger und aller Parteien, besonders aber der Re-
gierungsparteien, dafür braucht, daß er trotz der so 
wichtigen Sparpolitik das richtige Augenmaß für 
die Ausgaben in diesem wichtigen Bereich behält. 
Zum Nulltarif geht hier gar nichts mehr; denn auch 
unsere Bauern müssen leben. 

Gerade die Bundeszuschüsse zur Agrarpolitik ge-
hören zu den wichtigen flankierenden Maßnahmen 
zur Markt- und Preispolitik. Vor allem handelt es 
sich hier um Mittel, die unseren bäuerlichen Fami-
lien direkt und in voller Höhe zugute kommen. Es 
liegt daher nahe, daß sich viele Betriebe in der 
gegenwärtigen schwierigen Einkommenslage die-
ses Instrumentes bedienen. Aber es ist nicht nur, 
wie manche Kritiker meinen, ein Mittel zum Zweck. 
Die im Gesetzentwurf der Koalition in diesem Be-

reich vorgesehene weitere Entlastung ist nicht Ein-
kommenshilfe um ihrer selbst willen. Sie setzt viel-
mehr systematisch auch dort an, wo viele Probleme 
entstehen. Denn es kann doch nicht wegdiskutiert 
werden, daß die Sozialabgaben bei vielen kleinen 
Betrieben inzwischen die Schmerzschwelle erreicht 
haben. 

Wir haben eine Vielzahl von Vollerwerbsbetrie-
ben, deren Gewinn im letzten Wirtschaftsjahr bei 
weitem unter 10 000 DM gelegen hat. Das sind bei-
leibe keine Einzelfälle. Man kann sich gut vorstel-
len, daß sich der Inhaber eines Vollerwerbsbetriebs, 
der ein Einkommen von weniger als 10 000 DM im 
Jahr erzielt, Sorge macht, wovon er eigentlich 4 000 
DM und mehr an Sozialabgaben bezahlen soll. Hier 
muß geholfen werden, und zwar durch eine fühl-
bare Reduzierung dieser Lasten. 

Das soll mit dem heute zu verabschiedenden Ge-
setzentwurf geschehen. Er sieht vor, daß den Klein-
betrieben die Hälfte ihrer Beitragslast abgenom-
men wird. Ich meine, das ist schon ein Wort: die 
Hälfte. Diese Betriebe sehen, daß wir Politiker und 
daß auch diese Bundesregierung sie nicht im Stich 
lassen. Sie sollten aber auch anerkennen, daß trotz 
des unveränderten Zwangs, die öffentlichen Ausga-
ben einzudämmen, für diese Hilfe eine halbe Milli-
arde DM an Steuergeldern zur Verfügung gestellt 
worden ist. Dieser Kraftakt sollte auch einmal vom 
Deutschen Bauernverband zur Kenntnis genom-
men werden. Außerdem weise ich als FDP-Abgeord-
neter darauf hin, daß es in der heutigen schwieri-
gen Zeit unser Anliegen war — neben der differen-
zierten Hilfe für unsere kleinen Betriebe —, mit 
dem 1,2fachen der Bemessungsgrundlage als Ein-
kommensgrenze nach oben den Durchbruch zu 
schaffen und so auch unsere mittelbäuerlichen Be-
triebe mit mehr als 40 000 DM je Hektar Wirt-
schaftswert in diese zusätzlichen sozialen Leistun-
gen einzubeziehen. Unser Augenmerk muß auch 
deshalb auf diese Betriebe gerichtet werden, weil 
sie zur Zeit besonders hart betroffen sind. 

Wir Liberalen wollen aber trotz dieses Schrittes 
in die richtige Richtung nicht so tun, als ob die 
Agrarprobleme der EG somit gelöst wären. Wir ha-
ben Verständnis für unsere Bauern, die am Markt 
— und es gibt sehr viele davon — z. B. mehr als 
20 000 DM verlieren und auf der anderen Seite 1 000 
DM bekommen können und mit Recht darauf hin-
weisen, daß dies nicht lange durchgehalten werden 
kann. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein!) 

Deshalb unterstreiche ich nochmals unser FDP-
Konzept zur Agrarpolitik, Flächen und Betriebe in 
der EG aus der Produktion zu nehmen, die Über-
schüsse abzubauen und die Milchquote durch Her-
auskauf weiter zu reduzieren. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Mehr 
Markt!) 

Den Bereich der nachwachsenden Rohstoffe setze 
ich an die zweite Stelle, weil ich weiß, daß dies eine 
mittelfristige Maßnahme ist. 
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Dies alles muß durch eine Strukturpolitik in der 

EG flankiert werden, die den Mut hat, die Investi-
tionsförderung für Schweine- und Bullenställe so-
fort zu stoppen sowie Höchstbestandsgrenzen ein-
zuführen. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Das haben 
wir schon vor einem halben fahr verlangt! 
— Immer [Altenkirchen] [SPD]: Der Käse 
ist doch schon längst vergammelt! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Das kann man gar nicht oft genug sagen. — 
Wenn die EG das. notwendige Geld nicht zur Verfü-
gung hat, könnte ich mich auf jeden Fall damit ein-
verstanden erklären, daß vorübergehend Möglich-
keiten eröffnet werden, z. B. durch Aufnahme von 
Anleihen, die jetzige schwierige agrarpolitische Si-
tuation zu bereinigen. 

Wir müssen erkennen, daß der Schlüssel für eine 
echte Verbesserung der Situation unserer Bauern 
in Brüssel liegt. Wir Deutschen haben über die Eu-
ropäische Akte gewollt, daß sich Europa weiterent

-

wickeln kann. Es hat wenig Sinn, über eine Regio-
nalisierung oder Renationalisierung der Agrarpoli-
tik zu lamentieren, durch die wir dann unsere ge-
meinsame Zukunft verspielen würden. Nein, wir 
brauchen Europa. Aber ich sage hier an dieser Stel-
le: Wir brauchen auch ein Europa, in dem die deut-
schen Bauern leben können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Müller [Schweinfurt] [SPD]: Ein nationales 

Europa?!) 

Inzwischen müßte aber auch jedem Wirtschaftspoli-
tiker die Erleuchtung gekommen sein, daß es ohne 
das Fundament einer europäischen Agrarpolitik 
keine Fortschritte auf anderen Gebieten in Europa 
gibt. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das stimmt 
doch überhaupt nicht!) 

Dem heutigen Gesetzentwurf stimmt die FDP-
Fraktion gerne zu. Sie tut dies mit Überzeugung 
und sieht die Notwendigkeit dieser Hilfe. Unser 
Land braucht auch in Zukunft viele bäuerliche Fa-
milienbetriebe. Sie setzt aber auch die Hoffnung in 
unsere Landwirte — — 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Daß sie zur 
Wahl gehen!) 

— Das ist ja etwas ganz anderes — und euch nicht 
wählen, sondern uns. — Sie setzt aber auch die 
Hoffnung in unsere Landwirte, daß sie erkennen 
mögen, daß sie von der Freien Demokratischen Par-
tei in ihrer jetzt schwierigen Situation nicht im 
Stich gelassen werden. 

(Beifall bei der FDP — Müller [Schwein

-

furt] [SPD]: Aber euch wählen sie nicht 
mehr!) 

Abschließend sei auch noch festgestellt, daß die 
jetzt schwierige Situation in der Landwirtschaft 
nicht von dieser Regierung, auch nicht von der an-
deren Regierung verursacht wurde, 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Wir haben 
doch nur eine!) 

sondern von der Forderung aller Parteien, beson-
ders auch der Opposition, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Plötzlich!) 
und vieler Verbände, auch des Bauernverbandes, 
die Agrarpolitik müsse reformiert werden. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ein Eiertanz 
war das!) 

Wir als FDP-Politiker 
(Kirschner [SPD]: Wir halten an der Land

-

wirtschaft fest!) 
werden mit dieser Bundesregierung alles tun, was 
in unserer Möglichkeit liegt, um diese jetzt schwie-
rige Einkommenssituation durch kurz-, mittel- und 
langfristige Maßnahmen zu verbessern. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, Sie sind 
jetzt schon über der Zeit. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Die kleinste 
Partei macht den größten Krach!) 

Paintner (FDP): Die Auswirkungen des heute zur 
Beschlußfassúng anstehenden Gesetzes werden 
eine große Hilfe für viele landwirtschaftliche Fami-
lienbetriebe sein. Ich meine, es ist ein Beweis, daß 
diese FDP nicht nur redet, sondern mit dieser Re-
gierung handelt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Wann fangt 

ihr an?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Werner (Dierstorf). 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir hören heute wieder 
viel von dem, was die Regierung für die Bauern tut, 
besonders viel zufälligerweise in Niedersachsen. Es 
wird sich in acht Tagen zeigen, wieweit die Bauern 
diese Hilfe als Wahlhilfe auch honorieren werden. 

Wir verabschieden heute ein Gesetz zur Entla-
stung der Landwirte bei der Sozialversicherung. In 
der Begründung heißt es: 

Die Belastung der einkommensschwachen, vor 
allem der klein- und mittelbäuerlichen Famili-
enbetriebe mit Sozialabgaben wird — gemes-
sen am Gewinn aus der Land- und Forstwirt-
schaft — im besonderen Maße weiter zuneh-
men. 

Mit dieser Umschreibung, meine Damen und Her-
ren von den Regierungsparteien, geben Sie zu, daß 
auch Sie damit rechnen, daß sich die Einkommens-
lage vor allem der klein- und mittelbäuerlichen Fa-
milienbetriebe weiterhin verschlechtern wird. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Kein Wunder 
bei dieser Regierung!) 

In Ihrer Begründung heißt es weiter: 
Die Regelungen dieses Gesetzes haben daher 
nur Übergangscharakter. 

Zum einen muß daraus der Landwirt schließen, daß 
diese kleine Hilfe sehr bald enden wird. Zum ande- 
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ren geht daraus hervor, daß diese Lösung keine 
Lösung auf diesem Gebiet ist und bald einer grund-
legenden Änderung bedarf. Deshalb ist diese Maß-
nahme nicht geeignet, Bauern eine Zukunftsper-
spektive aufzuzeigen, die die Bauern heute genauso 
dringend brauchten wie nur finanzielle Hilfen. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Den kleinen bäuerlichen Betrieben ist es wohl auf 
der ganzen Welt nie besonders gut gegangen. Aber 
früher war immer jemand da, der das Erbe gern 
übernahm. Das hat sich heute geändert. 

Wir machen uns bei der Verabschiedung dieses 
Gesetzes wohl kaum Gedanken darüber, was ein 
Bauer denkt und wie er sich vorkommt, wenn er 
einen Antrag an den Staat stellt, dieser möge ihm 
mit 1 000 DM im Jahr bei der Zahlung von sozialen 
Lasten helfen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Die Land

-

wirtschaft hat die meisten Aussteiger!) 

Ich weiß noch sehr wohl, wie mir der Bleistift stock-
te, als ich 1959 einen Antrag auf Beihilfe wegen 
Dürreschäden ausfüllte. Wenn jemandem etwas zu-
steht, dann sollte man ihm dies auch möglichst 
ohne Bittanträge zukommen lassen. Minister Blüm 
hat ja gerade vom Problem des Bittstellers gespro-
chen. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Wir haben die Bundesregierung in unserem Ent-
schließungsantrag auf Drucksache 10/5380 zum 
Agrarbericht aufgefordert, die Beiträge zur land-
wirtschaftlichen Sozialversicherung entsprechend 
dem tatsächlichen Einkommen der Betroffenen 
festzulegen. Unterhalb eines Gesamteinkommens 
von 1 000 DM im Monat soll der Beitrag sowohl zur 
landwirtschaftlichen Alterskasse als auch zur 
Krankenkasse 1 DM im Monat betragen. Wir mei-
nen, wer ein geringeres Einkommen als 1 000 DM 
im Monat hat, dem kann — ähnlich wie Arbeitslo-
sen und Sozialhilfeempfängern — kein Beitrag 
mehr abverlangt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Kosten für unser Modell hätten sich in der 
Höhe des heute zu beschließenden Gesetzes be-
wegt. 

Eines muß allerdings zu diesem Gesetz auch noch 
gesagt werden: Es ist wieder eine Wende zu dem, 
was von Regierung und Koalition noch vor einem 
Jahr gesagt wurde. Wenn dieses Gesetz keine Reak-
tion auf die traurigen Verhandlungsergebnisse in 
Brüssel ist, wie von den Regierungsparteien beteu-
ert wird, dann frage ich mich: Warum wurde diese 
Maßnahme nicht vor einem Jahr in das agrarso-
ziale Ergänzungsprogramm mit eingebaut? 

(Mann [GRÜNE]: Weil da die drohenden 
Wahlverluste noch nicht so bevorstanden!) 

Ist die Erkenntnis, daß es kleinen landwirtschaftli-
chen Betrieben schlecht geht, erst nach der Schles-
wig-Holstein-Wahl gekommen? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig!) 

Ich denke, daß bei einer grundsätzlichen Neure-
gelung der agrarsozialen Absicherung in der näch-
sten Legislaturperiode der Gedanke einer Grund-
rente von mindestens 1 000 DM monatlich verwirk-
licht wird. Leider ist es nicht immer so, daß jeder 
alte Bauer, der seinen Hof übergibt, damit rechnen 
kann, daß sein Nachfolger für ihn auf dem Hof bis 
zu seinem Lebensende Essen und Wohnung bereit-
stellen kann. Durch die bauernfeindliche Agrarpoli-
tik der EG und der Bundesregierung — Sie von der 
Regierungskoalition werden sicher sagen, die Be-
zeichnung „bauernfeindlich" passe nicht zum heuti-
gen Entlastungsgegsetz, 

(Eigen [CDU/CSU]: Nein, bestimmt nicht!) 
aber diese Bundesregierung bleibt bauernfeindlich, 
solange sie es nur mit Bedauern zur Kenntnis 
nimmt, daß in den nächsten Jahren noch 100 000 
Vollerwerbsbetriebe das Handtuch werfen müssen 
— muß der Altenteiler eben damit rechnen, daß er 
eines Tages nicht mehr vom Hof leben kann. 

Wir werden diesem Gesetz zustimmen, obwohl 
diese Maßnahme weit davon entfernt ist, wie bäu-
erliche Existenzen nach unseren Vorstellungen zu 
sichern und zu erhalten sind. Wir müssen eines Ta-
ges wieder dazu kommen, daß die Arbeit, die auf 
den Höfen geleistet wird, so bezahlt wird, daß dar-
aus ein vergleichbares Einkommen hervorgeht. 
Diese Einkommen werden auf einem 100-ha-Be-
trieb und einem 10-ha-Betrieb verschieden sein, 
aber für beide muß bei harter Arbeit die Möglich-
keit bestehen, daß die Betriebe bei korrektem Wirt-
schaften nicht in Schulden untergehen. 

Um eine solche Agrarpolitik durchsetzen zu kön-
nen, brauchen wir das Verständnis der Verbraucher 
für die Landwirtschaft. Dieses Vertändnis für uns 
Bauern wird aber nur aufgebracht werden, wenn 
eine Wirtschaftsweise praktiziert wird, die mit der 
Umwelt in Einklang zu bringen ist, die dem Ver-
braucher unverfälschte Lebensmittel zukommen 
läßt und die nicht mit ungeheurem Aufwand und 
Kosten Dinge produziert, die keine Verwendung 
finden. 

Lassen Sie mich hier noch einen Punkt anspre-
chen. Es gibt viele Nebenerwerbslandwirte, die 
nach der letzten Erhöhung der Beiträge aus der 
Alterskasse austreten wollen, da sie heute zu hoch 
belastet sind. Diesen Betrieben geht der gesamte 
bisher eingezahlte Beitrag verloren. Das können bis 
zu 20 000 DM sein. Ich frage, ob nicht zumindest 
eine Übertragung der eingezahlten Beiträge mög-
lich ist. Bei anderen Versicherungsträgern wird das 
so gemacht: Beamte können das, was sie in ihre 
Kasse eingezahlt haben, übertragen, wenn sie in 
eine andere Alterskasse kommen. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Niegel. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Kolle-
ginnen und Kollegen! Wenn man den Redner der 
Opposition — der SPD — hört, dann denkt man 
ganz anders. Aber wir müssen ja die Situation be- 
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reinigen. Wir sind die Feuerwehr und werden be-
schimpft, weil die Brandstifter das verursacht ha-
ben. Man muß sich ruhig einmal die Agrarpolitik 
der früheren, von der SPD geführten Bundesregie-
rung ansehen, die noch lange nachwirkt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Der Herr Ertl, oder 
wen meinen Sie?) 

Auch auf dem agrarsozialen Gebiet sind die Folgen 
der Erblast ebenfalls deutlich zu spüren. 

(Ströbele [GRÜNE]: Reden Sie von Herrn 
Ertl?) 

Betrachten wir doch einmal die seinerzeitige 
Agrarpolitik. Ab 1976 ging die Schere zwischen 
landwirtschaftlichen und gewerblichen Einkom-
men immer weiter auseinander. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Einen An

-

griff auf die FDP müssen wir feststellen!) 
Diese frühere Regierung hat an den Mansholt

-

schen Thesen von immer größeren Produktionsein-
heiten festgehalten und ein Einzelbetriebliches För-
derungsprogramm mit dem Ziel der Schaffung gro-
ßer Produktionseinheiten verwirklicht. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Wer hat 
denn das durchgeführt?) 

Diese großen und spezialisierten Betriebe sollten 
auch Preissenkungen vertragen können. Das führt 
zu immer stärkerer Ausweitung der Produktion. Es 
mußte immer mehr produziert werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Niegel (CDU/CSU): Die Betriebe wurden außer-
dem immer stärkerem Preisdruck ausgeliefert. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter - - 

 Niegel (CDU/CSU): Ja bitte, Herr Präsident! 

Vizepräsident Westphal: Ich machte den Versuch, 
Sie zu unterbrechen; da gibt es nämlich den 
Wunsch des Abgeordneten Paintner nach einer 
Zwischenfrage. Gestatten Sie das? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Der will den 
Ertl retten!) 

Niegel (CDU/CSU): Ich wollte geschlossen weiter-
reden, um die Zeit einzuhalten. 

(Lachen und Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Der Preisdruck durch die Hintertüre, nämlich der 
Abbau des positiven Währungsausgleichs, ging auf 
Kosten der notwendigen Preiserhöhung. 

(Zuruf von der SPD) 
Das führte dazu, daß die Einkommen der deutschen 
Bauern an vorletzter Stelle in der EG hinter Grie-
chenland und Italien zu finden waren. Die politisch 
Verantwortlichen reagierten falsch. Man wollte den 
Markt über Preissenkungen in den Griff bekom-
men. 

Wenn die frühere Regierung 1980 oder 1981 die 
schon seinerzeit diskutierte Milchmengenregulie

-
rung angepackt hätte, bräuchte heute kein Bauer 
nur einen Liter weniger zu produzieren. Er hätte 
nur eine Zeitlang die Produktion nicht ausweiten 
dürfen. Aber dazu hatte man keinen Mut. 

Dazu kam, daß durch die Verschuldungs- und In-
flationspolitik der von der SPD geführten Bundes-
regierung die wirtschaftspolitischen Rahmenbedin-
gungen auch für die Landwirte und für die, die sich 
einen außerlandwirtschaftlichen Beruf suchten, im-
mer schlechter wurden. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Aber den 
Bauern geht es doch jetzt erst schlecht!) 

Dies hatte seine negativen Auswirkungen auf den 
Strukturwandel. Ich erinnere z. B. an hohe Zinsen, 
Arbeitslosigkeit, stagnierende Nachfrage nach 
hochqualifizierten Agrarprodukten. Das ist doch al-
les Erblast, Folgelast. 

(Zuruf des Abg. Müller [Schweinfurt] 
[SPD]) 

Dies war, lieber Kollege Müller, verbunden mit 
dem Abbau sozialer Leistungen auf dem agrarso-
zialen Gebiet: 1980 standen 400 Millionen DM für 
die landwirtschaftliche Unfallversicherung zur Ver-
fügung. Wir wollten sogar eine Erhöhung um 5 Mil-
lionen DM, die Sie abgeschmettert haben. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Ihnen ging es 
nur um die alte Last! — Immer [Altenkir

-

chen] [SPD]: Das war doch die FDP!) 

Ich zeige also den Abbau der Sozialleistungen auf: 
1980 400 Millionen DM, 1981 360 Millionen DM, 1982 
340 Millionen DM, 1983 279 Millionen DM, 1984 in 
der mittelfristigen Finanzplanung 200 Millionen 
DM, 1985 120 Millionen DM, 1986 40 Millionen DM, 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Wo ist der 
Gallus? — Immer [Altenkirchen] [SPD]: 

Vorher stimmten die Preise aber noch!) 

1987 null Millionen DM. Das ist das, was man Ihnen 
einmal sagen muß. Die Leute draußen im Lande sol-
len wissen, daß jetzt die falschen Propheten im 
Lande auf Wählerfang herumgehen und so tun, als 
ob sie früher das agrarsoziale Paradies geschaffen 
hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ihr seid die 

Bauernfänger!) 

Wir haben nach der Regierungsübernahme die 
Sätze sofort angehoben, und jetzt sind sie wieder 
auf 400 Millionen DM festgelegt. 

Auch bei der Alterskasse haben Sie lautstark ge-
tönt, eine soziale Staffelung der Alterskassenbei-
träge schaffen zu wollen. Erreicht haben Sie es 
nicht. Es war, wie so oft, ein Trockenskikurs! 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Weil es die 
Bayern im Bundesrat verhindert haben! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir haben den Einstieg in die Agrarsozialentla-
stung mit dem Dritten ASEG begonnen. Wir haben 
auch festgelegt, daß der Staatsanteil bei der land-
wirtschaftlichen Altershilfe 80,3 % beträgt. Die Wie-
derherstellung der Sozialunterstützung bei der Un- 
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fallversicherung, die Schaffung des Dritten ASEG, 
die gesetzliche Festlegung von 80,3 % sind Leistun-
gen, die von der SPD geführte Regierungen nie hät-
ten schaffen können. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Eine echte 
Niegelei!) 

Wir haben dies geschafft, trotz der Notwendigkeit 
der Haushaltssanierung, trotz des von der SPD hin-
terlassenen Haushaltschaos und des Schuldenber-
ges! 

(Lachen bei der SPD) 
Das wollen Sie natürlich nicht gerne hören. 

Wir haben in diesem Jahr das Finanzvolumen für 
die Landwirte um 750 Millionen DM erweitert. 

Leider — da muß ich an noch eine Sünde erin-
nern — sind in der Agrarsozialpolitik vor allem bei 
der landwirtschaftlichen Krankenkasse die Bei-
träge erheblich gestiegen, und zwar deswegen, weil 
1972 das falsche System gewählt wurde. Wir hatten 
1972 eine andere Konzeption. 

(Werner [Dierstorf] [GRÜNE]: Das ist 
lange her!) 

Es war nämlich falsch, eine eigene Krankenversi-
cherung für einen Berufsstand mit einer geringer 
werdenden Anzahl von aktiven Landwirten und ei-
ner zunehmenden Zahl von Nebenerwerbslandwir-
ten und aufgebenden Betrieben zu schaffen. Ich 
hatte das in meiner Rede vom 19. Januar 1972 hier 
dargelegt. 

Mit dem vorliegenden Gesetz wollen wir die land-
wirtschaftlichen Unternehmer von den Beiträgen 
zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung entla-
sten. Das System der Entlastung ist sozial gestaf-
felt. Gerade der kleinere Betrieb hat eine relativ 
hohe Belastung von über 4 000 DM. Wir entlasten 
ihn um 2 000 DM pro Jahr. Sicher sind noch Wün-
sche offen — auch ich hätte noch eine Reihe vorzu-
tragen —, für die ich großes Verständnis habe. 

Man kann und darf dieses Gesetz nicht negativ 
sehen. Vor allem für den, der von der Landwirt-
schaft allein leben muß und einkommennsschwach 
ist, wird es eine spürbare Beitragsentlastung brin-
gen. 

Da wir in der nächsten Wahlperiode das agrarso-
ziale System im positiven Sinne überprüfen wollen, 
besteht dann die Möglichkeit, hier Ergänzungen 
vorzunehmen. 

Den Antrag der SPD, das Gesetz zu begrenzen, 
lehnen wir ab, ebenso das, was in dieser Entschlie-
ßung vorgesehen ist. 

Ich bitte Sie, liebe Kollegen, dem Gesetz Ihre Zu-
stimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Niegel, nur eine Bemer

-

kung. Mir ist neu, daß Sie die eigenständige Sozial

-
versicherung für die Landwirte aufheben wollen. 
Ich habe den Eindruck, dafür haben Sie noch nicht 
einmal in Ihrer Fraktion eine Mehrheit. 

(Zuruf des Abg. Niegel [CDU/CSU]) 

Mit der abschließenden Beratung dieses uns vor-
liegenden Entwurfs eines Sozialversicherungs-Bei-
tragsentlastungsgesetz für landwirtschaftliche Un-
ternehmer wird erneut der untaugliche Versuch un-
ternommen, die Auswirkungen einer verfehlten 
Agrarpolitik mit den Mitteln neuer Beitragszu-
schüsse im landwirtschaftlichen Sozialversiche-
rungsbereich zu korrigieren. 

Damit es klar und deutlich wird — mein Kollege 
Hermann Wimmer hat es ja gesagt — und nicht für 
Falschinterpretationen mißbraucht wird: Wir Sozi-
aldemokraten wollen den Landwirten helfen, je-
doch nicht nach dem Gießkannenprinzip, wonach 
die Großen den warmen Regen abbekommen und 
für die Kleinen bestenfalls Regentropfen übrigblei-
ben, wie die 5 %ige Vorsteuerrückerstattung zeigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Hor

-

nung [CDU/CSU]: Möglichst ohne Geld! — 
Eigen [CDU/CSU]: Immer dieselbe Ma

-

sche!) 

Die Kritik, die ich aus sozialpolitischer Sicht 
deutlich zu machen habe, richtet sich also nicht 
dagegen, daß Sie den in einer schlechten Einkom-
menssituation befindlichen Landwirten gezielt hel-
fen wollen, sondern dagegen, daß Sie nicht direkte 
Einkommenshilfe und nicht innerhalb der landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung eine systemgerech-
te, solidarische Umverteilung vornehmen. 

Ich erinnere Sie daran, daß Sie den in den Werk-
stätten beschäftigten Behinderten mit dem Haus-
haltsbegleitgesetz 1983 die späteren Rentenansprü-
che um 22 % gekürzt haben. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig!) 

Den gut verdienenden Landwirten, die im obersten 
Einkommensviertel angesiedelt sind, muten Sie da-
gegen nicht zu, daß sie solidarisch für ihre finan-
ziell schlechter dastehenden Berufskollegen einste-
hen, . um damit auch ein Solidaropfer zu erbringen, 
das Sie andererseits einem der schwächsten Glie

-

der unserer Gesellschaft, wie gesagt, den Behinder-
ten, abverlangt haben. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Sie begründen in Ihrem Gesetzenwurf die vorge-
sehene Beitragsentlastung damit, daß — ich zi-
tiere — „viele der kleineren und mittleren bäuerli-
chen Familienbetriebe eine hohe Selbstkostenbela-
stung" aufweisen. 

Laut dem jüngsten Agrarbericht der Bundesre-
gierung sind Betriebe mit einem Standardbetriebs-
einkommen bis 20 000 DM mit einem Sozialversi-
cherungsanteil von 31,8 % belastet. Darauf beziehen 
Sie sich in Ihrer Begründung. Sie sollten aber dann 
auch darauf verweisen -- und das steht nicht in 
Ihrem Gesetzenwurf, allerdings ist dies im Agrarbe-
richt nachzulesen —, daß Betriebe mit einem Stan-
dardbetriebseinkommen zwischen 30 000 und 
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50 000 DM nur mit 16,6 % belastet sind, also gerade 
mit der Hälfte gegenüber den Erstgenannten, oder 
daß Betriebe mit einem Standardbetriebseinkom-
men von mehr als 50 000 DM, was ihre Krankenver-
sicherungs-, Altershilfe- oder Unfallversicherungs-
beiträge angeht, dafür gerade noch 13,1 % aufzu-
wenden haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Immer der Klassen-
kampf!) 

Als Argument für die überproportionalen Bun-
desmittel wird von Ihnen immer wieder auf die 
Durchschnittseinkommen in der Landwirtschaft 
verwiesen und als Vergleich dazu das Einkommen 
der Arbeitnehmer herangezogen. Statistische 
Durchschnittseinkommen — das wissen Sie — sa-
gen alles oder nichts aus, je nach dem für was man 
sie verwendet. Es ist schlichtweg falsch, von der 
deutschen Landwirtschaft zu reden, sondern — das 
wissen Sie genau — man wird den vielfältigen Pro-
blemen nur mit einer differenzierten Betrachtungs-
weise gerecht. 

Ein Blick in den schon zitierten Agrarbericht der 
Bundesregierung bringt hierzu mehr Klarheit. So 
beträgt der ausgewiesene Gewinn für das Wirt-
schaftsjahr 1984/85 im obersten Viertel 69 878 DM, 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist zuviel, was?) 

im oberen Viertel 36 142 DM, 

(Hornung [CDU/CSU]: Was kriegt ein 
Gewerkschaftsfunktionär? Der kriegt 

700 000 DM!) 

im unteren 22 784 DM und im untersten 2 899 DM. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie doch mal zu, was ich zu sagen habe! 
Vielleicht können wir uns mal einigen oder auf eine 
vernünftige Diskussionsbasis kommen. Ich mache 
die Sache ganz ruhig und versuche, diese Dinge 
auch hier mal darzustellen, wobei Sie mir auch zu-
gestehen müssen, Herr Kollege Hornung, daß ich 
dies als Sozialdemokrat im sozialpolitischen Aus-
schuß vielleicht etwas anders als Sie sehe; aber wir 
können uns ja auch da unterhalten. 

Aus den genannten Zahlen wird dann ein rechne-
rischer Schnitt von 32 955 DM. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es wird aber auch deutlich, zwischen dem obersten 
und untersten Einkommen beträgt die Disparität 
25:1. 

(Eigen [CDU/CSU]: Na und? — Hornung 
[CDU/CSU]: Klassenkampf!) 

Aus den von mir aufgezeigten Daten leite ich die 
Begründung ab, eine am tatsächlichen finanziellen 
Leistungsvermögen orientierte Beitragsleistung für 
die landwirtschaftliche Sozialversicherung zu for-
dern. Das, was der Gesetzgeber an Sozialversiche-
rungsbeiträgen von den Arbeitern und Angestellten 
oder den sonstigen außerlandwirtschaftlichen Selb-
ständigen verlangt, nämlich am Einkommen orien-

tiert, muß grundsätzlich auch für die Landwirt-
schaft gelten. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das machen wir doch 
bei der Krankenkasse! Zehn Stufen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Andernfalls müssen Sie dem Arbeiter und dem An-
gestellten erklären, warum er immer höhere Bei-
träge zu seiner sozialen Absicherung bei gleichzei-
tig gekürzter Leistung zahlen soll, während das für 
die Landwirtschaft nicht gilt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Doch, zehn Stufen bei 
der Krankenkasse!) 

— Nein, Herr Kollege Eigen, hören Sie doch zuerst 
mal zu! 

Ein Facharbeiter, der beispielsweise in der Lohn-
gruppe VIII des erst jetzt ausgehandelten Tarifs in 
der Metallindustrie Südwürttemberg/Hohenzollern 
bezahlt wird, kommt auf ca. 33 000 DM Jahresbrut-
toeinkommen, netto ca. 22 000 DM. Er zahlt davon 
ca. 5 960 DM an Kranken-, Arbeitslosen- und Ren-
tenversicherungsbeiträgen. Haben Sie eigentlich 
einmal darüber nachgedacht, wie ungerecht die Ar-
beitnehmer diese hohen Bundeszuschüsse gegen-
über ihrer eigenen Situation empfinden müssen — 
die  Bundeszuschüsse wurden mit dem Dritten 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetz bei der Altershilfe 
auf 80,3 % zum 1. Januar 1986 weiter aufgestockt —, 

(Eigen [CDU/CSU]: Das liegt am Struktur

-

wandel bei uns, das wissen Sie doch!) 

ohne daß überhaupt der ernsthafte Versuch unter-
nommen wurde, nur den Ansatz einer Harmonisie-
rung analog der Regelung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung herbeizuführen? Jetzt erhält diese 
einseitige Bundeslastigkeit mit weiteren 450 Millio-
nen DM Bundesmitteln noch mehr Schlagseite. 
Auch der von mir genannte Facharbeiter mit einem 
Nettolohn unter 2 000 DM monatlich hat eine Fami-
lie, muß Miete zahlen, benötigt ein Auto und hat 
seine sonstigen Ausgaben zur Lebenshaltung zu tä-
tigen. 

Wie günstig sich das Beitrags-Leistungs-Verhält-
nis in der landwirtschaftlichen Altershilfe im Ver-
gleich zur gesetzlichen Rentenversicherung dar-
stellt, möchte ich an einem Beispiel verdeutlichen: 
Ein Arbeiter oder Angestellter zahlt 15 Jahre lang 
monatlich 1,17 DM Rentenversicherungsbeitrag, um 
dafür später pro Monat 1 DM an Rentenleistung zu 
erhalten. Der Landwirt muß dagegen nur 24 Pfen-
nig an Beiträgen aufwenden, um dafür später 1 DM 
Rentenleistung monatlich zu bekommen. Oder um 
es mit einer anderen Zahl zu verdeutlichen: Mit 
dem heutigen ungekürzten einheitlichen Monats-
beitrag von 152 DM zur landwirtschaftlichen Alters-
hilfe — die Dynamisierung nicht mitgerechnet - 
erhält ein Landwirt nach 15 Jahren eine Altersrente 
von 532,50 DM pro Monat. Ein Arbeiter oder Ange-
stellter in der gesetzlichen Rentenversicherung be-
kommt für die gleiche Beitragsleistung dagegen 
nur ein Viertel dieser Rente, nämlich 132,20 DM. 
80,3 % beträgt der Bundeszuschuß in der landwirt-
schaftlichen Altershilfe, in der gesetzlichen Renten-
versicherung dagegen nur ein Fünftel, nämlich 
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16 %. Ich darf an dieser Stelle mal an das erinnern, 
was vorher im Zusammenhang mit dem Gutachten 
des Sozialbeirats diskutiert worden ist. 

(Hornung [CDU/CSU]: Den Bauern muß es 
doch grandios gutgehen!) 

— Ich sage dies doch gar nicht, Herr Kollege Hor-
nung. Hätten Sie genau zugehört, hätten Sie ge-
merkt, daß ich eine sehr differenzierte Betrach-
tungsweise an den Tag lege und nicht pauscha-
liere. 

Meine Damen und Herren, die mit dem Sozialver-
sicherungs-Beitragsentlastungsgesetz vorgesehe-
nen Entlastungen für Teile der Landwirtschaft — 
dies  betone ich ausdrücklich — können deshalb nur 
ein Notbehelf sein. Sie können weder eine grund-
sätzliche Kurskorrektur der Agrarpolitik noch eine 
Reform des agrarsozialen Sicherungssystems erset-
zen. 

Der mit diesem Gesetz eingeschlagene Weg löst 
nicht die Strukturprobleme der Landwirtschaft. 
Lassen Sie sich das ins Stammbuch schreiben! Sub-
ventionen an die Landwirtschaft, die aus gesell-
schaftspolitischen, regionalpolitischen, landschafts-
pflegerischen oder auch arbeitsmarktpolitischen 
Gründen weiterhin notwendig bleiben — ich betone 
das ausdrücklich —, sollten deshalb offen, struktur-
politisch gezielt und außerhalb des Sozialsystems 
gezahlt werden. 

Wir haben Ihnen einen Entschließungsantrag 
vorgelegt, in dem wir deutlich machen, daß eine 
Kurskorrektur dringend notwendig ist. Wir plädie-
ren für eine Agrarpolitik, die uns endlich aus dieser 
Einbahnstraße milliardenschwerer Subventionen 
herausführt; Milliarden, von denen nur der gering-
ste Teil bei den Bauern ankommt — gerade 20 Pfen-
nig von jeder Mark —, Milliarden, die uns anderer-
seits fehlen, um den Landwirten gezielt strukturell 
zu helfen, die wir aber auch dringend für beschäfti-
gungspolitische und sozialpolitische Maßnahmen 
benötigen. 

Wir schlagen eine zeitliche Begrenzung dieses 
Gesetzes zum 1. Januar 1990 vor. Damit machen wir 
deutlich, daß bis dahin andere, sinnvolle Regelun-
gen zu suchen sind. In Ihrem Gesetzentwurf schrei-
ben Sie: 

Eine dauerhafte Lösung durch eine Neuaus-
richtung der agrarsozialen Sicherungssysteme 
erfordert eingehende Beratungen über einen 
längeren Zeitraum und kann somit kurzfristig 
nicht umgesetzt werden. 

Das heißt aber auch, daß Sie selbst mittelfristig 
andere Lösungen anstreben wollen. Spitzen Sie 
nicht nur den Mund, sondern handeln Sie danach! 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hornung. 

Hornung (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Ausgangspunkt 
dieses Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsge-

setzes ist in der bedrückenden Lage zu sehen, in der 
die Landwirtschaft heute ist, deren Ursachen aber 
nicht in der Zeit zu suchen sind, in der diese Regie-
rung die Verantwortung hat. Hinzu kommt, daß das 
Verhältnis Empfänger zu Beitragszahler mittler-
weile bei 1:1 liegt und somit große Schwierigkeiten 
verursacht. 

Das Gesetz hilft insbesondere den Einkommens-
schwachen. Entgegen dem, was immer wieder ge-
sagt wird, beschließen wir, daß der Schwächere, der 
die größte Belastung hat, auch am stärksten entla-
stet werden soll. In der Übersicht 65 des Agrarbe-
richtes wird das deutlich herausgestellt. 

Bei Testbetrieben unter 20 ha — mit dem Durch-
schnitt von 14,8 ha — ist der Gewinn 15 500 DM. 
Davon gehen alleine für Sozialversicherung 4 900 
DM ab. Herr Kirschner, das sind die von Ihnen 
genannten 31,8 %. Bedenken Sie dabei: Die durch-
schnittliche Betriebsgröße in der Bundesrepublik 
ist 16,55 ha; das liegt also knapp neben dem, was wir 
jetzt gehört haben. 

Herr Kollege Kirschner, hier haben Sie nicht 
recht: Sie betreiben das Spiel klein gegen groß. In 
der landwirtschaftlichen Krankenversicherung ha-
ben wir zehn Stufen; in Baden z. B. zwischen 96 DM 
und 400 DM. In der landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaft haben wir den Flächenwert und den 
Wirtschaftswert, je nach Berufsgenossenschaft. 
Also ganz eindeutig einkommensbezogen. Im 
3. ASEG haben wir eine Abstufung der Entlastung 
eingebaut. 

Auch was die landwirtschaftliche Alterskasse an-
geht, haben Sie nicht recht, wenn Sie sagen, daß der 
Erfolg so groß sei. Ihre Einschätzung gilt nur im 
Hinblick auf die gesamte Familie. Wenn es sich nur 
um die Einzelperson in der Landwirtschaft handelt, 
dann ist es eben nur zwei Drittel dessen, was ausbe-
zahlt wird. 

Eine Vergleichsrechnung — damit komme ich 
auch auf etwas, was Sie gesagt haben — im Agrar-
bericht untermauert noch einmal den Unterschied 
zwischen landwirtschaftlichen Vollerwerbs- und Ar-
beitnehmerhaushalt. Der landwirtschaftliche Voll-
erwerbsbetrieb verfügt über ein durchschnittliches 
Einkommen von 14 100 DM, wenn die Unkosten ab-
gezogen sind. Damit hat er nur noch 47 % des Ge-
winnes zur Verfügung. Der Arbeitnehmerhaushalt 
hat 25 000 DM zu seiner Verfügung. Das sind 70 % 
des Bruttoentgeltes. 

Die agrarpolitischen Entscheidungen in Brüssel 
— das haben wir gemerkt — bringen keine kurzfri-
stigen Verbesserungen für die deutsche Landwirt-
schaft. Deshalb mußte schnell gehandelt werden. 
Einerseits war die Hilfe notwendig, und anderer-
seits durfte sie nicht im Widerspruch zu den Römi-
schen Verträgen stehen. Durch dieses Gesetz kom-
men den einkommensschwachen Betrieben noch 
im Jahre 1986 450 Millionen DM wirksam zu. Das 
bedeutet eine erhebliche Entlastung. 

Ich weiß auch, daß es in der Landwirtschaft noch 
viele Wortführer gibt, die noch die alte Sprache 
sprechen: Laßt die Kleinen vollends kaputtgehen; 
trennt euch vom Gießkannenprinzip! Wir wollen 
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Hornung  
eine ordentliche Agrarpolitik, und wir wollen ent-
sprechende Einkommen haben. Die anderen wollen 
wir vergessen. — Die Solidarität innerhalb des Be-
rufsstandes ist sehr stark angekratzt. Das muß man 
klar sehen. 

Die enge Verbindung zum Dritten Agrarsozialen 
Ergänzungsgesetz — dort wurden die Bundesmittel 
von 75 % auf 80,3 % erhöht — ist auch in diesem 
Gesetz gegeben. Allerdings haben wir hier fünf 
Klassen, wobei einkommensschwache Landwirte 
über 40 000 DM Wirtschaftswert einbezogen sind. 
Ebenso ist die Bezugsgröße eine wichtige Einheit, 
die als Abgrenzungskriterium nach dem 3. ASEG 
ebenso erfaßt wird, wie sie zugleich auch als Entla-
stungskriterium dient. Mit diesem 3. ASEG und die-
sem Entlastungsgesetz gemeinsam kann eine Ent-
lastung bis zu 2 900 DM herbeigeführt werden, was 
gerade für die einkommensschwachen Betriebe 
eine große Hilfe ist. Damit werden in der Regel 50% 
der sozialen Lasten abgedeckt. 

Wer nur hierzu einen Antrag stellt, hat die Mög-
lichkeit, dieses Geld bis 1986 voll zu erhalten. 

Die landwirtschaftlichen Unternehmen im Ne-
benerwerb, die im Krankenkassenbereich nicht so 
belastet sind, erhalten die Hälfte der Entlastung, 
während ihre mitarbeitenden Familienangehöri-
gen, die höhere Lasten zu tragen haben, einen Drit-
telzuschlag bekommen. 

Dieses Gesetz hat sowohl in der landwirtschaftli-
chen Berufsgenossenschaft als auch in der Alters-
kasse und bei der Krankenkasse eine 17 %ige Erhö-
hung der Bundesleistung zur Folge. Unser Ziel ist 
es, auch in schwierigen natürlichen Verhältnissen 
weiterzuhelfen. Mit diesen über 570 Millionen DM 
für benachteiligte Flächen wurde ein erster Schritt 
in diese Richtung getan. Dies gilt auch für das so-
ziale Marktentlastungsprogramm im Gegensatz 
zum Landabgabegesetz. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang besonders 
die soziale Sicherung der Bäuerinnen herausstel-
len; hier ist an das Erziehungsgeld und an die Erzie-
hungszeiten zu erinnern. Dem gilt mein ganz beson-
derer Dank. 

Hilfen aber — das ist klar — können kein Ersatz 
für zukünftige agrarpolitische Maßnahmen sein. 
Niedersachsen zeigt, daß wir einen richtigen Weg, 
nämlich die Reduzierung der Mengen, anstreben. 

Im Ausschuß ist gesagt worden, die Landwirt-
schaft erhalte im Augenblick sehr viel Geld; es 
werde Geld hineingepumpt. Das scheint manchen 
schon wieder zuviel zu sein. Die Devise der SPD, 
aussteigen zu wollen, wird auch in dem Entschlie-
ßungsantrag und dem Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD deutlich. Da wird schon eine Befri-
stung vorgesehen. Wir lehnen diesen Änderungan-
trag ab. Wir können nicht aussteigen wie damals 
bei der BG und wie man jetzt die 5% Mehrwertsteu-
erausgleich ablehnen will. Denn dies sind echte Hil-
fen. 

Wieweit Anspruch und Wirklichkeit bei der SPD 
auseinanderklaffen, zeigt sich auch bei den Bundes-
haushalten der vergangenen zehn Jahre. Bei der 

SPD nahm der übrige Haushalt um 110 % zu, der 
der Landwirtschaft nur um 7 %. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
In den letzten drei Jahren nahm der übrige Haus-
halt um 4 % zu, der Landwirtschaftshaushalt um 
16%. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wir wissen, daß in Zukunft der Anteil der Hilfen 
nicht nur im Agrarhaushalt verankert sein kann. 
Die großen Strukturänderungen, die wir heute ha-
ben, verlangen eine Neuordnung in der sozialen Si-
cherung — dazu stehen wir —, insbesondere wenn 
wir die Aufgaben für den Schutz der Umwelt und 
des Lebensraumes, die von der Landwirtschaft neu 
zu leisten sind, hinzunehmen. 

Meine Damen und Herren, wenn es uns, wenn es 
Ihnen ernst ist um die Hilfen für die Landwirt-
schaft, dann müssen wir diesem Gesetz zustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Im Rahmen der na-
tionalen Agrarpolitik haben wir in dieser Legisla-
turperiode eine Reihe von überaus positiven ein-
kommensverbessernden und auch kostensenken-
den Maßnahmen beschlossen, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

z. B. die Aufstockung der Zuschüsse zur Unfallversi-
cherung, z. B. die zweimalige Ausdehnung der be-
nachteiligten Gebiete und die Anhebung der För-
derhöchstbeträge, z. B. das Dritte Agrarsoziale Er-
gänzungsgesetz. 

Mit dem Sozialversicherungs-Beitragsentla-
stungsgesetz soll jetzt eine weitere wirksame Maß-
nahme hinzugefügt werden. Dieses Gesetz stärkt 
ebenso wie die vorher genannten agrarpolitischen 
Verbesserungen in besonderem Umfang die klein- 
und mittelbäuerlichen Betriebe und damit die Bau-
ern, die meistens in strukturschwachen oder be-
nachteiligten Gebieten großartige Leistungen er-
bringen, Leistungen, die allerdings nicht nur in Ki-
logramm Milch oder Doppelzentnern Getreide ge-
messen werden dürfen, sondern die auch besonders 
in der umweltschonenden Pflege unserer schönen 
Kulturlandschaft bestehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben das Beitragsentlastungsgesetz in kürzester 
Zeit auf den Weg gebracht. Ich möchte mich des-
halb sehr herzlich bedanken. Mein Dank gilt dem 
Parlament und dem Bundesrat. Mein Dank gilt den 
Ausschüssen, die unter Zeitdruck erhebliche An-
strengungen auf sich genommen haben. Mein Dank 
gilt dem Bundesfinanzminister, meinem Kollegen 
Dr. Stoltenberg, der unbeirrt von aller Kritik großes 
Verständnis für die schwierige Lage insbesondere 
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Bundesminister Kiechle 
der klein- und mittelbäuerlichen Betriebe gezeigt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, unter Verzicht auf 
jede politische Polemik stelle ich auch erfreut fest, 
daß die Opposition diesem Gesetz zustimmen will 
und damit das tut, was man von einer verantwor-
tungsvollen Opposition erwartet, einer notwendigen 
und guten Sache über Parteigrenzen hinweg ge-
meinsam mit Regierung und Regierungsfraktionen 
zuzustimmen. 

Dieses Gesetz ist nach sozialen Kriterien ausge-
richtet. Es sieht statt pauschaler Förderung gezielte 
Entlastungen vor. Es ist daher ein weiterer Meilen-
stein in Richtung einer differenzierten Agrarsozial-
politik. Dieses Gesetz entspringt nicht durchsichti-
ger Parteipolitik, sondern ist Ausdruck verantwor-
tungsvoller Staatspolitik. 

(Eigen [CDU/CSU]: Er hat recht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses 
Gesetz ist auch ein Ausdruck von aktiver Solidari-
tät mit den klein- und mittelbäuerlichen Familien-
betrieben in einer agrarpolitisch schwierigen Zeit. 
Ich möchte Sie deshalb nach der konstruktiven Zu-
sammenarbeit in den parlamentarischen Gremien 
hier um Ihre Zustimmung bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie des Abg. Werner [Dierstorf] [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. 

Ich rufe die §§ 1 bis 8 in der Ausschußfassung auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einer 
Enthaltung sind die aufgerufenen Vorschriften an-
genommen. 

Ich rufe § 9 in der Ausschußfassung auf. Hierzu 
liegt auf Drucksache 10/5596 ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD vor. Wer dem Änderungsan-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei zwei Enthaltungen ist dieser Antrag 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer § 9 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enhaltungen? — Bei einer Enthaltung 
ist die aufgerufene Vorschrift in der Ausschußfas-
sung angenommen. 

Es bleibt noch über die Einleitung und Über-
schrift abzustimmen. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte iah um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enhaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltung? — Bei einer 
Stimmenthaltung ist der Gesetzentwurf angenom-
men. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/5597 
ab. Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltung? — Zwei Enthaltun-
gen. Der Entschließungsantrag der SPD-Fraktion 
ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. 

Der Deutsche Bundestag tritt zum Gedenken an 
den 17. Juni 1953 am Dienstag, dem 17. Juni 1986, 
um 11 Uhr zusammen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.16 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Dr. Abelein ** 6. 6. 
Dr. Ahrens ** 6. 6. 
Antretter ** 6. 6. 
Dr. Apel 6. 6. 
Bahr 6. 6. 
Berger ** 6. 6. 
Böhm (Melsungen) ** 6. 6. 
Frau Borgmann 6. 6. 
Brück 6. 6. 
Büchler (Hof) 6. 6. 
Büchner (Speyer) ** 6. 6. 
Cronenberg 6. 6. 
Dr. Diederich (Berlin) 6. 6. 
Eickmeyer 6. 6. 
Dr. Enders ** 6. 6. 
Engelsberger 6. 6. 
Ertl 6. 6. 
Frau Fischer ** 6. 6. 
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Frau Fuchs (Verl) 6. 6. 
Gattermann 6. 6. 
Dr. Geißler 6. 6. 
Gerstl (Passau) 6. 6. 
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Frau Dr. Hartenstein 6. 6. 
Hauck 6. 6. 
Hedrich 6. 6. 
Hiller (Lübeck) 6. 6. 
Hoppe 6. 6. 
Dr. Jahn (Münster) 6. 6. 
Jung (Düsseldorf) 6. 6. 
Kastning 6. 6. 
Frau Kelly ** 6. 6. 
Kittelmann ** 6. 6. 
Kolbow 6. 6. 
Dr. Kreile 6. 6. 
Dr. Köhler (Duisburg) 6. 6. 
Kroll-Schlüter 6. 6. 
Frau Krone-Appuhn 6.6. 
Landré 6. 6. 
Dr. Langner 6. 6. 
Lemmrich * 6. 6. 
Lenzer 6. 6. 
Löffler 6. 6. 
Löher 6. 6. 
Frau Matthäus-Maier 6. 6. 
Dr. Mertens (Bottrop) 6. 6. 
Dr. Müller ** 6. 6. 
Neumann (Bramsche) ** 6. 6. 
Frau Pack ** 6. 6. 
Paterna 6. 6. 
Petersen 6. 6. 
Pfeifer 6. 6. 
Dr. Pfennig ** 6. 6. 
Reddemann ** 6. 6. 
Frau Renger 6. 6. 
Repnik 6. 6. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Reuschenbach 6. 6. 
Frau Roitzsch (Quickborn) 6. 6. 
Dr. Rumpf ** 6. 6. 
Dr. Scheer ** 6. 6. 
Dr. Schierholz 6. 6. 
Schluckebier 6. 6. 
Schmidt (Hamburg) 6. 6. 
Schmidt (München) ** 6. 6. 
Schöfberger 6. 6. 
Schreiner 6. 6. 
Schröder (Hannover) 6. 6. 
Schulte (Unna) ** 6. 6. 
Dr. Soell ** 6. 6. 
Dr. Spöri 6. 6. 
Stobbe 6. 6. 
Uldall 6. 6. 
Dr. Unland ** 6. 6. 
Dr. Vogel 6. 6. 
Voigt (Sonthofen) 6. 6. 
Dr. Voss 6. 6. 
Wartenberg (Berlin) 6. 6. 
Wilz 6. 6. 
Wischnewski 6. 6. 
Wissmann 6. 6. 
Dr. Wulf ** 6. 6. 
Zander 6. 6. 
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Dr. Zimmermann 6. 6. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 16. Mai 1986 beschlos-
sen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen, bzw. einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Abs. 22 GG nicht zu stellen: 

Gesetz zur Änderung des Kriegsdienstverweigerungs-Neu-
ordnungsgesetzes 

Zweites Gesetz über den rechtlichen Status der Main-Donau-
Wasserstraße 

Gesetz zur Verbesserung der Wehrgerechtigkeit und Verlän-
gerung der Dauer des Grundwehrdienstes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat folgende Ent-
schließung gefaßt: 

Der Bundesrat weist erneut nachdrücklich darauf hin, daß 
entgegen der vom Bundestag am 17. April 1986 angenomme-
nen Entschließung eine künftige Reduzierung der Freistel-
lungskontingente für den freiwilligen Dienst im Zivil- und 
Katastrophenschutz 

- keine Maßnahme zur Verbesserung der Wehrgerechtig-
keit wäre, weil der 10jährige Dienst im Zivil- und Kata-
strophenschutz als Äquivalent für die Wehrpflicht aner-
kannt ist, 

- nur in sehr begrenztem Umfang möglich sein wird, wenn 
die Funktionsfähigkeit des Zivil- und Katastrophenschut-
zes als Teil der Gesamtverteidigung aufrechterhalten 
bleiben soll. 
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Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 16. Mai 1986 ferner 
beschlossen, zu dem Ersten Gesetz zur Änderung des Tierschutz-
gesetzes zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen 
wird. Das Schreiben des Präsidenten des Bundesrates ist als 
Drucksache 10/5523 verteilt. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für den Zeitraum 1986 bis 1989 
(Drucksache 10/5364) 

zuständig: Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau 
Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Halbjahresbe-
richt der Bundesregierung über die Tätigkeit des Europarats 
und der Westeuropäischen Union für die Zeit vom 1. Oktober 
1985 bis 31. März 1986 (Drucksache 10/5421) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Unterichtung durch die Bundesregierung: Zusammenstel-
lung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 1. Vier-
teljahr des Haushaltsjahres 1986 (Drucksache 10/5542) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
Bung zum Europäischen Währungssystem (Drucksache 10/ 
5184) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-
Vorlagen zur Kenntnis genommen bzw. von einer Beratung abge-
sehen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festle-
gung der Vorschriften, die es ermöglichen, für spanischen 
roten Tafelwein den Ursprung festzulegen und die handels-
mäßigen Bewegungen zu verfolgen. — KOM(85) 697 endg. — 
Rats-Dok.Nr. 11203/85 (Drucksachen 10/4681 Nr. 44, 10/5074 
[Berichtigung]) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Bestim-
mung der Ausnahmefälle, in denen der Verschnitt von rotem 
spanischem Tafelwein mit rotem Wein bestimmter Sorten 
und Gebiete der Gemeinschaft aus anderen Mitgliedstaaten 
zulässig ist — KOM(85) 826 endg. — Rats-Dok. Nr. 4148/86 
(Drucksache 10/4983 Nr. 57) 

Entschließung des Rates für ein Aktionsprogramm der Euro-
päischen Gemeinschaften zur Verhütung von Krebs — 
KOM(85) 628 endg. — Rats-Dok. Nr. 10557/85 (Drucksache 10/ 
4583 Nr. 7) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
Rationalisierung und die Verbesserung der sanitären Bedin-
gungen im belgischen Schlachthofsektor — KOM(85) 657 
endg. — Rats-Dok. Nr. 11024/85 (Drucksache 10/4681 Nr. 46) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 77/99/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
im innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischer-
zeugnissen — KOM(85) 678 endg. — Rats-Dok. Nr. 11403/85 
(Drucksache 10/4681 Nr. 47) 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 75/439/EWG über die Altölbeseitigung — KOM(84) 
757 endg. — EG-Dok. Nr. 4583/85 (Drucksache 10/2952 
Nr. 14) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 64/631/EWG über die Überwachung und Kontrolle 
— in der Gemeinschaft — der grenzüberschreitenden Ver-
bringung gefährlicher Abfälle — KOM(85) 511 endg. — Rats-
Dok. Nr. 9565/85 (Drucksache 10/4184 Nr. 16) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen 
zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Sy-
steme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selb-
ständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern, und zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 über die Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 — KOM(86) 125 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 5155/86 (Drucksache 10/5362 Nr. 20) 

Memorandum der Kommission an den Rat über die Beschäf-
tigung der Behinderten in der Europäischen Gemeinschaft 
und 

Entwurf Empfehlung des Rates über die Beschäftigung der 
Behinderten in der Europäischen Gemeinschaft — KOM(86) 
9 endg. — Rats-Dok. Nr. 4673/86 (Drucksache 10/5189 Nr. 27) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis 
genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchfüh-
rung des Beschlusses Nr. 1/86 des Gemischten Ausschusses 
EWG/Schweiz/EWG-Österreich — gemeinschaftliches Ver-
sandverfahren — zur Änderung des Abkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft/der Republik Österreich zur 
Anwendung der Bestimmungen über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren und 

Entwurf des Beschlusses Nr. 1/86 zur Änderung des Abkom-
mens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft/der Republik 
Österreich zur Anwendung der Bestimmungen über das ge-
meinschaftliche Versandverfahren infolge des Beitritts des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik zu 
den Europäischen Gemeinschaften — KOM(86) 11 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 4243/86 (Drucksache 10/5189 Nr. 1) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines autonomen Gemeinschafts-
zollkontingents für Kaffee, nicht geröstet und nicht entkof-
feiniert und Kakao, auch Bruch, roh oder geröstet, der Tarif-
stellen 09.01 A I a) und 18.01 des Gemeinsamen Zolltarifs — 
KOM(85) 855 endg. — Rats-Dok. Nr. 4818/86 (Drucksache 10/ 
5189 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Entschließung des Rates zu einer besse-
ren zeitlichen und räumlichen Verteilung des Fremdenver-
kehrs und 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates über einheitliche 
Informationen in Hotels und 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Einführung ei-
nes Konsultations- und Koordinierungsverfahrens im Be-
reich des Fremdenverkehrs — KOM(86) 32 endg. — Rats-
Dok. Nr. 4761/86 (Drucksache 10/5189 Nr. 3) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlän-
gerung des vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren 
von Kupfersulfat mit Ursprung in Jugoslawien — KOM(86) 
73 endg. — Rats-Dok. Nr. 4964/86 (Drucksache 10/5189 Nr. 4) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festle-
gung der von Spanien und Portugal im Handel mit bestimm-
ten Drittländern anzuwendenden Regelung und 

Entwurf einer Entscheidung der im Rat vereinigten Vertre-
ter der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zur Festlegung der Regelung 
für die Einfuhr von EGKS-Erzeugnissen mit Ursprung in 
Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien, Jugoslawien, Libanon, 
Marokko, Syrien, Tunesien und der Türkei nach Spanien und 
Portugal — KOM(86) 75 endg. — Rats-Dok. Nr. 4911/86 
(Drucksache 10/5189 Nr. 6) 
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Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Antretter (SPD) (Drucksache 
10/5567 Frage 7): 

Trifft es zu, daß in den einzelnen Ressorts der Bundesre-
gierung unterschiedliche Praktiken bei der Gewährung von 
Sonderurlaub für Bildungsveranstaltungen bestehen, und 
trifft es auch zu, daß z. B. der Bundesminister der Finanzen 
bei der Gewährung solcher Vergünstigungen im Rahmen der 
europäischen Zusammenarbeit eher nichteuropäisch han-
delt, indem er bei Europafachtagungen (Brüssel oder Straß-
burg) die Gewährung von Sonderurlaub verweigert? 

Unterschiedliche Praktiken der Bundesressorts 
bei der Gewährung von Sonderurlaub für die Teil-
nahme an Bildungsveranstaltungen sind mir nicht 
bekannt. In Zweifelsfällen wird die gleichmäßige 
Anwendung der Vorschriften von dem für das Ur-
laubsrecht federführenden Bundesminister des In-
nern sichergestellt. 

Es trifft zu, daß der Bundesminister der Finanzen 
in der Vergangenheit die pauschale Gewährung von 
bezahltem Sonderurlaub für die Teilnahme an im 
Ausland stattfindenden Europa-Fachtagungen ab-
gelehnt hat, da die Bewilligung von Sonderurlaub 
im Einzelfall anhand des Seminarprogramms ge-
prüft werden muß. Ausschlaggebend sind dabei die 
besondere Eignung und Güte des Beitrags der Ver-
anstaltung, um einem Beamten als Staatsbürger 
staatspolitische Zusammenhänge und die Werte ei-
ner freiheitlich-demokratischen Staatsordnung zu 
verdeutlichen. Daneben spielt auch die Person des 
Antragstellers, zum Beispiel seine Funktion, sein 
Fortbildungsbedarf, eine wesentliche Rolle. 

Somit sind weder die Anerkennung der Förde-
rungswürdigkeit, die Veranstaltungsdauer noch die 
Lage des Veranstaltungsortes allein ein geeignetes 
Anzeichen für die Annahme des Ausnahmecharak-
ters einer Veranstaltung. Sie können nicht zwangs-
läufig zur Bewilligung von Sonderurlaub führen. 
Denn eines Auslandsaufenthalts bedarf es zur Er-
reichung der vorgenannten staatspolitischen Ziele 
im allgemeinen nicht. Vielmehr muß bei der Ge-
währung von bezahltem Sonderurlaub das Inter-
esse der Verwaltung am dienstlichen Einsatz für 
die vom Gesetzgeber zugewiesenen Aufgaben be-
rücksichtigt werden. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Faltlhauser (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5567 Frage 35):  

Wie beurteilt die Bundesregierung die verfassungsrechtli-
chen Einwendungen gegen ein Bedarfsplanungsgesetz, in 
dem vor administrativ vorgegebenen Niederlassungssperren 
keine Gebührendifferenzierungen zeitlich vorgeschaltet 
sind? 

Die Bundesregierung hat am 13. Mai 1986 den 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der kassenärztlichen Bedarfsplanung be-
schlossen. 

Ziel des Gesetzes ist, durch eine gleichmäßigere 
Verteilung von Kassenärzten Wirtschaftlichkeit 
und Qualität der kassenärztlichen Versorgung auch 
bei steigenden Ärztezahlen zu sichern. Über Vergü-
tungsregelungen könnte dies nicht erreicht werden; 
Differenzierungen bei den Kassenarzthonoraren 
sind nicht geeignet, Umfang und Kosten der vom 
Kassenarzt veranlaßten Leistungen (rd. 80 v. H. der 
Ausgaben der Krankenkassen) zu beeinflussen. 

Vorgeschaltete Gebührendifferenzierungen sind 
deshalb nicht geeignet, das Gesetzesziel zu errei-
chen. Verfassungsrechtliche Bedenken, die das Feh-
len solcher Differenzierungen betreffen, sind damit 
unbegründet. 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Struck (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 38 und 39): 

Sind von der Bundeswehr nach dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl auf militärischem Gelände Strahlenmessungen 
vorgenommen worden, und hat die Bundeswehr das Ergeb-
nis dieser Messungen den zivilen Behörden im Wege der 
Amtshilfe zur Verfügung gestellt, wenn diese darum baten? 

Hält es die Bundesregierung im Interesse der Aufklärung 
der Bevölkerung über radioaktive Belastungen für geboten, 
von der Bundeswehr ermittelte Meßwerte nach Amtshilfe 
gegenüber zivilen Behörden der Bevölkerung bekannt zu 
machen, um Unsicherheiten über tatsächliche Meßergeb-
nisse zu beseitigen? 

Zu Frage 38: 
Die Bundeswehr hat umfangreiche Strahlenmes-

sungen durch geführt. Die Ergebnisse hat sie selbst-
verständlich den zivilen Behörden zur Verfügung 
gestellt. 

Zu Frage 39: 
Die Aufklärung der Bevölkerung durch die Bun-

desregierung stützt sich auf alle vorliegenden zu-
verlässigen Meßergebnisse, auch auf die von 
Dienststellen der Bundeswehr im Wege der Amts-
hilfe gewonnenen. Die Bekanntgabe von Meßergeb-
nissen geschieht unabhängig davon, welche Meß-
stellen sie ermittelt haben. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Gerstl (Passau) (SPD) (Druck-
sache 10/5567 Fragen 40 und 41): 

Wurden an den Filteranlagen von militärischen Einrich-
tungen und von Waffensystemen, insbesondere bei den 
Schiffen der Bundesmarine, nach dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl Messungen der Radioaktivität vorgenommen, 
und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Welche Maßnahmen wurden bei der Feststellung erheblich 
erhöhter Werte getroffen, und was wurde für den Schutz der 
mit der Durchführung dieser Maßnahmen betrauten Perso-
nen getan? 
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Zu Frage 40: 

Es wurden an Filteranlagen Messungen vorge-
nommen. Bei Schiffen der Marine wurde keine er-
höhte Radioaktivität festgestellt. Bei Klimaanlagen 
und bei Luftfiltern von Flugzeugen wurden Werte 
um 1 000 Becquerel/g gemessen. Die Dosisleistung 
an der Filteroberfläche betrug bis zu 0,5 Millirem 
pro Stunde. 

Zu Frage 41: 

Die von Ihnen erfragte Lage trat nicht ein. So 
wurde bereits durch den zuständigen Staatssekre-
tär am 7. Mai 1986 fernschriftlich der Truppe mitge-
teilt, daß „... keine Einschränkung des Dienstbe-
triebes und der Ausbildung der Bundeswehr erfor-
derlich sind."  

Unabhängig davon wurden Filtermessungen vor-
genommen, Arbeiten daran mit . . wasserdichten 
Handschuhen durchgeführt, vor Instandsetzungsar-
beiten wurden Metallteile gereinigt sowie herausge-
nommene Filtereinsätze in selten genutzten Räu-
men — in Plastiksäcken verschlossen — gelagert. 

Anlage 7 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Kolbow (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 42 und 43): 

Welche Gründe haben das Bundesministerium der Vertei-
digung bewogen, Vertreter der deutschen Rüstungsindustrie 
zu der Kommandeurtagung des Heeres vom 15. bis 17. April 
1986 in Hannover einzuladen? 

Welche Vertreter der deutschen Rüstungsindustrie haben 
an der Kommandeurtagung teilgenommen, und welche The-
men wurden von und mit ihnen erörtert? 

Zu Frage 42: 

Die diesjährige Kommandeurtagung stand unter 
dem Thema „Herausforderung des Heeres durch 
neue Technologien". 

Ziel war es dabei, die Kommandeure des Heeres 
frühzeitig auf die technologischen Herausforderun-
gen, die gerade auf das Heer zukommen, vorzube-
reiten. 

Hierbei ging es vorrangig darum, einmal voraus-
schauend Forderungen an die Führung, die auf 
Grund neuer Technologien gleichermaßen auf die 
Wirtschaft und Bundeswehr zukommen, zu disku-
tieren. Dabei sollen vor allem die Auswirkungen auf 
die Ausbildung möglichst frühzeitig erörtert und zu 
Überlegungen darüber genutzt werden, wie — nicht 
zuletzt im Interesse der Wehrpflichtigen und Zeit-
soldaten — wechselseitig bestimmte Ausbildungs-
abschnitte noch besser genutzt werden können. 

Zu Frage 43: 

Die Tagung dauerte vom 15. April bis 17. April 
1986. Die Industrie-Vertreter nahmen am Nachmit-
tag und Abend des 16. April teil. 

Es wurden 31 Vertreter der deutschen Industrie 
als Diskussionspartner, Referenten und Gäste aus 
unterschiedlichen Bereichen eingeladen. 

Dabei wurden z. B. folgende Themen behandelt: 
„Menschenführung unter den Bedingungen moder-
ner Technologien" 

„Auswirkungen moderner Technologien auf die 
künftige Entwicklung des Heeres" 

„Führen in der Zukunft" 

„Auswirkungen moderner Technologien im militär-
ischen und industriellen Bereich" 

„Auswirkungen auf industrielle Entwicklung". 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) 
(FDP) (Drucksache 10/5567 Frage 49): 

Ist es richtig, daß in der Bundesrepublik Deutschland ver-
triebene Frischmilch aus dem Elsaß nicht den deutschen 
Vorschriften über Tbc-freie Rinderbestände entspricht? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß 
„Frischmilch", die nicht den deutschen Vorschriften 
über Tbc-freie Rinderbestände entspricht, in die 
Bundesrepublik Deutschland eingeführt und hier 
vertrieben wird. 

Nach der Verordnung über hygienische Anforde-
rungen an Milch und Milcherzeugnisse bei der Ein-
fuhr vom 23. Dezember 1969 (BGBl. I S. 2423) darf 
rohe Milch und zum unmittelbaren Verzehr be-
stimmte pasteurisierte und ultrahocherhitzte Milch 
in die Bundesrepublik Deutschland nur eingeführt 
werden, wenn die Sendung im Zeitpunkt der zoll-
amtlichen Abfertigung von einer amtlichen Be-
scheinigung begleitet ist, mit der der zuständige 
amtliche Tierarzt bescheinigt, daß die Milch aus 
Kuhbeständen stammt, die als tuberkulose- und 
brucellosefrei amtlich anerkannt sind. 

Daraus ergibt sich, daß Milch, die diese Anforde-
rungen nicht erfüllt, in die Bundesrepublik 
Deutschland nicht eingeführt werden darf. Das Vor-
liegen der amtlichen Bescheinigung wird beim 
Grenzübertritt zollamtlich geprüft; Transporte ohne 
diese Bescheinigung dürfen nicht passieren. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Segall (FDP) 
(Drucksache 10/5567 Fragen 50 und 51): 

Welche Verfahren zur Herstellung von alkoholfreien Wei-
nen sind der Bundesregierung bekannt? 

Welche Verfahren sind rechtlich zulässig, bzw. inwieweit 
sind Änderungen der weinrechtlichen Vorschriften beabsich-
tigt oder notwendig? 
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Zu Frage 50: 

Als Verfahren der Herstellung von alkoholfreiem 
Wein sind der Bundesregierung die schonende Ent-
geistung im Vakuumverfahren und im Gegenstrom-
Destillationsverfahren bekannt. 

Darüber hinaus ist der Bundesregierung in letz-
ter Zeit ein Dialyseverfahren zur Herstellung von 
entalkoholisiertem trockenen Wein bekanntgewor-
den. 

Zu Frage 51: 

Nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 Weinverordnung vom 4. Au-
gust 1983 darf alkoholfreier Wein ausschließlich aus 
Wein unter schonender Entgeistung im Vakuum-
verfahren hergestellt werden. Die in Vorbereitung 
befindliche Änderung der Weinverordnung sieht 
vor, als weiteres Verfahren das Gegenstrom-Destil-
lationsverfahren zuzulassen. 

Zum Dialyseverfahren liegen der Bundesregie-
rung noch keine wissenschaftlichen Unterlagen 
über die Ergebnisse des Forschungsvorhabens vor, 
das am Institut für Weinchemie und Getränkefor-
schung in Geisenheim durchgeführt worden ist. 

Anlage 10 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordenten Kretkowski (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 54 und 55): 

Wie viele Dienstposten des mittleren Dienstes gibt es im 
Schalterdienst bei der Deutschen Bundespost, und wie viele 
Beamte des einfachen Dienstes in diesem Bereich verrichten 
Tätigkeiten des mittleren Dienstes? 

Wie und mit welchem Zeitaufwand werden die Beschäftig-
ten des einfachen Dienstes mit den Tätigkeiten des mittleren 
Dienstes vertraut gemacht, und welche Fortbildungsmaßnah-
men in welchem Umfang werden den Beschäftigten im 
Schalterdienst angeboten? 

Am 31. Dezember 1985 gab es im Schalterdienst 
bei der Deutschen Bundespost im mittleren Post-
fachdienst 19 691 Dienstposten. 

Seitdem sind nur geringe Veränderungen einge-
treten. 

Beamte des einfachen Dienstes werden nur in 
Ausnahmefällen und in Vertretungsfällen im Schal-
terdienst auf Dienstposten des mittleren Dienstes 
eingesetzt. Weiterhin werden Beamte des einfachen 
Dienstes im Rahmen von Aufstiegsmaßnahmen 
während ihrer Einführung und nach der Laufbahn-
prüfung während der Bewährungszeit im Schalter-
dienst beschäftigt. Ober diese Einsätze von Beam-
ten des einfachen Dienstes liegen keine Zahlen vor. 
Sie müßten wegen der ständigen Veränderungen 
besonders erhoben werden. Insgesamt ist diese 
Zahl aber sehr gering. 

Während ihrer Ausbildung werden Beamte des 
einfachen Dienstes mit Tätigkeiten des Schalter-
dienstes vertraut gemacht. 

Wenn sie in Ausnahmefällen — meist zu Vertre-
tungszwecken -- im Schalterdienst beschäftigt wer

-
den sollen, werden sie in der  Regel 6 Wochen in ihre 
neue Tätigkeit eingewiesen. 

Für Schalterkräfte werden zur Zeit folgende Fort-
bildungsmaßnahmen durchgeführt 

— Seminar Nr. 11 „Postbankdienste für Schalter

-

kräfte" (ca. 20 000 Kräfte, 1 Woche; 1985-1988) 

— Novellierung der Postsparkassenordnung (ca. 
31 000 Kräfte, 1 Tag; 1986) 

— Beratung über Angebote des Fernmeldewesens 
am Postschalter (ca. 20 000 Kräfte, 2 Tage; 1986) 

— Seminar Nr. 29 „Fortbildung für die als Posthal-
ter I eingesetzten Kräfte" (ca. 7 500 Kräfte, 
3 Tage; 1985-1986) 

Anlage 11 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Liedtke (SPD) (Drucksache 10/5567 
Fragen 59 und 60): 

Aus welchen Gründen ist bei der Deutschen Bundespost 
bis auf weiteres ein Online-Betrieb der bestellten Schalter-
terminalsysteme nicht vorgesehen, und welche Dienstlei-
stungsangebote sollen mit EPOS für die Kunden verbessert 
oder neu entwickelt  werden?  

Wie sieht die Deutsche Bundespost (DBP) die durch die 
Einführung von EPOS veränderte Arbeitsplatzsituation be-
züglich künftiger Bewertung, Zeitansätzen für Kundenbe-
treuung, bedarfsgerechter Ausbildung für Bedienung und 
Wartung sowie ergonomischen Veränderungen, und welche 
Gründe haben dazu geführt, daß die DBP die im Rahmen der 
gesetzlichen Mitbestimmung von der zuständigen Personal-
vertretung vorgebrachten Argumente und Forderungen nicht 
berücksichtigt hat? 

Um die Terminals der Erstausstattung möglichst 
schnell zum Einsatz bringen zu können, ist anfangs 
ein Off-line-Betrieb vorgesehen. Schon in diesem 
Stadium werden alle am Postschalter vorkommen-
den Dienstleistungs- und Kassenvorgänge mit DV-
Unterstützung abgewickelt. Die Terminals sollen 
dann in Ausbaustufen unter Nutzung des weiter 
verbesserten DV-Gesamtsystems im Postwesen mit 
zentralen Rechnern verknüpft werden. Mit On-line

-

Zugriff auf zentral gespeicherte Datenbestände und 
Datenübertragung sollen Kundenberatung und 
Kundenbedienung besonders in den Postbankdien-
sten verbessert werden, z. B. Deckungsanfragen 
und sofortige Buchungen bei der Auszahlung von 
Postbarschecks, Durchführung eiliger Einzahlun-
gen im Postgirodienst, Guthabenvergleiche und So-
fortkündigungen im Postsparkassendienst, Aus-
künfte über Umrechnungs- und Sortenkurse. 

Der Einsatz von Terminals führt zwangsläufig zu 
Veränderungen in der Arbeitsabwicklung der 
Schalterkräfte. Sachgerechte und kundenfreundli-
che Bedienung und Beratung, genaue Kenntnisse 
der Dienstleistungen und innerbetrieblichen Vor-
schriften sowie Grad der Verantwortung in Kassen-
angelegenheiten bleiben davon unberührt. Insoweit 
ist auch eine Veränderung in der Bewertung nicht 
zu erwarten. 
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Die Deutsche Bundespost ist sich bewußt, daß die 
Schalterkräfte mit modernen Methoden und ausrei-
chendem zeitlichen Aufwand für den Einsatz an 
Terminalgeräten geschult werden müssen. In ei-
nem Pilotbetrieb soll u. a. auch die Eigeninstandhal-
tung erprobt werden. Diese setzt ebenfalls eine 
sorgfältigere interne und externe Forbildung der 
technischen Instandhaltungskräfte voraus. 

Die Aufstellung von Tastatur, Bildschirm, Druk-
ker und Steuereinheit erfordert aus ergonomischer 
Sicht die Einhaltung bestimmter Bedingungen am 
Arbeitsplatz. Wo diese im Einzelfall nicht gegeben 
sind, werden bauliche Veränderungen vorgenom-
men werden. Die zuständige Personalvertretung ist 
seit Jahren in allen Phasen intensiv informiert und 
beteiligt worden. Ihre Argumente und Forderungen 
wurden weitgehend berücksichtigt. Über die Maß-
nahmen der Vorbereitung und Einführung der er-
sten rund 4 000 Terminalsysteme in den Jahren 
1987 und 1988 sind nach einem Spruch der Eini-
gungsstelle verbindliche Vereinbarungen getroffen 
worden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) 
(Drucksache 10/5567 Fragen 61 und 62): 

Treffen Meldungen zu, denen zufolge der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen Abzug und Verlagerung 
weiterer Tübinger Postdienststellen nach Stuttgart entspre-
chend den Vorstellungen des Präsidenten der Oberpostdirek-
tion Stuttgart voll zugestimmt hat bzw. zustimmen will? 

Welche Gründe führt die Bundesregierung dafür an, daß 
sie den 1982 von ihren Vorgängerin ausdrücklich bestätigten 
Kurs des Aufbaus eines Filialsystems bei der Deutschen 
Bundespost verlassen und jetzt Zentralisierungsschritte un-
terstützen will, auf deren regionale problematische verkehrs-  
und strukturpolitische, wie auch für Arbeitnehmer und Kun

-

den negative Folgen sie in Grundsatzreden selbst hinzuwei-
sen pflegt? 

Die Bundesregierung hat auf ähnlich lautende 
Fragen von Ihnen im Januar des Jahres bereits 
erklärt, daß sie ebenso wie ihre Vorgängerin nach 
wie vor der Auffassung ist, daß auf Dauer den Aus-
lagerungen von Teilen der Oberpostdirektion Stutt-
gart Grenzen gesetzt sind, wenn man die mit der 
Auflösung der Oberpostdirektion Tübingen ange-
strebten Rationalisierungseffekte nicht völlig aus 
dem Auge verlieren will. 

Der Bundespostminister stimmt daher den Vor-
stellungen des Präsidenten der Oberpostdirektion 
Stuttgart über die Verlagerung von ausgelagerten 
Dienststellen der Oberpostdirektion Stuttgart zu. 

Ich vermag nicht zu erkennen, daß die Bundesre-
gierung von dem ihrer Vorgängerin eingeschlage-
nen Weg abweicht. Der damalige Parlamentarische 
Staatssekretär Becker hat auch an dieser Stelle er-
klärt, daß bei der Erstellung des Gesamtkonzepts 
und der Durchführungsvorhaben zur regionalen 
Neuordnung der Oberpostdirektionen nach Arbeits-
plätzen, die aus personalfürsorgerischen Gründen 

und solchen, die aus raumordnungs- und struktur-
politischen Gründen am bisherigen Standort ver-
bleiben bzw. nach dort verlagert werden können, 
unterschieden worden ist. 

Personalfürsorgerische Grundsätze gelten auch 
heute noch für die von der regionalen Neuordnung 
betroffenen Kräfte. Sie können sich jedoch im 
gleichen Umfang nicht auf Kräfte beziehen, die erst 
später auf ausgelagerten Arbeitsplätzen eingesetzt 
worden sind. 

Im übrigen wird die Existenz einer Dienststelle 
Oberpostdirektion bzw. von Teilen einer solchen für 
die Stärkung oder Schwächung eines Raumes häu-
fig überschätzt. Die strukturpolitische Wirkung der 
Deutschen Bundespost geht einzig und allein aus 
von der gleichmäßigen und leistungsstarken Ausge-
staltung ihres Dienstleistungsangebotes. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewie-
sen, daß in der Region Tübingen seit 1976 231 Ar-
beitsplätze und in Tübingen selbst 16 Arbeitsplätze 
zugewachsen sind. Daraus ist abzulesen, daß die 
Garantie zur Erhaltung von Arbeitsplätzen nicht 
nur eingehalten, sondern sogar weit übertroffen 
worden ist. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Zander (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 63 und 64): 

In welcher Weise hat die Bundesregierung bei ihrem Neu-
ordnungskonzept für die Gesellschaft für Information und 
Dokumentation die rechtlichen Besonderheiten dieser Ge-
sellschaft berücksichtigt, die darin bestehen, daß die Gesell-
schaft für Information und Dokumentation eine gemeinnüt-
zige GmbH ist, die dem öffentlichen Haushaltsrecht, dem 
BAT-Rechtssystem und dem Alterssicherungssystem der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder sowie den 
Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern über die For-
schungsförderung unterliegt? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus 
dem Gutachten des Rechtsanwaltes Dr. Hacker, Frankfurt/ 
Main, vom 16. Dezember 1985 und 13. Januar 1986 zu ziehen, 
der hinsichtlich der arbeitsrechtlichen Fragen des Neuord-
nungskonzepts des Bundesministers für Forschung und 
Technologie zu dem Ergebnis gekommen ist, daß dies aus 
rechtlichen und finanziellen Gründen scheitern muß? 

Zu Frage 63: 

Das Neuordnungskonzept für die GID berück-
sichtigt die Besonderheiten der Gesellschaft wie 
folgt: 

— Die Übertragung des Forschungsbereichs der 
GID auf die GMD bewirkt keine Änderung in 
bezug auf die genannten Rechtsmaterien. 

— Hinsichtlich des zu privatisierenden Teils sieht 
das Konzept einen Betriebsteilübergang auf 
eine zu gründende private Gesellschaft vor. Die 
Arbeitsverhältnisse, einschließlich Tarifvertrag 
und Versorgung, müssen angeglichen werden. 

Die Gemeinnützigkeit der GID wird nicht in Frage 
gestellt, wenn etwaige Veräußerungserlöse wie- 
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derum gemeinnützigen Zwecken zugeführt werden. 
Das ist vorgesehen. 

Öffentliches Haushaltsrecht und die Vereinba-
rungen zwischen Bund und Ländern zur For-
schungsförderung werden beachtet. 

Zu Frage 64: 

Die in der Frage enthaltene Wertung des arbeits-
rechtlichen Gutachtens ist unzutreffend. Die disku-
tierten Lösungswege werden in dem Gutachten als 
durchführbar bezeichnet. Das nach dem Gutachten 
mit den geringeren Risiken behaftete Lösungsmo-
dell (Überleitung auf eine Auffanggesellschaft) liegt 
dem vom BMFT verfolgten Lösungskonzept zu-
grunde. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Voigt (Frankfurt) (SPD) (Druck-
sache 10/5567 Fragen 69 und 70): 

Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung die zuwen-
dungs- und steuerrechtlichen Auswirkungen des Aufsichts-
ratsbeschlusses der Gesellschaft für Information und Doku-
mentation vom 28. März 1985 geprüft, wonach die Gesell-
schaft für Information und Dokumentation die Auftragsfor-
schung zu verstärken hat und für den Servicebereich grund-
sätzlich die Entgeltlichkeit der Dienstleistungen vorgegeben 
wird angesichts der Haltung der Finanzbehörden, die für sol-
che Fälle die Gemeinnützigkeit in Frage stellen? 

Hält die Bundesregierung daran fest, Teile der Gesell-
schaft für Information und Dokumentation zu privatisieren, 
und welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Absage der bisherigen privaten Interessenten an der Über-
nahme von Teilen der Gesellschaft für Information und Do-
kumentation, die mit den rechtlichen und finanziellen Beson-
derheiten der Gesellschaft für Information und Dokumenta-
tion begründet worden sind? 

Zu Frage 69: 

Die in der Frage ausgedrückte Besorgnis um die 
Gemeinnützigkeit der GID ist angesichts des Um-
fangs der in diesem Jahr zu erzielenden und der im 
Wirtschaftsplanentwurf für 1987 vorgesehenen Ein-
nahmen unbegründet. Diese Einnahmen liegen im 
Umfang und im Anteil unter den Werten anderer, 
im übrigen vergleichbarer Einrichtungen. Die Ein-
nahmen sind nach bisheriger Prüfung unschädlich 
für die Gemeinnützigkeit, weil sie für die Ausrich-
tung der Arbeiten an den Bedürfnissen der Praxis 
notwendig sind. Die Einnahmen sind denen eines 
Zweckbetriebs vergleichbar. 

Für die nächste Zukunft ist die Geschäftsführung 
der GID aufgefordert, etwa notwendige organisato-
rische Maßnahmen zu treffen, um einer im ungün-
stigen Fall drohenden Zuordnung von Einnahmen 
zu einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ent-
sprechen zu können. 

Die in Aussicht genommene privatwirtschaftliche 
Auffanggesellschaft für den Service-Teil der GID 
wird nicht Gemeinnützigkeit in Anspruch nehmen. 

Zu Frage 70: 

Die Bundesregierung hält an ihrer Absicht einer 
Teilprivatisierung fest. 

Die Absage der privaten Interessenten gegenüber 
der Übernahme des Service-Teils bezog sich auf 
eine direkte und sofortige Übernahme. Inzwischen 
wird über eine Regelung verhandelt, wonach 

— die private Gesellschaft im Herbst dieses Jahres 
die Betriebsführung für den Service-Teil der 
GID übernehmen und 

— spätestens zum 1. Januar 1988 der im einzelnen 
noch auszugestaltende Betriebsteil übergeben 
werden soll. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge-
ordneten Weisskirchen (Wienloch) (SPD) (Druck-
sache 10/5567 Frage 73): 

Ist dem Bundeskanzler bei Abfassung seines Glückwun-
sches zum, 75. Geburtstag von Kurt Ziesel bekannt gewesen, 
daß Herr Ziesel in Heft 3/1969 des „Deutschlandmagazin" 
das Hambacher-Fest von 1832, das der Bundeskanzler 1985 
als „Aufbegehren gegen Unfreiheit, soziale Ungerechtigkeit, 
gegen die Zersplitterung Europas" beschrieben hat, als 
„Hanswursttirade" bezeichnet hat? 

Der Bundeskanzler hat den Inhalt seines Glück-
wunsches nicht von der Übereinstimmung in der 
Bewertung historischer Ereignisse abhängig ge-
macht. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge-
ordneten Duve (SPD) (Drucksache 10/5567 Fra-
ge 74): 

Wie beurteilt der Bundeskanzler seine in seinem Glück-
wunsch an Kurt Ziesel zum 75. Geburtstag enthaltene For-
mulierung: „Dies und Ihr angeborener, ungestümer Sinn für 
Gerechtigkeit ..." jetzt, nachdem Herr Ziesel im „Deutsch-
land-Magazin" Ausgabe 5/1986 zum Bundesminister des Aus-
wärtigen folgende Formulierung gefunden hat: „Genscher als 
,Bruder' kommunistischer Gewalttäter und Vollzugsorgane 
der Weltrevolution, das erscheint uns für einen Außenmini-
ster der Deutschen Demokratie unerträglich."? 

Die von Ihnen zitierte Aussage ist von Herrn Zie-
sel zu verantworten. Der Bundeskanzler hat keinen 
Anlaß sie zu kommentieren. 

Bundesaußenminister Genscher besitzt unverän-
dert das Vertrauen und die Wertschätzung des Bun-
deskanzlers. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen des Abge-
ordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 10/5567 Fra-
gen 75 und 76): 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Bundeskanzler 
Ludwig Erhard 1965 ablehnte, Herrn Kurt Ziesel zu empfan-
gen und Bundeskanzler Kurt-Georg Kiesinger 1968 auf Emp-
fehlung seines damaligen Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Freiherr von und zu Guttenberg eine Einladung der 
„Deutschlandstiftung" ausschlug und hat dies bei der Abfas-
sung der Glückwünsche von Mitgliedern der Bundesregie-
rung an Kurt Ziesel anläßlich seines 75. Geburtstages eine 
Rolle gespielt? 

Trifft es zu, daß Bundeskanzler Helmut Kohl in seiner 
Glückwunschadresse an Kurt Ziesel anläßlich dessen 75. Ge-
burtstages geschrieben hat: „... Ihr angeborener, ungestümer 
Sinn für Gerechtigkeit sowie eine ebenso entwickelte Ab-
scheu vor Heuchelei hat Sie zu einem konservativen Non-
konformisten gemacht ... `, und wie vereinbart sich diese po-
sitive Wertung des Herrn Ziesel mit dessen Anzeige vom 
6. August 1943 in Hainsfeld/Österreich gegen seine damalige 
Köchin wegen „staatsfeindlicher Äußerungen" und der For-
derung, daß diese „Gesinnung, die für ein Konzentrationsla-
ger reif ist", eine „exemplarische Bestrafung" erfordere? 

Zu Frage 75: 

Für die Entscheidung über Geburtstagsglück-
wünsche des Bundeskanzlers an Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens sind Terminplanungen frü-
herer Bundeskanzler nicht maßgeblich. 

Der Bundesregierung liegen die Terminkalender 
früherer Bundeskanzler nicht vor. Sie hat auch 
keine Kenntnis darüber, aus welchen Gründen Ter-
mine wahrgenommen oder nicht wahrgenommen 
wurden. 

Zu Frage 76: 

Der Hinweis auf den „ungestümen Sinn für Ge-
rechtigkeit" im Glückwunsch des Bundeskanzlers 
an Kurt Ziesel bezieht sich natürlich nicht auf den 
von Ihnen zitierten Vorgang, wobei ich dahinge-
stellt lasse, ob sich der Vorgang so abgespielt hat. In 
jedem Fall gilt: Audiatur et altera pars. 

Unbestreitbar dagegen ist die Tatsache, daß Kurt 
Ziesel im Jahre 1934 wegen seiner aus Sicht der 
Nationalsozialisten — ich zitiere — „unzuverlässi-
gen Gesinnung" und wegen der Weigerung, seine 
freundschaftliche Beziehung zur Familie eines jüdi-
schen Rechtsanwaltes aufzugeben, aus der NSDAP 
ausgeschlossen und in sogenannte „Schutzhaft" ge-
nommen worden ist. 

Wie schon Freiherr von und zu Guttenberg in 
einem Beitrag im Jahre 1967 hervorhob, hat Kurt 
Ziesel nie geleugnet, daß er im Dritten Reich — ich 
zitiere — „auf dem falschen Bein hurra gerufen 
hat."  Freiherr zu Guttenberg, dessen Familie unter 
den Nationalsozialisten selbst schwer zu leiden hat-
te, kommentierte diese ungeheuchelte Offenheit 
mit der Bemerkung — ich zitiere —, „daß mir Leute, 
die sich zu ihren Fehlern bekennen und von ihnen 
abrückten, um einiges lieber sind als solche, die 
immer nur die Vergangenheit anderer bewältigen 
wollen, vielleicht aus Angst, ihre eigene könnte 
sonst bekannt werden".  

Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge-
ordneten Kastning (SPD) (Drucksache 10/5567 
Frage 77): 

Hat der Bundesminister für besondere Aufgaben und Chef 
des Bundeskanzleramtes, Dr. Schäuble, bei der in seinem 
Glückwunsch zum 75. Geburtstag von Kurt Ziesel enthalte-
nen Formulierung: „Dank und Anerkennung für Ihr literari-
sches und journalistisches Schaffen über fünf Jahrzehn-

te ... " auch die Tatsache mit einbezogen und bewertet, daß 
Herr Ziesel die Verschwörer des 20. Juli 1944 in der Wiener 
Ausgabe des Völkischen Beobachters vom 3. September 1944 
wie folgt bewertete: „An welchem Abgrund menschlicher 
Verworfenheit oder geistiger Umnachtung müssen jene Ehr-
geizlinge gestanden haben, als sie wider den Geist des gan-
zen Volkes sündigend, die Hand gegen den Führer erhoben 
... jeder, der sich wider den Geist des Krieges versündigt, 
muß vernichtet werden"? 

Das Lebenswerk eines jeden Menschen enthält 
Licht und Schatten, Beiträge, die zu akzeptieren 
und andere, die abzulehnen sind. Bundesminister 
Dr. Schäuble hat das literarische Schaffen Kurt Zie

-

sels in seiner Summe — oder wenn Sie so wollen — 
in  seinem Saldoertrag gewürdigt. 

Im übrigen hat Kurt Ziesel in einer unwiderspro-
chen gebliebenen Gegendarstellung in der „Süd-
deutschen Zeitung" vom 7. März 1967 folgendes fest-
gestellt: „Ich habe weder am 3. September 1944 noch 
zu einem anderen Zeitpunkt in der Wiener Ausgabe 
des Völkischen Beobachters über den 20. Juli ge-
schrieben. Sie behaupten ferner, ich sei der Verfas-
ser dieser Zeilen, die Sie vorher als Zitat von mir 
abdrucken. Die Behauptung ist unrichtig: Ich bin 
nicht der Verfasser dieser Zeilen."  

Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/5567 Frage 78): 

Weigern sich die sowjetischen Behörden nach den Er-
kenntnissen der Bundesregierung nach wie vor, entgegen 
den Beschlüssen von Helsinki und Madrid Touristenreisen 
deutscher Staatsbürger ins nördliche Ostpreußen zu erlau-
ben, und mit welcher Begründung (sofern überhaupt eine sol-
che erfolgt) werden derartige Gesuche zurückgewiesen? 

Die sowjetischen Behörden weigern sich nach 
wie vor, das nördliche Ostpreußen für den Besu-
cherverkehr zu öffnen. 

Soweit das Auswärtige Amt davon Kenntnis er-
hält, lehnen die sowjetischen Behörden Anträge auf 
Touristenreisen in das nördliche Ostpreußen mit 
dem Hinweis ab, es handele sich um militärisches 
Sperrgebiet und die sowjetische Reisebehörde In-
tourist führe deshalb keine Reisen dorthin durch. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Eid (DIE GRÜNEN) (Druck-
sache 10/5567 Fragen 79 und 80): 
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Ist die Sorge der Anti-Apartheid-Bewegung begründet, daß 
der südafrikanische Staatspräsident P. W. Botha im Zusam-
menhang mit einem möglichen Besuch Frankreichs im Juni 
1986 auch die Bundesrepublik Deutschland besuchen könn-
te? 

Wird die Bundesregierung dem Beispiel der US-Regierung 
folgen und den südafrikanischen Militärattaché in Bonn aus-
weisen? 

Zu Frage 79: 

Von einer Absicht des südafrikanischen Staats-
präsidenten, die Bundesrepublik Deutschland zu 
besuchen, ist der Bundesregierung nichts bekannt. 

Zu Frage 80: 

Die Bundesregierung hat zusammen mit ihren 
Partnern in der Europäischen Gemeinschaft am 
10. September 1985 beschlossen, die in der Republik 
Südafrika akkreditierten Militärattachés abzuberu-
fen und eine Neuakkreditierung von Militäratta-
chés aus Südafrika zu verweigern. 

Die Bundesregierung hatte die südafrikanische 
Regierung bereits 1979 von ihrem Wunsch unter-
richtet, die Militärattaché-Präsenz in der Bundesre-
publik Deutschland zu beenden und darauf hinge-
wiesen, daß die Neuakkreditierung eines südafrika-
nischen Militärattachés nicht gewährt wird. Der 
südafrikanischen Regierung ist bekannt, daß die 
Haltung der Bundesregierung hierzu unverändert 
ist.  

Die Bundesregierung folgt auch insofern den Be-
schlüssen der Regierungen der 12 Europäischen 
Staaten. 

Anlage 21 
Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Verheugen (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 81 und 82): 

Ist es Auffassung der Bundesregierung, daß ein umfassen-
des Verbot weiterer Atomwaffen-Tests nur parallel mit dra-
stischen Reduzierungen von Atomwaffen erfolgen und nicht 
etwa auch am Anfang einer derartigen Entwicklung stehen 
könnte? 

Teilt die Bundesregierung die Sichtweise, daß ein umfas-
sender Teststopp für Atomwaffen auch von früheren Bundes-
regierungen seit jeher nie isoliert von anderen Rüstungskon-
troll- und Abrüstungszielsetzungen, sondern stets nur als 
komplementäres Element einer drastischen Nuklear-Abrü-
stung angestrebt worden ist? 

Zu Frage 81: 

Die Bundesregierung hat ihre Haltung zu einem 
umfassenden Verbot aller Kernwaffenversuche in 
jüngster Zeit mehrfach dargelegt. So hat sich der 
Bundeskanzler am 9. Januar und am 11. April d. J. 
zu diesem Thema vor der Presse geäußert. Ich ver-
weise ferner auf meine eigenen Erklärungen vor 
dem Deutschen Bundestag vom 22. Januar und 
25. April 1986. Dabei habe ich u. a. betont, daß die 
Bundesregierung nachdrücklich für einen Umfas-
senden Teststopp zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
eintritt und sie als Kernproblem die Gewährlei-
stung einer zuverlässigen Verifikation ansehe. 

Zu Frage 82: 

Was das Verhältnis zwischen einem nuklearen 
Teststopp und Verhandlungen über den Abbau nuk-
learer Waffen angeht, möchte ich darauf hinweisen, 
daß schon der Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen von 1968 von einem solchen Zu-
sammenhang ausgegangen ist. Dies ergibt sich dar-
aus, daß der NVV beide Ziele anspricht: Das Ziel des 
Umfassenden Teststopps ist in der Präambel er-
wähnt, Art. VI enthält die Verpflichtung der Ver-
tragsparteien zu Verhandlungen über nukleare Ab-
rüstung. Die laufenden rüstungskontrollpolitischen 
Verhandlungen zwischen den beiden nuklearen 
Großmächten, die zwischen ihnen bestehende 
grundsätzliche Einigung über drastische Kernwaf-
fenreduzierungen sowie ihre prinzipielle Überein-
stimmung im Ziel der völligen Abschaffung von 
Kernwaffen unterstreichen diesen Zusammen-
hang. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Antretter (SPD) (Drucksache 10/5567 
Frage 83): 

Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung bisher 
unternommen und welche beabsichtigt sie in Zukunft zu un-
ternehmen, um die Öffentlichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland besser über die Tätigkeiten des Rates und der 
anderen ministeriellen Organe der WEU zu unterrichten? 

1. Unter den 7 WEU-Mitgliedstaaten ist die Bun-
desregierung die einzige Regierung, die (seit 1967) 
auf nationaler Ebene Halbjahresberichte über die 
Tätigkeit der WEU erstellt. Die Öffentlichkeit wird 
durch diese als Bundestagsdrucksache veröffent-
lichten Berichte ausführlich über die Arbeit des Ra-
tes und der anderen ministeriellen Organe der 
WEU unterrichtet. 

2. Im Zuge der WEU-Reorganisation ist — u. a. 
auf Anregung der Bundesregierung hin — beim 
WEU-Generalsekretariat in London eine neue Ar-
beitseinheit für Öffentlichkeitsarbeit eingerichtet 
worden, die am 1. Januar 1986 ihre Arbeit aufge-
nommen hat. Hiervon verspricht sich die Bundesre-
gierung für die Zukunft eine verbesserte Informa-
tion der Öffentlichkeit - in allen 7 WEU-Mitglied-
staaten — über die Tätigkeiten des Rates und der 
anderen ministeriellen WEU-Organe. 

3. Die Bundesregierung wird auch weiterhin in 
ihr geeignet erscheinender Weise (Presseverlautba-
rungen, Reden) über die WEU und die Tätigkeit 
ihrer ministeriellen Organe unterrichten. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5567 Fragen 84 und 85): 
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Konnte die Bundesregierung beim jüngsten Gespräch des 
Bundesaußenministers mit seinem bulgarischen Amtskolle-
gen eine Beendigung der seit 20 Jahren gegen die Sendungen 
der Deutschen Welle angesetzten Störsendungen erörtern 
und ein Ende der Störungen erreichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Frankreich in Taipei 
Visa erteilt, so wie das bereits die USA und Kanada tun, und 
sind Erwägungen angestellt worden, bei Bestätigung dieser 
Nachricht in gleicher Weise zu verfahren? 

Zu Frage 84: 
Die Bundesregierung hat anläßlich des Besuchs 

von Außenminister Mladenow (19.-21. Mai 1986) 
erneut nachdrücklich und unter Hinweis auf die 
KSZE-Schlußakte eine Beendigung der Störung von 
Sendungen der Deutschen Welle verlangt. Die bul-
garische Seite vertrat die Auffassung, die bulga-
rischsprachigen Sendungen der Deutschen Welle 
seien nicht objektiv und stellten eine Einmischung 
in innere Angelegenheiten dar. Die Bundesregie-
rung hat diesen Standpunkt zurückgewiesen und 
auf einem Ende der Störungen beharrt. 

Zu Frage 85: 
Die Praxis der Visaerteilung anderer westlicher 

Staaten ist der Bundesregierung bekannt. Im Falle 
Frankreich stellt in der Regel das französische Ge-
neralkonsulat in Hongkong ein Laissez-passer zur 
Einreise nach Frankreich aus. In besonderen Fällen 
kann das französische Wirtschaftsbüro in Taipeh 
derartige Laissez-passers ausstellen. 

Das deutsche Generalkonsulat Hongkong stellt 
an taiwanische Geschäftsleute Jahresvisa mit dem 
Recht der mehrfachen Ein- und Ausreise und einem 
Aufenthalt im Bundesgebiet bis zu insgesamt drei 
Monaten aus. Vertreter der deutschen Wirtschaft 
haben sich befriedigt über diese Regelung geäu-
ßert. 

Anlage 24 

Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Kühbacher (SPD) (Drucksache 10/5567 
Fragen 86 und 87): 

Beabsichtigt das Bundesministerium des Innern, seine 
Leitung oder andere Mitarbeiter Dienstreisen nach Mittel-
amerika (Mexiko) durchzuführen, und wie viele Personen 
werden einschließlich eventueller Sicherheitskräfte eine sol-
che Flugreise antreten? 

Wenn ja, womit wird der dienstliche Anlaß begründet, sich 
im Monat Juli während der Fußballweltmeisterschaft eben-
falls in Mexiko aufhalten zu müssen? 

Zu Frage 86: 
Weder von der Leitung noch von anderen Ange-

hörigen des Bundesministeriums des Innern ist 
derzeit eine Dienstreise während der Fußballwelt-
meisterschaft nach Mittelamerika (Mexiko) ge-
plant. 

Sollte die Nationalmannschaft die Endrunde er-
reichen, behält sich Bundesminister Dr. Zimmer-
mann einen Besuch der Fußballweltmeisterschaft 
vor.  

Zu Frage 87: 

Sollte Herr Bundesminister Dr. Zimmermann die 
Endrunde besuchen, ergibt sich der dienstliche An-
laß aus der Ressortzuständigkeit des Bundesmini-
sters des Innern für den Sport. 

Anlage 25 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Dr. Olderog (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5567 Fragen 88 und 89): 

Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung über die 
organisatorische Einschleusung von ghanaischen Staatsan-
gehörigen ins Bundesgebiet, die sich hier als Asylbewerber 
melden, tatsächlich aber zur Arbeitsaufnahme bzw. Bege-
hung von Straftaten einreisen? 

Trifft es zu, daß international agierende Organisationen 
deutsche Staatsangehörige, die in Geldschwierigkeiten sind, 
zur Eingehung von Scheinehen in Ghana veranlassen, damit 
ghanaische Staatsangehörige im Bundesgebiet eine Aufent-
haltserlaubnis erhalten und sich im Nachtleben und in der 
Prostitution betätigen können? 

Die Bundesregierung beobachtet die organisierte 
Einschleusung von ghanaischen Staatsangehörigen 
in das Bundesgebiet mit großer Besorgnis. 

Die Einreisen erfolgen unter Umgehung der Ein-
reise- und Aufenthaltsvorschriften fast ausschließ-
lich über die DDR nach Berlin (West) und von dort 
auf den Transitwegen in das übrige Bundesgebiet. 
Im Jahr 1985 sind 3 994 ghanaische Asylbewerber in 
das Bundesgebiet gelangt; in den ersten vier Mona-
ten des Jahres 1986 waren es 1800. 

Die Anerkennungsquote bei ghanaischen Asylbe-
werbern liegt unter 1 %. Die Kriminalitätsrate dage-
gen ist überdurchschnittlich hoch. 

Nach den Erkenntnissen der Zentralstelle zur Be-
kämpfung der unerlaubten Einreise bei der Grenz-
schutzdirektion wird die Einschleusung von straff 
geführten, international agierenden Organisationen 
betrieben. In der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben sie ihren Hauptwirkungskreis in Berlin, Ham-
burg und Frankfurt. 

Ziel der ghanaischen Asylbewerber ist häufig 
nicht die Aufnahme einer normalen Erwerbstätig-
keit, sondern das schnelle Erlangen von Vermö-
gensvorteilen. Dies ist fast immer mit strafrechtlich 
relevanten Handlungen verbunden. Urkunden-, Ei-
gentums- und Vermögensdelikte wie Versandhaus- 
und Kreditbetrug stehen hierbei im Vordergrund. 
Weibliche ghanaische Asylbewerber betätigen sich 
häufig in der Prostitution. 

Ghanaische Staatsangehörige, denen die Ab-
schiebung angedroht wurde oder die abgeschoben 
wurden, versuchen oftmals erfolgreich, Aufenthalts-
erlaubnisse durch Eingehung von Zweck- und 
Scheinehen zu erlangen. Als Ehegatten werden 
Deutsche oder Angehörige anderer EG-Staaten ge-
gen Honorar angeworben. Früher wurden solche 
Ehen vornehmlich in Dänemark, Frankreich, den 
Niederlanden und Großbritannien geschlossen. Seit 
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die dortigen Standesämter sensibilisiert sind, wei-
chen die Organisationen meistens nach Ghana aus. 
Häufig lassen sich die in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Ghanaer bzw. Ghanaerinnen 
bei der Eheschließung von Landsleuten vertreten. 

Im Gegensatz zu früheren Feststellungen, wo-
nach meistens männliche Ghanaer an solchen 
Scheinehen beteiligt waren, werden seit geraumer 
Zeit überwiegend weibliche ghanaische Staatsange-
hörige mit Deutschen oder EG-Angehörigen verhei-
ratet und anschließend der Prostitution zugeführt. 

Das Bundeskriminalamt und die Zentralstelle zur 
Bekämpfung der unerlaubten Einreise bei der 
Grenzschutzdirektion stehen in Kontakt mit gha-
naischen Polizeibehörden, um Lösungsansätze für 
das Problem zu finden. Hierzu wird demnächst eine 
ghanaische Polizeidelegation beide Behörden besu-
chen. 

Anlage 26 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Frage des Abge-
ordneten Dr. Schwenk (Stade) (SPD) (Drucksache 
10/5567 Frage 90): 

Hält die Bundesregierung es nach den Erfahrungen aus 
der Kernkraftwerkskatastrophe von Tschernobyl noch für 
zeitgemäß, den Bau von Untergrundkrankenhäusern zu fi-
nanzieren, die vornehmlich Schutz vor den Folgen atomaren 
Waffeneinsatzes bieten sollen, und welche Alternativen für 
Stützpunkte zu Maßnahmen gegen atomare Verseuchung 
auf Grund anderer Ursachen entwickelt die Bundesregie-
rung? 

Der Bau von Hilfskrankenhäusern erfolgt für 
Zwecke des Zivilschutzes; er steht in keinem Zu-
sammenhang mit Vorgängen wie der Kernkraft-
werkskatastrophe von Tschernobyl. Auch die Kata-
strophenschutzplanung für die Umgebung kern-
technischer Anlagen in der Bundesrepublik wird 
nicht auf Hilfskrankenhäusern abgestützt, weil mit 
einer intakten medizinischen Versorgung gerech-
net wird. 

Die Maßnahmen zur medizinischen Betreuung 
im Rahmen des Katastrophenschutzes in der Um-
gebung kerntechnischer Anlagen sind als Ergän-
zung der Rahmenempfehlungen für den Katastro-
phenschutz in der Umgebung kerntechnischer An-
lagen im Gemeinsamen Ministerialblatt Nr. 13 vom 
29. April 1981 veröffentlicht. Hierbei handelt es sich 
insbesondere um die Vorbereitung von Notfallsta-
tionen als Katastrophenschutzmaßnahmen. 

Die Bundesregierung wird im übrigen aus huma-
nitären Gründen am Bau von Hilfskrankenhäusern 
festhalten, weil sie diese als eine notwendige Vor-
sorgemaßnahme für einen — hoffentlich für alle 
Zeiten vermeidbaren — bewaffneten Konflikt be-
trachtet. 

Anlage 27 

Antwort 
des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Werner (Ulm) (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5567 Fragen 91 und 92): 

Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung über et-
waige Möglichkeiten, sowohl radioaktive Ablagerungen im 
menschlichen Körper durch verschiedene chemotherapeuti-
sche Bindemittel abzubauen als auch die Beeinträchtigung 
des Grundwassers durch radioaktive Langzeitschädigungen 
des Bodens mit technischen Mitteln zu verringern? 

Welche Überlegungen hat die Bundesregierung nach dem 
Reaktorunfall in der UdSSR angestellt, um durch eine we-
sentliche Verstärkung des Zivilen Bevölkerungs- und Kata-
strophen-Schutzes sowie durch Ausbau des öffentlichen Be-
vorratungs- und Verteilungs-Systems die Bevölkerung im 
Falle von Groß-Katastrophen — insbesondere bei etwaigen 
radioaktiven Verseuchungen — wirkungsvoller schützen zu 
können? 

Zu Frage 91: 
Der Bundesregierung sind verschiedene Pharma-

zeutika bekannt, die die Ausscheidung von radioak-
tiven Stoffen aus dem menschlichen Körper be-
schleunigen. 

Zur Sanierung durch Radioaktivität belasteten 
Grundwassers kommt die Errichtung von Stütz-
brunnen in Betracht. 

Die Bundesregierung sieht unter Berücksichti-
gung der geringen Kontamination durch den Unfall 
in Tschernobyl derzeit keinen Anlaß für derartige 
Vorsorgemaßnahmen. 

Zu Frage 92: 
Das Reaktorunglück in der UdSSR war der erste 

ausländische Nuklearunfall, der radioaktive Aus-
wirkungen auf die Bundesrepublik Deutschland zur 
Folge hatte. Die hierbei auf deutscher Seite gewon-
nenen Erkenntnisse und Erfahrungen bedürfen ei-
ner besonders sorgfältigen Auswertung. Die Bun-
desregierung hat zu diesem Zweck beim Bundesmi-
nister des Innern eine ad-hoc-Arbeitsgruppe einge-
setzt, die die Aufgabe hat, zunächst eine Bestands-
aufnahme der in diesem Zusammenhang aufge-
tauchten Sach- und Verfahrensfragen durchzufüh-
ren und Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Diese 
sollen dann jeweils unter Zuziehung besonderen 
Sachverstands weiterverfolgt werden. Es ist vorge-
sehen, daß die Arbeitsgruppe ihren Auftrag bis 
Ende Juli erledigt. Anschließend sollen die Arbeits-
ergebnisse zur Diskussion gestellt und in enger Ab-
stimmung mit den zuständigen Länderbehörden 
umgesetzt werden. 

Anlage 28 

Antwort 
des Staatssekretärs Neusel auf die Frage des Abge-
ordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 10/5567 
Frage 93): 

1st die Bundesregierung von der französischen Regierung 
darüber informiert worden, daß in der Nacht zum 14. April 
1984 in dem nordöstlich von Lyon gelegenen Atomkraftwerk 
Bugey ein Störfall eingetreten ist, in dessen Verlauf ein 
„Größter Anzunehmender Unfall" (GAU) nur ganz knapp ver-
hindert werden konnte, und welche Schlußfolgerungen hat 
die Bundesregierung daraus gezogen? 
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Die Bundesregierung war über den Störfall im 
französischen Kernkraftwerk Bugey am 14. April 
1984 informiert. Dieser Störfall ist auch im Rahmen 
des Informationsaustausches in der Deutsch-Fran-
zösischen Kommission für Fragen der Sicherheit 
kerntechnischer Einrichtungen eingehend behan-
delt worden. Insbesondere wurde in der Ad-hoc-
Arbeitsgruppe „Technische Fragen zur Sicherheit 
von Druckwasserreaktoren" der Störfall im Detail 
von der französischen Seite vorgestellt. Diese Ar-
beitsgruppe tagte am 9. und 10. Mai 1985 in dem 
französischen Kernkraftwerk Bugey. 

Bei dem 5. (jährlichen) Gespräch zwischen der 
Groupe Permanent Réacteurs (GPR) und der Reak-
torsicherheitskommission (RSK) am 20. März bis 
22. März 1985 in Cadarache im Rahmen der 
Deutsch-Französischen Kommission (DFK) wurde 
außerdem die RSK ausführlich über den Störfall im 
Kernkraftwerk Bugey informiert. 

Genaue Informationen über den Störfall erreich-
ten die Bundesregierung ferner über das internatio-
nale „Incident Reporting System", an das die Bun-
desrepublik angeschlossen ist. 

Der Störfall ist von der Gesellschaft für Reaktor-
sicherheit im Auftrag des Bundesministers des In-
nern bewertet worden. Nach den vorliegenden Un-
tersuchungsergebnissen ergab sich für die Bundes-
regierung kein Anlaß, für deutsche Anlagen Konse-
quenzen aus dem Störfall zu ziehen. 

Anlage 29 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Frage des Ab-
geordneten Mann (DIE GRÜNEN) (Drucksache 
10/5567 Frage 94): 

Ist es richtig, daß die USA, Kanada, Schweden, Finnland 
und Spanien auf die Wiederaufarbeitung verzichtet haben, 
und welches ist die Haltung der Bundesregierung zum Be-
schluß des FDP-Parteitages, eine direkte Endlagerung abge-
brannter Brennelemente anstelle einer Wiederaufarbeitung 
zu prüfen? 

Von den angeführten Ländern hat nur Schweden 
förmlich seinen Verzicht auf die Wiederaufarbei-
tung abgebrannter Brennelemente erklärt. Die üb-
rigen Länder haben noch nicht abschließend über 
den einzuschlagenden Entsorgungsweg entschie-
den. 

In ihrem Beschluß vom 23. Januar 1985 hat die 
Bundesregierung auf der Grundlage eines sorgfälti-
gen Abklärungsprozesses unter Einbeziehung von 
Sicherheits- und Kostengesichtspunkten festge-
stellt, daß sie keinen Anlaß sieht, von dem bisheri-
gen Entsorgungskonzept abzugehen. Die Bundesre-
gierung hat sich deshalb nachdrücklich für den Bau 
einer Wiederaufarbeitungsanlage, zugleich aber 
auch für eine Fortentwicklung der derzeit als Ent-
sorgungsweg noch nicht belastbaren direkten End-
lagerung ausgesprochen. Diese Arbeiten werden so-
wohl auf Seiten des Bundes wie auf Seiten der 
Industrie mit allem Nachdruck betrieben. Der von 
der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 
von Kernbrennstoffen (DWK) Anfang Mai gestellte 

Antrag auf Genehmigung einer Pilot-Konditionie-
rungsanlage stellt dabei einen wichtigen Teilschritt 
dar. 

Hieran hat sich durch den Beschluß des FDP-Par-
teitages nichts geändert. 

 

Anlage 30 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Senfft (GRÜNE) (Drucksache 10/5567 
Fragen 95 und 96): 

Aus welchen Gründen stellte das Bundesministerium des 
Innern im Jahre 1984 die Förderung des Forschungsvorha-
bens St.Sch. 884 — Epidemiologie an Radiojodpatienten — 
von  Dr. Dr. B. Glöbel an der Universität Homburg (Saar) ein, 
und ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der Klärung 
der Frage nach dem Risiko der Jod-131-Einwirkung auf den 
Menschen angesichts der Aktualität dieser Frage das For-
schungsvorhaben erneut zu fördern? 

Hält sich die allgemeine und langfristige Erhöhung der 
Radioaktivitätskonzentrationen in Nahrungsmitteln auf 
Grund des Reaktorunfalls in Tschernobyl noch im Rahmen 
der Vorschriften der Strahlenschutzverordnung für den be-
stimmungsmäßigen Betrieb, und sowohl wann als auch in 
welcher Hinsicht gedenkt die Bundesregierung gegebenen-
falls die diesbezügliche juristische Grundlage zu verändern? 

Zu Frage 95: 

Für den Zeitraum vom 1. Juli 1982 bis 30. Juni 
1984 erhielt Herr Dr. Dr. B. Glöbel im Rahmen einer 
Fehlbedarfsfinanzierung den Auftrag für ein For-
schungsvorhaben: „Epidemiologische Studie an Pa-
tienten, bei denen Jod 131 zur Untersuchung oder 
Behandlung angewendet wurde". Dieses For-
schungsvorhaben war als Pilotprojekt für den Zeit

-

raum von 2 Jahren ausgelegt. Die Vorlage der Er-
gebnisse durch den Forschungsnehmer machte 
noch eine Verlängerung des Vorhabens und der 
Förderung bis zum 31. Dezember 1984 erforderlich. 
Von einem Abbruch des Forschungsvorhabens 
kann somit nicht die Rede sein. 

Die Bundesregierung fördert im übrigen ein For-
schungsvorhaben zur Frage des Risikos nach Inkor-
poration von radioaktivem Jod beim Institut für 
Strahlenhygiene beim Bundesgesundheitsamt. 

Zu Frage 96: 

Nachdem aufgrund von Meldungen aus Skandi-
navien und eigener Meßwerte absehbar war, daß 
durch den Unfall im Kernreaktor Tschernobyl zu-
mindest in Teilen des Bundesgebietes die für den 
bestimmungsgemäßen Betrieb kerntechnischer An-
lagen vorgesehenen Grenzwerte zum Schutz der 
Bevölkerung überschritten würden, empfahl die 
Strahlenschutzkommission für bestimmte Nah-
rungsmittel Richtwerte für die Kontamination mit 
radioaktiven Stoffen. Es sollte damit erreicht wer-
den, daß die Bevölkerung nur einen Teil der Strah-
lendosis erhalten sollte, die bei der Störfallvorsorge 
bei eigenen kerntechnischen Anlagen zugrunde ge-
legt werden darf. 
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Eine Änderung der für die Ableitung radioaktiver 
Stoffe beim bestimmungsgemäßen Betrieb kern-
technischer Anlagen geltenden Werte der Strahlen-
schutzverordnung ist nicht vorgesehen. 

Anlage 31 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/5567 
Fragen 97 und 98): 

In welcher Größenordnung plant die Bundesregierung ei-
nen neben § 38 des Atomgesetzes zu gewährenden Ausgleich 
von Schäden infolge der Reaktorkatastrophe in der Sowjet-
union im Rahmen einer Billigkeitsregelung, und für welche 
Schäden will sie unter finanzieller Beteiligung der Länder 
Ausgleichsmaßnahmen vorsehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, neben der Landwirtschaft 
auch Gewerbetreibende (z. B. Reiseveranstalter) für die 
Schäden zu entschädigen, die z. B. durch Rücktritt von Reise-
vorhaben in osteuropäische Staaten entstanden sind, und 
was wurde bisher unternommen, um über den Kreis der 
Landwirtschaft hinaus auch andere durch die Tschernobyl

-

Katastrophe in Mitleidenschaft gezogene Kreise zu entschä-
digen? 

Bund und Länder halten in Ergänzung der vom 
Bundesminister des Innern bereits am 21. Mai 1986 
zu § 38 Abs. 2 Atomgesetz erlassenen Ausgleichs-
richtlinie eine weitere Regelung für erforderlich, 
um den Betroffenen, die durch die Maßnahmen zur 
Gesundheitsvorsorge aus Anlaß des Reaktorunfalls 
in Tschernobyl wirtschaftliche Nachteile erlitten 
haben, eine rasche und unbürokratische Hilfe zu-
kommen zu lassen. Dazu haben sich Bund und Län-
der bereits grundsätzlich geeignet. 

Einzelheiten sollen in einer Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe ausgearbeitet werden, die am 4. Juni 
ihre Arbeit in Bonn aufgenommen hat. Daher kön-
nen Angaben zur finanziellen Größenordnung einer 
solchen Billigkeitsregelung sowie zu den von ihr im 
einzelnen erfaßten Schadensfällen noch nicht ge-
macht werden. 

Im übrigen ist noch auf folgendes hinzuweisen: 

Schon die eingangs erwähnte Ausgleichsrichtli-
nie sieht keineswegs nur einen Ausgleich für Schä-
den im landwirtschaftlichen Bereich vor — für 
diese gelten nur besondere Verfahrensvorschriften. 
Vielmehr werden über die vom Atomgesetz erfaß-
ten Rechtsgüter, also z. B. Schäden am Eigentum 
oder am eingerichteten und ausgeübten Gewerbe-
betrieb, durchaus auch andere Gruppen von Ge-
schädigten erfaßt. Nur müssen diese ihren Schaden 
— wie sonst auch üblich — individuell nachweisen. 

Anlage 32 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 10/5567 
Fragen 99 und 100): 

Welche Veranlassung hatte der Parlamentarische Staats-
sekretär Spranger, im August 1985 vom Bundesamt für Ver-
fassungsschutz einen „etwa sechsseitigen veröffentlichungs-
fähigen Bericht mit Beispielen" über „Erfolge kommunisti-
scher Aktionseinheitspolitik — Bündnispolitik gegenüber 
der SPD und Gewerkschaften — in den letzten beiden Jah-
ren aus der Sicht der DKP" anzufordern und sind, gegebe-
nenfalls wann, entsprechende Berichte hinsichtlich anderer 
Parteien und Organisationen, gegebenenfalls welcher, ange-
fordert worden? 

An welche Journalisten sind die Berichte gemäß Ziff. 1 als 
„üblicher Verteiler" (Aktenvermerk des Pressereferates vom 
27. September 1985) übermittelt worden und was war die Ver-
anlassung dafür, diese Berichte nicht allgemein zu veröffent-
lichen, sondern die Empfänger zu bitten, den Urheber des 
Vermerks bei einer pressemäßigen Verwertung nicht zu be-
nennen? 

Die Bundesregierung beobachtet — ebenso wie 
frühere Bundesregierungen — die Bestrebungen 
der orthodoxen Kommunisten, insbesondere der 
„Deutschen Kommunistischen Partei" (DKP), ihre 
politische Wirksamkeit, die ihnen vom Wähler nicht 
zugestanden wird, durch bündnispolitische Aktivi-
täten zu verstärken. Zielgruppen sind dabei vor al-
lem Sozialdemokraten und Gewerkschafter. Die 
Bundesregierung hält es für ihre Pflicht, die Öffent-
lichkeit über diese Aktivitäten und ihre Erfolge zu 
unterrichten und auf die damit verbundenen Gefah-
ren für unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung hinzuweisen. 

Vor diesem Hintergrund hat der Bundesminister 
des Innern im August des vergangenen Jahres den 
von Ihnen zitierten Bericht angefordert und ihn sol-
chen Journalisten zur Verfügung gestellt, die sich in 
ihrer Arbeit schwerpunktmäßig mit Fragen der in-
neren Sicherheit befassen. Dabei ist diesen Journa-
listen nicht — wie in einem Teil der Presse fälsch-
lich behauptet — auferlegt worden, den Urheber 
der Aufzeichnung zu verschweigen. Der Bericht 
wurde ebenfalls Mitgliedern der Parteiführung der 
SPD und der sozialdemokratischen Fraktion des 
Deutschen Bundestages zugeleitet. 

Herr Dr. Glotz hat Teile der Aufzeichnung in der 
Zwischenzeit wörtlich in einen Aufsatz übernom-
men, den er in der April-Ausgabe der „Neue Gesell-
schaft/Frankfurter Hefte" unter dem Titel „Margi-
nalien über Kommunismus, Marxismus und soziale 
Demokratie" veröffentlicht hat. 

In dem Verfassungsschutzbericht 1985, der in we-
nigen Tagen veröffentlicht werden wird, werden Sie 
eine ausführliche Darstellung der bündnispoliti-
schen Bemühungen orthodoxer Kommunisten und 
ihrer Erfolge finden. 

Ich darf im übrigen darauf hinweisen, daß der 
Bundesminister des Innern den von Ihnen zitierten 
Bericht nebst den dazu gehörenden Aktenvor-
gängen am 11. März dieses Jahres in Erfüllung 
eines entsprechenden Beweisbeschlusses dem 
2. Parlamentarischen Untersuchungsausschuß des 
10. Deutschen Bundestages zugeleitet hat. 
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Anlage 33 
Antwort 

des Staatssekretärs Neusel auf die Fragen des Ab-
geordneten Dr. Schöfberger (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 101 und 102): 

Warum gewährt die Bundesregierung entgegen einer frü-
heren mündlichen Zusage aus dem Bundesministerium des 
Innern dem Deutschen Umwelttag, der vom 6. bis 8. Juni 1986 
in Würzburg stattfindet, keinen finanziellen Zuschuß? 

Welche Themen in welcher Form und unter wessen Beteili-
gung müßte der Deutsche Umwelttag behandeln, um nach 
den allgemeinen Richtlinien der Bundesregierung zuschuß-
würdig zu sein? 

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern wurde 1985 dem Deutschen Natur-
schutzring als maßgeblichem Mitveranstalter des 
Deutschen Umwelttages eine projektgebundene Zu-
wendung in Höhe von 70 000 DM gewährt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat  innerhalb seiner institutio-
nellen Förderung des Deutschen Naturschutzringes 
den Ansatz für Veranstaltungen im Haushaltsjahr 
1986 im Hinblick auf den Deutschen Umwelttag um 
28 600 DM erhöht. 

Anlage 34 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/5567 Fragen 5 und 6): 

Teilt die Bundesregierung die von Mitarbeitern des Bun-
desverfassungsgerichtes vertretene Auffassung (Hund, in 
Festschrift für Nagelmann 1984), daß die „unter der Ober-
fläche" bestehenden Gegensätze aus dem Nord-Süd-Konflikt 
des Bundesgebietes bewußter als bisher verfassungspolitisch 
aufgearbeitet werden müssen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung (Mierscheid, 
Bonn 1986), daß die Neutralitätsforderung an den Bund in 
diesem Zusammenhang nicht als Aufforderung zur Tatenlo-
sigkeit interpretiert werden kann? 

Ich bin Ihnen, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
sehr dankbar, daß Sie der Bundesregierung Gele-
genheit geben, zu einem so aktuellen Thema Stel-
lung zu nehmen. Der Nord-Süd-Konflikt innerhalb 
des Bundesgebietes treibt nicht nur „unter der 
Oberfläche" seine Wurzeln, sondern grassiert auch 
darüber bisweilen recht munter. Er ist jedoch nicht 
unüberwindlich. Das Bundesverfassungsgericht hat 
zu seiner Lösung wertvolle Beiträge geleistet. Ihm 
ist jedoch leider keine zufriedenstellende Klärung 
aller Fragen gelungen; hat dieses hohe Gericht doch 
durch seine Lage und Aufgabe selbst Teil am Süd-
Nord-Konflikt. Von seinem Sitz südlich der Mainli-
nie aus unterzieht es die Erzeugnisse eines nördlich 
des Mains wirkenden Gesetzgebers einer strengen 
Beurteilung und ruft damit keineswegs nur freu-
dige Gefühle hervor. Ein hoher Vertreter Ihrer Par-
tei, sehr geehrter Herr Abgeordneter, soll dieser Fa-
cette des Süd-Nord-Konflikts vor einigen Jahren 
mit herzhaften Worten Ausdruck verliehen haben. 

Daher sind Exekutive und Legislative zum Han-
deln aufgerufen. Die Bundesregierung erwägt des-
halb, eine unabhängige Sachverständigenkommis-
sion einzuberufen, die Vorschläge für eine umfas-
sende gesetzliche Bereinigung des Konflikts erar-
beiten soll. Was den Vorsitz in diesem Gremium 
anbelangt, so ist an den Abgeordneten Mierscheid 
gedacht. Seine überragende Intelligenz und in zahl-
reichen Vorschlägen bewährte schöpferische Phan-
tasie gewährleisten die erfolgreiche Bewältigung 
der schwierigen Aufgaben. Es ist uns auch gelun-
gen, den jetzigen Aufenthaltsort des seit einigen 
Jahren verschollenen Regierungsdirektors a. D. Dr. 
Nagelmann zu ermitteln und ihn mit seinem verfas-
sungsrechtlichen Sachverstand für eine Mitarbeit 
zu gewinnen. Nach dem Ministerialdirigenten a. D. 
Dr. h. c. Dräcker wird noch gefahndet, damit er mit 
seiner fernöstlichen Weisheit als externer Gutach-
ter herangezogen werden kann. Ich darf davon aus-
gehen, daß auch Sie, Herr Abgeordneter, sich ange-
sichts Ihres einschlägigen Interesses und der be-
sonderen Nähe Ihres Wahlkreises zur West-Ostlinie 
einer aktiven Mitarbeit in der Sachverständigen-
kommission gegebenenfalls nicht entziehen wer-
den. 
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